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Georg Fülberth

Rot bleibt grau 
Nach Hessen: Die Linke kann in der Krise kaum Boden machen 

Nach dem Gründerkrach von 1873 
nahm die deutsche Sozialdemokra-
tie einen aufschwung, den selbst 
Bismarcks Sozialistengesetz nicht 

verhindern konnte. am Ende der Weltwirt-
schaftskrise von 1929 gingen die uSa mit 
roosevelt nach links, ebenso für einige Jahre 
Frankreich und Spanien. In Schweden be-
gann das sozialdemokratische Zeitalter. auf 
dem deutschen Sonderweg allerdings kam 
Hitler an die Macht. Vorangegangen war eine 
innenpolitische Polarisierung, in der auch die 
KPD zunächst stärker wurde.

Zu Beginn der jetzigen, vielleicht der dritten 
großen Krise des Kapitalismus scheint sich mit 
der Wahl Barack Obamas eine Linksbewegung 
anzubahnen. Es ist aber nicht klar, ob diejeni-
gen, die ihn für einen neuen roosevelt halten, 
sich damit nur etwas Schönes wünschen.

In Deutschland scheint die Linke gelähmt. 
Gemeint sind die Partei gleichen namens, 
der immer schwächer werdende nahles-
Flügel der SPD, die kämpferischen Sektoren 
der Gewerkschaften und außerparlamenta-
rische Bewegungen wie attac. Die Grünen 
reagieren zunehmend geniert, wenn sie da-
zugerechnet werden.

In Hessen ist die SPD erwartungsgemäß 
abgestürzt. Die Linkspartei freut sich darü-
ber, dass sie nicht aus dem Landtag geflogen 
ist. Sie hat die Stimmen, die die SPD verlor, 
nicht auf sich ziehen können. Die rot-rot-
grüne Option von 2008 ist verschwunden. 
Es gibt ein austauschverhältnis zwischen 
SPD und Grünen einerseits, FDP und CDu 
andererseits. Die Linke bleibt isoliert. In den 
umfragen auf Bundesebene ist sie zwar nicht 
eingebrochen, aber sie stagniert.

Wie ist das alles zu erklären?
Zunächst handelt es sich nur um den an-

fang einer Krise, von der nicht ausgemacht 
ist, ob sie tatsächlich ein ganz dickes Ende 
haben wird. Getroffen hat sie bisher vor 
allem die Banken und hohen Einkommens-
gruppen. Sie sind besonders artikulations-
fähig. So erklärt sich das mediale Getöse, 
mit dem die rezession kommentiert wurde, 
bevor sie noch so richtig angefangen hatte. 
Die Hartz-IV-Empfänger wurden nicht 
erfasst, auch noch nicht die Stammbeleg-
schaften, die zur Zeit anlass sehen, sich zu 
ducken, nicht aber aufzubegehren. Sie aber 
sind eine aktuelle oder wären eine poten-
tielle Trägerschicht der Linken (über die 
Partei von Gysi und Lafontaine hinaus), die 
von ihnen gegenwärtig noch nicht beflügelt 
wird. Die Debatten über bedingungsloses 
oder an arbeitseinkommen orientiertes 
Grundeinkommen, die in der Linkspartei 
weiter geführt werden, sind in der Sache 
nicht belanglos, interessieren zur Zeit aber 
nur innerparteilich.

Bislang gelingt es den großen Pleitiers, 
die kleinen Leute als Geisel für ihre eigenen 
Probleme zu nehmen. als die Kanzlerin die 
Spareinlagen garantierte, stiftete sie fürs erste 
eine neue art der Sozialpartnerschaft. 

Die Erzeuger und Verwalter der herrschen-
den Gedanken dolmetschen vorerst mit Er-
folg die Krise als ein plötzlich eingetretenes 
Ereignis: als ausnahmezustand, der die Stun-
de der Exekutive ist. Das ist ähnlich wie bei 
der großen Flut von 2002.

auf der anderen Seite wird sichtbar, dass 
die Linke – jetzt ist die Partei gemeint – es 
sich in der Vergangenheit wohl doch etwas 
zu leicht machen konnte. Sie hat von Hartz 
IV gelebt: von den abfällen der SPD, näm-
lich den Fehlern Schröders und Müntefe-
rings. Man brauchte nur den Platz zu be-
setzen, den diese freigab. (Das gelang schon 
damals nur teilweise.) Steinbrück kann dar-
auf hinweisen, dass er im richtigen Moment 
das macht, was Lafontaine im angeblich fal-
schen gefordert hat: Konjunkturprogram-
me. Seit Jahren sah die Linke in diesen ein 
Mittel, um den schwachen arbeitsmarkt zu 
beleben. Gemeint war etwas Vernünftiges, 
die schmale Formulierung aber zeigt jetzt 
Schwächen. Konjunkturprogramme sind 
Hauruck-aktionen, über deren Erfolge 
man nichts weiß. 

Das gilt auch für das Vorbild von 1967. Ob 
die beiden Konjunkturprogramme, die von 
der großen Koalition damals auf den Weg 
gebracht wurden, die rezession tatsächlich 
überwinden halfen oder ob die Wirtschaft 
ohne sie ebenso schnell wieder angesprun-
gen wäre, ist umstritten. Eine langfristig 
angelegte aktive Investitionstätigkeit des 
Staates kann Krisen zwar nicht verhindern, 
sie aber auf ein festeres Fundament treffen 
lassen. Die Linke hat das immer gewusst 
und auch gesagt, aber es früh auf den Begriff 
»Konjunkturprogramm« verengt, der ihr 
jetzt von der Exekutive aus der Hand ge-
nommen wird.

Was wird sein, wenn der Besteckkasten der 
regierung vorzeitig leer ist? Es ist durchaus 
unsicher, ob eine dann etwa erwachende 
Massen-unzufriedenheit sich nach links ent-
wickelt. Sie kann auch nach rechts gehen. um 
dies zu verhindern und endlich führungsfä-
hig zu werden, müsste die Linke mit ihren 
verschiedenen Elementen in der Krise eine 
andere werden, als sie es vorher gewesen ist. 
Soweit der Spruch, nichts werde wieder sein 
wie bisher, mehr als nur eine Phrase ist, gilt 
er auch für sie. n

Ulrike Baureithel

Die Akte Wahrheit
2009 ist es endlich an der Zeit, über die Sieger der Einheit kritisch 
nachzudenken. Es gibt aber noch die Birthler-Behörde

Zwanzig Jahre dauert der Sieg nun 
schon, und je länger er währt, desto 
schaler wird er: Gründe, an der Über-
legenheit des Systems zu zweifeln, 

das 1989 über den ersten deutschen arbei-
ter- und Bauernstaat triumphierte, gibt es 
zuhauf, und der Zweifel nagt selbst an hart 
gesottenen Verteidigern des Marktliberalis-
mus. Im Gedenkjahr 2009 könnte man  also 
mal zur abwechslung einmal über die Sieger 
nachdenken, gäbe es da nicht die innere De-
markationslinie zwischen Tätern und Opfern 
(Ost), die die Erinnerung konturiert.

Vor einer Woche hat sich Kanzlerin an-
gela Merkel erstmals offiziell in die Birthler-
Behörde verirrt, um sich von deren Chefin 
davon überzeugen zu lassen, dass es noch 

viele Jahre dauert, bis all die geschredderten 
Schnipsel zusammengeklebt sind und ihre 
adressaten gefunden haben. Das amt zur 
Verewigung des DDr-unrechts ist bedroht, 
weil 2011 die regelüberprüfung auf Stasi-
Tätigkeit endet und es keine rechtsstaatlichen 
Gründe mehr gibt, die akten offen zu halten. 
Selbst der einstige Bürgerrechtler und stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende der union, 
arnold Vaatz, hat sich kürzlich dafür ausge-
sprochen, das Stasi-Konvolut in absehbarer 
Zeit in den Bestand des Bundesarchivs zu 
überführen und es nach den üblichen archiv-
regeln eingeschränkt zu nutzen.

Die akten der Staatssicherheit waren im-
mer mehr als nur ein geschmacklich zweifel-
haftes, makabres Überbleibsel der DDr. Von 
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den Bürgerkomitees im Januar 1990 in einer 
aufsehen erregenden aktion in der Berliner 
normannenstraße gerettet, mutierten sie im 
Laufe der Jahre zur DDr schlechthin, als ob 
das Essentielle des Landes in diesen zerfal-
lenden 43 Papierkilometern aufbewahrt ist 
und in Feierstunden zitierfähige ursache des 
historisch unausweichlichen untergangs sein 
könnte. 

nur diese postum überhöhte Wahrneh-
mung rechtfertigt die eifernden Kommenta-
re: Die DDr-Bürger würden »ihrer Wurzeln 
beraubt«, ist zu lesen, wenn der Stasi-Bestand 
und die Behörde aufgelöst würden. Die Wur-
zeln von Menschen, sollte man meinen, lie-
gen bei Eltern und Familien, im Geschmack 
einer Speise und im Duft einer Landschaft, 
im Erleben des guten oder schlechten Mit-
einanders. Vielleicht wird manch einer noch 
trüben Bodensatz in den Stasi-Konserven er-
schnüffeln; Kindheit und gelebte Erfahrung 
werden die akten den Bürgern der DDr, die 
– wie Marianne Birthler bei dieser Gelegen-
heit einräumen musste – ohnehin höchstens 
zu zwei Prozent in den Stasi-apparat verwi-
ckelt waren, nicht zurückbringen.

als sich vor Jahresfrist anlässlich einer Ge-
denkveranstaltung der frühere Kulturminis-
ter der DDr, Dietmar Keller, öffentlich der 

»Feigheit« zieh, wurde das vom Publikum 
nur wenig honoriert. Die in der nachfolge 
des Holocaust geschaffene »kriminalistische 
Erinnerung« feiert das »moralische Opfer« 
und verbannt den »Täter« in die Schweige-
zone. Es braucht Mediatoren, um zu diffe-
renzieren und abzuwägen, was wir in Erin-
nerung behalten und was wir, redend oder 
schweigend, vergessen sollten. 

Die Gauck- respektive Birthler-Behörde 
hätte eine solche Mediatorenrolle überneh-
men können, wäre sie nicht von anfang an 
zum Spielball der tagespolitischen Interes-
sen geworden. Wie professionell ihre na-
mensgeber die Behörde verwalten, wie viele 
Spitzel im Laufe der Zeit dort unterschlupf 
gefunden haben mögen: geschenkt. Das amt 
jedenfalls würde alle guten Erinnerungen 
und Erfahrungen der Wendezeit, alles Gute 
und Schlechte der nachkriegszeit überleben, 
prophezeite Günter Gaus im Oktober 2000. 
Er hat recht behalten in dem Sinne, dass es 
die Einrichtung noch immer gibt und die 
Kanzlerin weiterhin ihren Bestand garan-
tiert. 

Was an Erinnerung und Erfahrung über-
lebt, bestimmen aber nicht Behörden und 
Politik, sondern, gerade in einem solchen 
Gedenkjahr, die nachlebenden. n

Glaube,  
Gerechtigkeit 
und Welt-
unordnung: 
Bischöfin 
Margot  
Käßmann  
im Gespräch
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Ekkehart Krippendorff

Immun gegen Obamanie
InauguratIon In WashIngton  n  Die deutschen Linken schwanken zwischen Abwarten und Skepsis    

Erstmals seit Jahrzehnten gibt es so 
etwas wie Hoffnung für die interna-
tionale Politik, denn der »Ruck«, der 
durch die uS-Gesellschaft gegangen 

ist, der eigentlich realistischerweise unerwar-
tete erfolg einer demokratischen Massenmo-
bilisierung, wird nicht ohne Folgen bleiben. 
Das schließt kurzfristig eine pragmatische 
kontinuität in der komposition der ameri-
kanischen politischen klasse nicht aus: Wenn 
dieser Präsident wirklich etwas bewegen und 
nicht an der eingefahrenen Maschinerie der 
Washingtoner Bürokratie idealistisch schei-
tern will, muss er wohl zunächst mit einem 
Personal arbeiten, das mit dem Behördenap-
parat umzugehen versteht, um über die ma-
gischen ersten 100 tage, um nicht zu sagen: 
die ersten beiden Jahre, unbeschädigt hinaus-
zukommen. einige Personalentscheidungen 
würden missverstanden, wollte man sie be-
reits als erste Anzeichen des einknickens vor 
dem establishment deuten.

Wie reagiert die deutsche linke auf diese 
ganz andere als die aus den uSA gewohnte 
rechtskonservative Herausforderung? Wo-
bei hier die linke nicht parteipolitisch, son-
dern als jenes außerparlamentarische Spek-
trum gemeint ist, das als Friedens-, Ökolo-
gie- und Antimilitarismus-Bewegung noch 
immer erfreulich lebendig ist und zuerst der 
alten Bundesrepublik, dann dem heutigen 
Deutschland den stolzen Namen der »Bewe-
gungsrepublik« eingetragen hat. In Sachen 

Obama bleibt sie skeptisch bis pessimistisch: 
Man müsse doch sehen, dass die realen Inter-
essen der uSA mächtiger seien als ein einzel-
ner gutwilliger Mann im Weißen Haus (der 
ohnehin dabei sei, seinen Frieden mit den real 
existierenden Verhältnissen zu machen), dass 
ohne eine radikal andere Gesellschaftspolitik 
keine Aussicht auf eine substanziell andere 
als die bisherige Außenpolitik bestünde; alles 
andere sei Wunschdenken. 

Nun mag an dieser kritik etwas Wahres 
sein, es mag sein, dass die »Obamania« ei-
ner realpolitischen enttäuschung weicht – es 
könnte aber auch nicht sein. es mag auch sein, 
dass während dieses unvergleichlich intensi-
ven Wahlkampfes eine basisbewegte energie 
freigesetzt wurde, die – verbunden mit dem 
so massenwirksamen Appell Yes, we can und 
angetrieben vom krisenbewusstsein aller Ge-
sellschaftsschichten – den Boden für die Ak-
zeptanz radikaler Antworten bereitet hat. Mit 
einem Präsidenten Obama öffnet sich das, was 
so trefflich auf englisch the window of oppor-
tunities heißt, das Fenster der Möglichkeiten. 
Möglichkeiten – keine Gewissheiten.

Die außerparlamentarischen Bewegun-
gen in Deutschland, die demokratischen 
Verwandten der uS-Obama-enthusiasten, 
scheinen dieses Fenster nicht zu sehen und 
darum auch nicht nutzen zu wollen. Skep-
sis, Abwarten, realpolitische Resignation. 
Die historische erfahrung gibt wahrlich 
genügend Anlass, pessimistisch bis zynisch 

zu sein wegen der erlebten korruption von 
Befreiungs- und demokratischen Reformbe-
wegungen an der Macht. und doch ist eine 
solche Haltung für eine pazifistische, sozi-
al-radikale linke tödlich, ein defätistischer 
Widerspruch politischer Identität. Worin 
besteht diese Identität, wenn nicht in dem 
unübertrefflich formulierten 68er Selbstver-
ständnis: »Seien wir realistisch, fordern wir 
das unmögliche.« 

Auf das politische establishment hierzu-
lande wird schon seit Jahren von unten, von 
der Basis, ebenso wie vom intellektuellen la-
ger kein ernsthafter Druck ausgeübt, auf die 
Weltkrisen strategisch-innovativ anstatt nur 
taktisch-reaktiv zu reagieren. Aber wer will 
schon gegen eine profillose Angela Merkel 
auf die Straße gehen. Der Bürgerprotest gegen 
die versteinerten Verhältnisse besteht besten-
falls aus Politikverweigerung: Man geht nicht 
mehr zu Wahl. und unsere außerparlamenta-
rische linke scheint vor lauter kritischer Re-
alitätsfixiertheit die sich vielleicht für einige 
Jahre in den uSA bietende Chance nicht zu 
erkennen: Man muss sich schon sehr anstren-
gen, um Anzeichen für eine öffentliche De-
batte über politische Antworten auf die von 
der Finanzkrise nur verschärften, aber nicht 
verursachten Herausforderungen – klima, 
energie, Demographie, ernährung – zu ent-
decken. Aber wenn das nun schon so ist: Wa-
rum dann nicht die »amerikanische Chance« 
wahrnehmen? n

hogli

Werteverfall
Zwischen der Regierung und den 
Unternehmern entspinnt sich ein 
aparter Dialog. Die Kanzlerin hat 
die Unternehmer zur Nutzung des 
zweiten Konjunkturpakets aufgerufen. 
Der neue BDI-Chef Hans-Peter Keitel 
antwortet, die Wirtschaftskrise habe 
»ihre Ursachen in einem grundle-
genden Verfall von Werten, auch 
in Unternehmen«. »Anstand, Maß, 
Nachhaltigkeit, Transparenz« ließen 
zu wünschen übrig. Keitel will sich ein 
wenig von Merkel distanzieren: Die 
»echten Werte« seien viel eher der Job 
der unternehmer als des Staates. Der 
Mann hat recht, aber weiß er auch, 
was er da sagt? Er ist sicher schon 
einmal darauf gestoßen, dass zu den 
echten Werten nicht zuletzt die Vermö-
genswerte gehören. Neben Anstand 
und Maß erleiden auch sie zur Zeit 
einen »grundlegenden Verfall«. Und 
was daran so bedenklich ist: Die rein 
ökonomischen (Tausch-) Werte impli-
zieren eine besondere, von Anstand 
und Maß durchaus unabhängige Sach-
logik, wie es eine solche ja in jedem 
Bereich menschlichen Handelns gibt. 
Damit will sich nun aber niemand 
befassen. Ist der Verfall der Vermö-
genswerte eine Folge fehlenden 
Anstands, oder ist die Wertlogik so 
eingerichtet, dass sie sich selbst 
systematisch in den Verfall treibt?

Michael Jobst

Achterbahn
Selten war eine Eu-Präsidentschaft in 
den ersten 20 tage so gefordert und 
überfordert. Gas und Gaza waren die 
Themen, an denen sich Tschechiens 
Premier Topolanek und sein Außen-
minister Schwarzenberg aufreiben 
durften. Ausgerechnet als Nicolas 
Sarkozy in seiner Eigenschaft als Missi-
onar vom Dienst zur Gaza-Vermittlung 
nach Jerusalem und Kairo aufbrach, 
erklärte die Regierung in Prag die 
Operation Gegossenes Blei zu »einem 
Akt der Selbstverteidigung Israels«. Das 
war nicht nur exakt die Sprache Ehud 
Olmerts, das war vor allem in der EU 
nicht konsensfähig und für Paris brüs-
kierend. Auch im Gasstreit zwischen 
Russland und der Ukraine landete 
Tschechien in der Achterbahn. Mal 
schraubte man sich auf die Kommando-
höhen der EU-Kommission und nippte 
an deren alarmistischer Rhetorik, mal 
fiel man in Passivität und Lethargie.  
Diese Feuerproben einer Präsident-
schaft dürften besonders den EU-skep-
tischen Staatschef Vaclav Klaus 
erwärmen. Dem kann es recht sein, 
dass sich der EU-ergebene Topolanek 
bislang kaum dem widmen konnte, was 
einem bis Juni mandatierten Europa-
Präfekten zuvörderst aufgetragen ist: 
dem Lissabonner Reform-Vertrag die 
Weihen einer EU-Ersatzverfassung zu 
verschaffen.

Lutz Herden

Eigentlich würden wir humanitären Helfer gern 
sofort etwas im Gazastreifen tun. Genauso wie in 
dem von seinem Diktator Robert Mugabe herunter 
gewirtschafteten Simbabwe. Aber die Politik erlaubt 
es nicht, die Vereinten Nationen bekommen es 
nicht hin, und unser Außenminister Steinmeier 
schaute sich den Einschlag der Raketen in Gaza 
aus der sicheren ägyptischen Enklave bei Rafah an. 
So benehmen wir uns als Mitmenschen im Jahre 
2009 gegenüber Menschen in Not: Schlecht, sehr 
schlecht.
Eigentlich sollte ich am 11. Januar in der Anne-Will-
Talkshow der ARD sein. Ich war nicht nur eingeladen, 
sondern mein Flug nach Bulawayo in Simbabwe auf 
Kosten der ARD schon um einen Tag verschoben 
worden. Mich erreichte die Nachricht, für diese 
Sendung würde auch Daniel Barenboim als Gast 
erwartet, der wunderbare Chefdirigent nicht nur der 
Berliner Staatsoper, sondern auch des West-Eastern 
Divan Orchestra. Diesen aus jungen jüdischen und 
arabischen Musikern bestehenden Klangkörper 
erlebte ich zuletzt 2005 mit einem herrlichen 
Konzert in Ramallah. Zu meiner größten Freude 
sollte auch Sumaya Ferhat-Nasar in der Runde 
sein, Biologie-Professorin an der Birzeit Universität 
und eine der stärksten Friedens- und Versöhnungs-
frauen unter den Palästinensern. Dazu Avi Primor, 
Israels vormaliger Botschafter in Deutschland, der 
trotz regierungsnaher Positionen immer für Wege 
der Verständigung offen war, und unser Ex-Außen-

minister Joschka Fischer. Am Donnerstag vor der 
Sendung hieß es plötzlich: April April. Alles wurde 
abgesagt. Keine Sendung zum Gaza-Krieg. 
Nur war zu diesem Zeitpunkt Sumaya Ferhat-
Naser schon von Palästina nach Deutschland 
aufgebrochen, was immer ein mindestens zwei 
Tage dauerndes Unternehmen ist. Man kann ja als 
Palästinenser nicht einfach über den Flughafen Tel 
Aviv herausfliegen, sondern muss den beschwer-
lichen Umweg über Jericho bis zur Allenby-Bridge 
und dem Übergang zur jordanischen Seite in Kauf 
nehmen, um von dort zum Flughafen Amman zu 
gelangen. Sumaya erfuhr erst in Deutschland, 
dass sie sich die ganze Tour hätte sparen können. 
Eigentlich eine Unverschämtheit. Wenigstens 
konnte am 12. Januar Daniel Barenboim in der 
Pause eines Konzertes seines West-Eastern 
Divan Orchestra beim Kulturkanal 3sat etwas zur 
Aufklärung der Öffentlichkeit sagen. Wir halten in 
Deutschland ja von oben bis unten und von rechts 
nach links einfach nur den Standpunkt der Israeli-
schen Regierung für den einzig möglichen. Der Feig-
heit der Medien entspricht die Feigheit der Politik.
In diesen letzten, fast ausweglosen Tagen mit 
so vielen Toten und Verletzten in Gaza, mit so 
vielen jungen Menschen, die durch Bomben, 
Raketen und Granaten in einen lebenslangen Hass 
getrieben werden, habe ich wieder einmal an Albert 
Schweitzer denken müssen. Der war einst als Arzt 
nach Gabun aufgebrochen, um in dem Urwaldort 

Lambaréné ein Hospital für Menschen zu gründen, 
die zuvor kaum je in den Genuss medizinischer 
Hilfe gekommen waren. Als er 1965 dort starb, 
hinterließ er auch diese Sätze: »Die Ehrfurcht vor 
dem Leben gebietet uns, den bedürftigen Völkern 
in aller Welt Hilfe zu bringen. In dieser Zeit, in der 
Gewalttätigkeit sich hinter der Lüge verbirgt und so 
unheimlich wie noch nie die Welt beherrscht, bleibe 
ich dennoch davon überzeugt, 
dass Wahrheit, Friedfertigkeit 
und Liebe, Sanftmut und 
Gütigkeit die Gewalt sind, 
die über aller Gewalt 
ist. Ihnen wird die Welt 
gehören, wenn nur 
genug Menschen die 
Gedanken der Liebe 
und der Wahrheit 
denken und leben.«

rupert neudeck
Vorsitzender des 
Friedenskorps 
Grünhelme e.V.

Auch Lügen sind gewalttätig   Zwischenruf zur Feigheit der Medien im Gaza-Krieg

Gastkommentar

NachgefragtKommentiert

Sind acht 
Prozent 
bezahlbar, 
Herr 
Meerkamp?

Das erste Gespräch in der Tarifrunde für die 
Landesbeschäftigten ist Anfang der Woche 
ohne Annäherung zu Ende gegangen. Die 
Arbeitgeber sehen die Verhandlungen »auf 
einem guten Weg«. Sie auch?

Wir sind auf einem Weg. Aber ob wir auch 
auf einem guten Weg sind, werden wir erst in 
der kommenden Woche sehen. Bisher haben 
beide Seiten nur ihre Positionen dargelegt.

Niedersachsens CDU-Finanzminister Hart-
mut Möllring will für die Länder erst ein An-
gebot vorlegen, wenn er Ihnen die Forderung 
nach acht Prozent ausgeredet hat. 

Die Arbeitgeber können nicht erwarten, 
dass die Gewerkschaften sich erst von ihrer 
Forderung verabschieden, damit überhaupt 
verhandelt werden kann. Über laufzeiten 
und Prozentpunkte wird im laufe der Ge-
spräche zu diskutieren sein. Vorher muss ein 
Angebot der länder auf dem tisch liegen.

Acht Prozent könne man in Zeiten der Krise 
nicht verlangen, wird Ihnen entgegengehal-
ten. Ist ein Volumen von 7,5 Milliarden Euro 
für die Länder wirklich bezahlbar?

Man sollte sich von solchen Zahlen nicht 
allzu sehr beeindrucken lassen. Die 7,5 Milli-
arden euro würden sich auf 14 Bundesländer 
verteilen, Hessen und Berlin sind ja aus der 
tarifgemeinschaft ausgeschert. Den ländern 
geht es wirtschaftlich gut. Dazu haben nicht 
zuletzt die Beschäftigten beigetragen. Nach 
zehn Jahren mit Reallohneinbußen haben die-
se allerdings einen enormen Nachholebedarf. 
Das ist im Übrigen auch im Interesse der län-
der, denn es wird bei der schlechten Gehalts-
situation immer schwieriger, überhaupt noch 
Personal zu finden oder zu halten. und wenn 
die Beschäftigten mehr Geld in der tasche ha-
ben, kommt das über eine steigende Binnen-
nachfrage auch der konjunktur zugute.

Für die Beschäftigten von Bund und Kom-
munen ist im Frühjahr 2008 ein Abschluss 
erzielt worden – unter besseren konjunktu-
rellen Bedingungen. Welche Folgen hat die 
Ungleichzeitigkeit der Tarifbewegungen im 
Öffentlichen Dienst?

es gibt Wettbewerbsverzerrungen und eine 
Gerechtigkeitslücke. Zum Beispiel verdient 
ein beim land angestellter Straßenwärter 
über 100 euro weniger als sein städtischer 
kollege. Dieses Prinzip »Gleiche Arbeit, 
ungleicher lohn« ist nicht hinnehmbar. 
Deshalb fordern wir für den neuen tarifver-
trag eine laufzeit von zwölf Monaten, damit 
die landesbeschäftigten ab 2010 wieder im 
Gleichschritt mit Bund und kommunen ver-
handeln können.

 Das Gespräch führte Tom Strohschneider

achim Meerkamp ist Leiter des Verdi-Fachbe-
reichs Länder und Verhandlungsführer in der 
Tarifrunde für rund 700.000 Beschäftigte.

Politiker werden ja oft unter-
schätzt. Wer hätte zum Beispiel 
gedacht, dass in Dieter 
Althaus, der bisher nur als 
visionärer Politiker auffiel, eine 

gefährliche Pistensau schlummert? 
Und auch in unserer Kanzlerimitatorin 
steckt immer noch mehr, als man 
denkt. Sie ist ja nicht nur die Erfinderin 
des Brutto-Netto-Physikbaukastens. 
Auch im Deutschunterricht hat sie gut 
aufgepasst. Letztens extemporierte 
sie im Bundestag mit Blick auf die 
Finanz- und Wirtschaftslage: »Wir 
wollen stärker aus der Krise heraus-
kommen, als wir hineingegangen 
sind«. Tolle Sache! Das machen wir. 
Und gut zitiert war das auch. Der 
Hymnenschreiber Johannes R. Becher 
hat das einst genau so gesagt, mit 
Blick auf die Literatur. Zwischen den 
Buchdeckeln sollte der Leser seine 
Verwandlung erfahren. Ein frommer 
Wunsch. Die Kanzlerin betet ihn nach. 
Aus den Kriterien des sozialistischen 
Realismus schöpft sie bis auf weiteres 
die Inspiration ihrer Politik: Parteilich-
keit, Volkstümelei, Langeweile. Und 
nicht zu vergessen die künstlerische 
Meisterschaft des Wortes – siehe 
oben. Darauf noch ein Becher: 
»Mancher zeigt sich in seiner ganzen 
jämmerlichen Machtlosigkeit erst 
dann, wenn er zur Macht gelangt ist.«
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Yafer Alsharafi
Marina Achenbach

Das Haus schaukelte hin und her
Die Reise Des ApothekeRs nAch GAzA  n  Zuerst durfte Yafer Alsharafi nicht hinein, dann nicht mehr heraus

An einem Stehtisch in einem Berliner 
Bistro erzählt Yafer Alsharafi von ei-
nem Weg, der »normaler Weise« 20 
Minuten dauert und für den er und sei-

ne Frau sechs Stunden gebraucht haben. es 
ist der Weg vom Haus seiner Familie in Gaza 
zum roten Kreuz in Gaza. er erzählt davon 
spät abends in der hell ausgeleuchteten La-
denpassage des europacenters. Alles schon 
geschlossen. Kaum Menschen. Aber Alsha-
rafi  ist wieder da. ist dem Krieg in Gaza heil 
entkommen. Seit einer Woche.

Straßenhunde und Leichen

»es war noch dunkel. Niemand von mei-
ner Familie wollte einen großen Abschied«, 
sagt er und stockt. erst viel später wird klar, 
warum. »ich habe meiner Mutter die Hand 
geküsst, die Füße geküsst, sie hat mir einen 
grünen Weg gewünscht.« er dreht sich leicht 
weg. »das heißt bei uns, einen glücklichen, 
sicheren Weg. Mein Bruder hatte den Fah-
rer eines Krankenwagens überredet, unsere 
vier Koffer ein Stück weit mitzunehmen. er 
fährt, nach 200 Meter werden wir mit rake-
ten beschossen, vom Meer vermutlich. der 
Fahrer stellt die Koffer auf die Straße, ruft: 
›Kehrt um, es ist zu gefährlich!‹ Aber ich will 
nicht mehr, ich kann es nicht mehr sehen, 
was da jeden tag in Gaza passiert. Und ich 
kann nicht helfen, noch dazu als Apotheker. 
das macht krank. Wir gehen zu den Kof-
fern, nehmen sie, haben aber  große Angst, 
dass sie uns von irgend woher beobachten 
und denken, wir tragen Waffen. da steht 
im dunkeln ein esel, nicht angebunden, ich 
sage: nehmen wir ihn. doch  sein Besitzer 
sieht uns, kommt aus dem Haus, ist empört. 
ich erkläre es hastig, biete ihm zehn dollar. 
er antwortet: ›Nein, das nehme ich nicht, 
die Hauptsache, ihr bleibt gesund. Lasst ihn 
beim roten Kreuz stehen.‹ 

Wir haben die Koffer dem esel aufgeladen, 
sind langsam durch kleine Gassen gegangen. 
Nach 500 Metern hat der esel geschrien. 
Wenn ein esel schreit, kann man Angst be-
kommen.  er lockt die Gefahr an. Wir haben 
ihn stehen lassen. er findet bestimmt seinen 
Weg zurück, esel sind klug. Aber er ist mir 
später immer wieder eingefallen: hoffentlich 
passiert nichts mit ihm, sonst wird man mich 
zu Hause bis ans ende meiner tage nach die-
sem esel fragen. 

Wir gehen nicht auf den Hauptstraßen, 
sondern laufen zwischen den Häusern, durch 
Gänge und tore. Manchmal ist eine Straße 
mit trümmern zugeschüttet, wir müssen 
zurück. Auf diesem Weg sehen wir viele 
Leichen, 20 oder 25. Und das Furchtbare ist: 
Straßenhunde haben schon an diesen Leichen 
gefressen. Manchmal möchte man stehen 
bleiben, sie zudecken, aber man geht weiter. 
Sie haben ihr Schicksal – wir müssen weiter-
gehen und leben.  es ist ein Weg zwischen 
Leben und tod, und irgendwie lebt man 
noch. Langsam, langsam gehen wir. Wir se-
hen Flugzeuge, eine rakete, müssen  warten. 
Man sieht der rakete zu, die ihr Ziel sucht! 
Sie kommt von oben, fliegt durch eine Straße, 
sie biegt wie ein Auto nach rechts und wieder 
links. diese Waffen sind absolut präzise, sie 

treffen die ausgewählte Wohnung. ich habe 
mir das nie so vorgestellt. Leute haben es mir 
erzählt, und ich habe gelacht. dann habe ich 
es gesehen. Wir machen eine Pause, trinken 
etwas. Wir sehen auf dem Weg fast keinen 
Menschen. die Koffer sind schwer.« 

Yafer Alsharafis dunkle Augen wandern 
hin und her beim erzählen, jede episode 
bekräftigt er beschwörend mit dem Wort 
»Wirklich!« er zweifelt daran, dass man ihm 
glaubt. er glaubt selbst kaum, dass er diese 
dinge erlebt hat. die Frau am Ausschank 
reicht uns die Kaffeetassen freundlich und 
behutsam herüber, vielleicht hat sie von 
seiner erzählung etwas mitbekommen und 
nimmt Anteil. 

Wir rühren um und schweigen. es war An-
fang Oktober, als Alsharafi kurz entschlos-
sen von Berlin nach Kairo flog, um Amani 
zu heiraten. es hieß, die Grenze zwischen 
Gaza und Ägypten wäre passierbar. doch 
dann steht er in rafah an der berüchtigten, 
chaotischen Grenzanlage, an der in etappen 
Ägypter und israelis kontrollieren und an 
der so viele Verzweiflungsausbrüche abge-
prallt sind. er darf nicht einreisen. er wartet 
vier Wochen, schläft in einem Massenquar-
tier, telefoniert mit seinen Leuten in Gaza, 
erwägt, durch einen tunnel zu ihnen zu 
kriechen, aber sie sind kategorisch dagegen, 
zu gefährlich. Nach einem Monat öffnet sich 
für ihn endlich der Schlagbaum. es ist der 7. 
November 2008. 

Der Abschied aus Gaza

Alsharafi und Amani wollen Hochzeit fei-
ern und zusammen nach Berlin fliegen. er  
hatte Amani ein Jahr zuvor in der Universi-
tät  von Gaza gesehen. So drückt er es aus. es 
war nur ein Sehen. er bat seine Mutter und 
Schwester, den Kontakt zu Amanis Familie 
aufzunehmen. Sie entdeckten zur allgemei-
nen Freude, dass man ihn dort schon lange 
kannte. Während der Schulzeit war er mit 
Amanis Bruder befreundet, war oft im Haus, 
die Schwestern aber bekam er nie zu Gesicht. 
Sie sprachen endlich miteinander, ein Jahr 
lang telefonierten sie täglich, bis er abfährt, 
sie zu holen.  Aber der Blockadering um 
Gaza wurde immer undurchlässiger. dass 
alles in einen militärischen Überfall münden 
würde, ahnte Alsharafi nicht. 

Nun stolpern sie mit vier Koffern über die 
trümmer zum internationalen roten Kreuz 
in Gaza-Stadt. Nach sechs Stunden erreichen 
sie ihr Ziel, es empfängt sie eine Helferin aus 
irland, die auch deutsch und arabisch spricht.  
Zehn Busse stehen vor dem Gebäude, darin 
warten Menschen, die Pässe anderer Länder 
haben, auf die Genehmigung des israelischen 
Militärs zur Abfahrt. »Wir fahren ein Stück 
und bleiben einen Kilometer vor der Grenz-
station erez stehen. Wieder zwei bis drei 
Stunden. Auf einmal – direkt vor uns – wer-
den transportarbeiter der UNO von Scharf-
schützen beschossen. die Männer sitzen auf 
dem Gabelstapler, wir sehen plötzlich, dass 
zwei von ihnen umkippen. der dritte stirbt 
vor unserem Bus. ein Krankenwagen holt 
die zwei Verletzten, der tote bleibt liegen. 
Wir streiten eine Stunde lang mit dem Mann 

vom roten Kreuz: ihr müsst die Leiche mit-
nehmen, ihr könnt sie nicht liegen lassen, die 
Kinder sehen das. er telefoniert. ›ich kriege 
keine Genehmigung von den israelis.‹ Wir 
holen eine decke aus dem Bus und decken 
den toten zu. das ist der Abschied aus 
Gaza.« 

die Busse dürfen nicht weiter fahren. Hun-
derte Menschen, meist Frauen, schleppen ihre 
Koffer und kleinen  Kinder zu Fuß bis an 
die Grenze. Sie treten in den Gang, die erste 
Schranke, mit Kamera, sie gehen immer wei-
ter, vielleicht einen halben Kilometer, mehre-
re Schranken, Lautsprecheransagen, am ende 
ein durchleuchtungsgerät. Männer und Frau-
en nun getrennt, die Arme hochgehoben. 

»Als wir da herauskommen«, erzählt 
Alsharafi, »sehen wir sie, die israelischen 
Soldaten, ihre Gesichter. erst jetzt. Sie stu-
dieren unsere Pässe, um sie zu stempeln. 
einige von uns müssen an die Seite gehen, 
auch meine Frau und ich. Sie nennen keinen 
Grund, sie sagen nur:  Nein. ihr müsst wie-
der zurück. ein Mitarbeiter der deutschen 
Botschaft wartet auf uns. er steht hinter der 
Barriere und beruhigt uns: ›Keine Angst, 
ihr seid jetzt in Sicherheit, wir fahren nicht 
ohne euch weg. Sie prüfen nur. Wir warten 
auf euch.‹   irgendwann kommt ein Offizier, 
wir kriegen den Stempel. Wir sind draußen, 
steigen ein ins Auto der Botschaft, fahren 
los. Freiheit. Wir sind glücklich. Aber ich 
muss weinen, ich weine sehr. eine Spal-
tung: du bist voll Freude und gleichzeitig so 
traurig. denn plötzlich sehe ich die tochter 
meines Bruders vor mir – sie ist drei Jahre, 
sie hat nicht geschlafen. Als ich in der Nacht 
wegging, ist sie hinter mir her gerannt: On-
kel, Onkel, bitte nimm mich mit, ich habe 
Angst, bitte. Sie hat geweint. Und ich sage 
zu ihr, vielleicht komme ich morgen und 
nehme dich mit, ich schicke ein Flugzeug 
über Gaza, das schmeißt eine Leiter run-
ter und du kannst raufklettern. Jetzt denke 
ich jede Nacht an diese Situation, man wird 
verrückt. Und im Auto denke ich, vielleicht 
sehe ich meine Mutter nicht mehr. Meine 
Brüder. Aber ich lebe jetzt weiter. Mit Freu-
de und trauer.«

Rote Flamme mit weißer Spitze 

die Botschaftsleute tun alles für die beiden, 
laden sie ein, reden ihnen gut zu, denn sie 
sind wie betäubt. Alsharafi empfindet, dass 
auch die deutschen Beamten gegen den Krieg 
sind, ohne es zu betonen. »das kann gar nicht 
anders sein. denn nicht nur die Palästinenser 
verlieren, auch die israeli, alle auf der Welt.« 
Man bringt sie nach Jordanien, von Amman 
geht es mit der Lufthansa nach Frankfurt und 
weiter nach Berlin.

in Berlin gehen sie zuerst zu seinem Bru-
der, dann in die Apotheke. Amani kennt den 
Weg aus seinen Beschreibungen. Zuletzt die 
Wohnung. er gibt ihr den Schlüssel, sie fährt 
in den dritten Stock und schließt auf. »Als 
wäre sie schon da gewesen.« 

Aber heiraten konnten sie immer noch 
nicht. Als Alsharafi am 7. November endlich 
die Grenze überschritten hatte und in Gaza 
ankam, hatten sie 40 tage zu warten, weil ein 

Verwandter gestorben war. Sie versuchten, 
gleich nach Berlin zu fahren, ohne Hochzeit, 
denn die Arbeit in der Apotheke wartete. Sie 
bekamen keine Ausreise. Zu essen gab es 
kaum etwas, Wasser, Gas und Strom kamen 
nur selten. Als die 40 tage herum waren, 
mieteten sie einen raum für die Hochzeit, 
trotz alledem. einen tag vor dem Fest, am 
27. dezember, begann das Bombardement. 
»Aber wir sind verheiratet«, sagt er, »denn 
sie ist bei mir.« 

Wir stehen immer noch an unserem tisch 
im europacenter, manchmal ziehen kleine 
Gruppen auf der Suche nach Unterhaltung 
über den Marmorboden der Passage, ihre 
rufe, ihre Schritte hallen.

das Haus seiner Familie steht im Jabaliya-
Camp, nördlich von Gaza-Stadt. 1948 ist die 
Familie dorthin geflüchtet. das Haus hat sie-
ben Stockwerke für die sieben Brüder, vier 
Schwestern und die Mutter. Aber die meisten 
von ihnen leben in alle Welt verstreut. der 
Vater, einst Kellner eines restaurants im Ha-
fen von Gaza, hat darauf gedrängt, dass sie 
Schulen besuchten. »Wir haben von ihm kein 
Geld geerbt, aber ein paar Prinzipien: dass 
man einen Beruf braucht und selbstständig 
sein muss.« Yafer ist der jüngste. 

Über das erste Bombardement am 27. 
dezember sagt er nur: »Gaza ist klein, eine  
F 16 reicht, damit Gaza bebt. Sie kamen mit 
65. Unser Haus wackelte, es schaukelte hin 
und her, wir dachten, es stürzt ein.« Nebenan 
wohnt der Onkel, dort haben sie im Garten 
den Cousin begraben. »Aber wenn ich sage, 
wir begraben die Leichen in den Gärten, um 
sie später auf den Friedhof zu bringen, dann 
ist das nicht der ganze Mensch. Wir sammeln 
die teile, manchmal gibt es nur noch wenige. 
Und die Kinder sehen das.« 

das israelische Militär hat weißen Phos-
phor eingesetzt. diese Chemikalie erkennen 
die Apotheker. es gibt eine hohe, rote Flam-
me mit weißer Spitze. »Phosphor kommt in 
verschiedenen Modifikationen vor«, versucht 
Alsharafi zu erklären, »roter, schwarzer, wei-
ßer Phosphor. Alle sind giftig, der weiße am 
stärksten. er ist brennbar bei raumtempe-
ratur und reagiert, so lange es Luft gibt. es 
entstehen neue Verbindungen, die  dringen 
in den Körper ein, reagieren wieder mit dem 
Blut, treffen die Lunge, die Nieren, die Leber. 
die Pflanzen werden den weißen Phosphor 
aufnehmen, die Leute werden es im Gemüse 
essen und sich vergiften. es gibt kein ende. in 
Gaza wird eine Umweltkatastrophe folgen.«

Alsharafi redet sich in Zorn: »Vielleicht 
denken die israelischen Soldaten, sie produ-
zieren so viel Angst, dass die Palästinenser 
mit erhobenen Händen kommen und sie an-
flehen, endlich aufzuhören? Nein, sie haben 
Hass produziert, in jedem Haus. die Kinder 
meiner Brüder, meines Onkels, sie sehen alles, 
nicht im Fernsehen, nein, in Wirklichkeit. Sie 
sehen das, und sie hassen. es gibt überhaupt 
keine Gerechtigkeit. die israelischen Soldaten 
finden seit 60 Jahren Gründe, uns anzugrei-
fen. Früher war es Arafat, jetzt ist es Hamas. 
Ministerpräsidentin Golda Meir hat bei der 
Gründung des Staates israel gesagt: das ist ein 
Land ohne Volk für ein Volk ohne Land. Wo 
sind wir? Wo sind die Palästinenser?« n
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Carsten Hübner

Heillos zerstritten
RechtsextRemismus  n  Die DVU hat sich von Gerhard Frey verabschiedet. Nun arbeitet in der NPD die 
nächste Generation am Abschied von Udo Voigt. Doch die Königsmörder sind sich nicht grün

Das Superwahljahr 2009 hätte für die 
NpD nicht schlechter beginnen kön-
nen. Gerade einmal 0,9 prozent der 
hessischen Wähler votierten am ver-

gangenen Wochenende für die rechtsextreme 
partei. Selbst in traditionellen Hochburgen 
wie Wölfersheim oder Ehringshausen, in 
denen sie noch vor wenigen Jahren zweistel-
lige Ergebnisse erzielen konnte, liegt sie in-
zwischen deutlich unter fünf prozent. Er sei 
»maßlos enttäuscht«, so Spitzenkandidat und 
landeschef Jörg krebs, dass man erneut an 
»der psychologisch wichtigen Ein-prozent-
Hürde« gescheitert sei – und meint damit 
wohl vor allem die finanzielle Seite des De-
sasters. Bei landtagswahlen kommen par-
teien erst ab einem Zweitstimmenergebnis 
von einem prozent in den Genuss staatlicher 
Mittel. Aus denen aber bestreitet die NpD 
nahezu die Hälfte ihres Etats. keine andere 
partei hängt in dieser Größenordnung am 
tropf der öffentlichen Hand.

trotzdem dürfte das miserable Abschnei-
den des hessischen landesverbandes, der 
selbst nach NpD-Maßstäben als dringend sa-
nierungsbedürftig gilt, derzeit wohl eher zu 
den kleineren problemen der partei zählen. 
Denn seit der Bundesvorstand im November 
vergangenen Jahres gegen den erklärten Wil-
len von parteichef Udo Voigt für das Früh-
jahr 2009 einen Sonderparteitag anberaumt 
und wenig später mit Andreas Molau erstmals 
seit Voigts Amtsantritt vor zwölf Jahren ein 
aussichtsreicher Mitbewerber um den Chef-
sessel seinen Hut in den Ring geworfen hat, 
zeigt sich nicht nur die parteiführung heillos 
zerstritten. Der Riss zieht sich bis tief in die 
Mitgliedschaft und das mit der NpD koope-
rierende militante kameradschaftsspektrum. 
Überall, so der Eindruck, werden nun die 
offenen Rechnungen der vergangenen Jahre 
beglichen.

Besonders ernüchternd waren die zurück-
liegenden Wochen für den Vorsitzenden Udo 
Voigt. Denn bis zum Finanzskandal um sei-
nen persönlichen intimus und Schatzmeister 
Erwin kemna, der im vergangenen Septem-
ber vor Gericht eingestand, über mehrere 
Jahre hinweg insgesamt rund 700.000 Euro 

aus der parteikasse für private Zwecke abge-
zweigt zu haben, galt der ehemalige Bundes-
wehroffizier als unumstrittene Führungsfigur 
der partei. Noch auf dem Bundesparteitag im 
Mai 2008 in Bamberg, als kemna bereits seit 
mehreren Monaten in Untersuchungshaft 
saß und in den eigenen Reihen zunehmend 
lauter über eine Mitverantwortung Voigts 
an der Affäre debattierte wurde, wagte es 
letztlich keiner seiner kritiker, gegen ihn zu 
kandidieren. Diese Schonfrist ist seit kem-
nas Verurteilung vorbei. Dass mit General-
sekretär peter Marx und partei-Vize Holger 
Apfel ausgerechnet zwei langjährige enge 
Weggefährten die Gelegenheit nutzen und 
umgehend einen Gegenkandidaten präsen-
tieren würden, dürfte Voigt jedoch nicht nur 
überrascht, sondern auch schwer getroffen 
haben. Schließlich gilt Apfel als sein politi-
scher Ziehsohn und Wunschkandidat bei der 
Amtsnachfolge.

Nur wenige tage nach Molaus Ankündi-
gung, sich auf dem Sonderparteitag im März 
oder April um den parteivorsitz zu bewer-
ben, heizten führende Aktivisten der mili-
tanten kameradschaftsszene die Stimmung 
zusätzlich an. Sie waren Ende Dezember zu 
einem bundesweiten koordinierungstreffen 
zusammengekommen. in einer kurz darauf 
von thomas Wulff veröffentlichten Stellung-
nahme warfen sie der NpD-Führung vor, 
»zu einer Zusammenarbeit auf Bundesebene 
nicht mehr Willens und in der lage« zu sein. 
Stattdessen betreibe sie seit dem Bamberger 
parteitag gegenüber der kameradschaftssze-
ne eine politik der »Abgrenzung, Verleum-
dung und offenen Hetze«. Die im Jahre 2004 
vereinbarte »Volksfront von rechts« sei des-
halb obsolet geworden.

Neben massiven persönlichen Angriffen auf 
peter Marx, dem unter anderem »zersetzende 
tätigkeit und Giftspritzerei« attestiert wer-
den, beinhaltet die Erklärung zudem klagen 
über »eine klebrig-bleierne kameraderie« im 
NpD-Führungszirkel. »Hier scheint jeder 
über die leichen des anderen so viel zu wis-
sen, dass keine krähe der anderen ein Auge 
aussticht«, heißt es dazu im text. Nur so habe 
es »zum verheerendsten Finanzskandal und 

damit zum größten Verrat gegenüber der ak-
tiven Basis kommen« können, den »die junge 
Bewegung in den letzten Jahrzehnten sah.«

Derzeit ist nur schwer abzuschätzen, wer 
den Führungsstreit in der NpD letztlich für 
sich entscheiden wird. Denn Molau verfügt 
über keine eigene Hausmacht. Die von peter 
Marx eingefädelte koalition aus Holger Ap-
fel, dem Fraktionsvorsitzenden aus Mecklen-
burg-Vorpommern, Udo pastörs, und par-
teivize Sascha Rossmüller ist demnach seine 
einzige Chance, überhaupt auf den Chefpos-
ten zu kommen. Sie wird aller Voraussicht 
nach aber nur so lange halten, bis entweder 
Apfel oder pastörs genug Delegiertenstim-
men hinter sich gebracht haben, um selbst 
nach der Macht zu greifen. Dass es ihnen in 
der Zwischenzeit nur Recht sein kann, wenn 
Molau das Risiko schultert, den angeschlage-
nen aber noch längst nicht geschlagenen Udo 
Voigt herauszufordern, liegt auf der Hand. 
Denn hinter dem versammelt sich derzeit 
eine Melange aus rechtem parteiflügel, Neo-
nazis und teilen des alten westdeutschen 
Apparates, deren politisches Gewicht sich 
gegenwärtig kaum ermessen lässt.

Molau ist sich der ihm zugedachten Rol-
le als königsmörder durchaus bewusst. Er 
wirbt deshalb seit Bekanntgabe seiner kandi-
datur um eine Neuprofilierung der partei im 
nationalkonservativen Spektrum, die weder 
von einem langjährigen Funktionär wie Apfel 
noch vom parteirechtsaußen pastörs glaub-
haft verkörpert werden könnte. Gleichwohl 
wäre sie die unabdingbare Grundlage für 
den von vielen Mitgliedern geteilten Wunsch 
nach einer vereinigten Rechtspartei, die mit 
der Wahl von Matthias Faust zum neuen 
DVU-Vorsitzenden zumindest mittelfristig 
eine neue perspektive erhalten hat. Darüber 
hinaus scheint Molau mit patrick Brinkmann 
einen potenten Finanzier im Hintergrund zu 
haben. Der seit vergangenem Jahr in Berlin 
ansässige schwedische Geschäftsmann und 
initiator der neurechten »kontinent Europa 
Stiftung« soll sage und schreibe 20 Millionen 
Euro Unterstützung für den Fall in Aussicht 
gestellt haben, dass Molau parteivorsitzender 
wird. n

Anzeige

Vergessenheit geraten lassen, deren Fälligkeit 
völlig unklar ist. Wenn der Staat hier nicht 
mehr als abstrakte Garantie-instanz fungie-
ren kann, sondern auch nur einen teil der 
eingegangenen Verpflichtungen realisieren 
muss, sind die konjunkturpakete vergleichs-
weise peanuts. tatsächlich hat eine Umfrage 
von Bundesbank und Bankenaufsicht (BaFin) 
unter 20 großen kreditinstituten ergeben, 
dass im keller des deutschen Bankensystems 
weitere Abschreibungsleichen in der Größen-
ordnung von rund einer Billion Euro liegen. 

Schon jetzt ist klar, dass 2009 für den Bund 
die höchste Neuverschuldung der Nach-
kriegsgeschichte bringen wird. Die kriterien 
des als »Stabilitätspakt« firmierenden Maast-
richt-Vertrags, der die maximal erlaubte Neu-
verschuldung auf drei prozent des Bruttoin-
landsprodukts begrenzt, können nicht mehr 
eingehalten werden, zumal ja gleichzeitig das 
Wachstum abstürzt. Zwar gilt das für alle 
EU-Staaten, aber das ist kein trost. Um der 
katastrophalen Realität nicht mehr ins Auge 
sehen zu müssen, hat sich Steinbrück letzte 
Woche auf eine Zeitreise begeben; und zwar 
in die Jahre »nach der krise«. in dieser finanz-
politisch erbaulichen Zukunft sollen die dann 
angeblich zu erwartenden Mehreinnahmen 
ausschließlich einer Rückzahlung der aktu-
ellen Mammutkredite dienen. Entsprechend 
strenge tilgungsregeln will die Bundesregie-
rung  noch Ende Januar festlegen; auch Stein-
brücks Vorschlag einer Verfassungsänderung 
in diesem Sinne wird wieder ins Gespräch 
gebracht. 

Diese aparte idee eines Ausweichens in 
den völlig imaginären Aufschwung jenseits 
der krise, die dem Finanzminister sein neo-
liberales Über-ich eingegeben haben muss, 
stößt in seiner eigenen partei auf wenig Ge-
genliebe. Berlins regierender Bürgermeister 
klaus Wowereit erregte sich über die »abs-
truse Vorstellung« einer »Schuldenbremse« 
im Grundgesetz, während allein die bishe-
rigen Maßnahmen einen dauerhaft erhöhten 
Schuldendienst bedingen. in der tat gleicht 

Robert Kurz

Bei Explosion bitte Handbremse anziehen
teuRe KonjunKtuRpaKete  n  Die surrealen Konzepte der Finanzpolitik in der Krise 

Die Debatte über die Staatsverschuldung 
ist ein finanzpolitischer Evergreen. 
Selbst ernannte Apostel der Seriosität 
bemühen gern das Bild vom sparsamen 

Hausvater, der künftige Generationen nicht 
unzumutbar belastet. Aus der kapitalistischen 
Vergesellschaftung ergeben sich aber staatli-
che Aufgaben, die mit den laufenden Steuer-
einnahmen nicht zu finanzieren sind. Dieser 
Widerspruch hat seine Geschichte; faktisch ist 
in den letzten 100 Jahren zusammen mit der 
Staatsquote die Verschuldung der öffentlichen 
Hände trotz gelegentlicher Unterbrechungen 
auf ein immer höheres Niveau angestiegen. 
Die parteiübergreifende neoliberale Doktrin 
wollte den staatlichen Hausvater im prinzip 
auf einen ausgeglichenen Haushalt verpflich-
ten, um die inflationäre potenz auf kosten der 
öffentlichen Daseinsvorsorge in Schach zu 
halten. Jetzt ist eine veritable Weltwirtschafts-
krise dazwischengekommen. Und schon sieht 
alles anders aus, weil es um die Rettung des 
Finanz- und Wirtschaftssystems geht. 

Finanzminister peer Steinbrück gehört ei-
gentlich zu den Hardlinern der Haushalts-
konsolidierung in der SpD. Noch im Früh-
jahr 2008 wollte er unter dem Eindruck der 
gerade heißlaufenden Exportkonjunktur im 
Grundgesetz eine »Schuldenbremse« ein-
bauen. Steuerliche Mehreinnahmen sollten 
zwingend für die Schuldentilgung eingesetzt 
werden. Das ist jetzt natürlich Makulatur. 
Dass bei den Rettungs- und konjunkturpa-
keten die Milliarde die kleinste Einheit bildet, 
verweist auf die beispiellose problemdimen-
sion. in dieser lage nimmt die finanzpoliti-
sche Auseinandersetzung geradezu surreale 
Züge an. FDp-Chef Guido Westerwelle hat 
das zweite konjunkturpaket als »Currywurst 
mit Mayo ohne pommes« verspottet, weil 
nach seiner Rechnung beim einzelnen Bürger 
gerade mal 3,10 Euro monatlich ankommen. 
Aber sogar diese Wurst ohne pommes kostet 
bereits 50 Milliarden Euro. 

obwohl das Abschmelzen der Steuerein-
nahmen durch den weltkonjunkturellen 
Einbruch noch gar nicht durchgerechnet ist, 
preisen FDp und CSU eine generelle Steuer-
senkung als patentrezept an. Allein das könn-
te schon auf einen Crash der Staatsfinanzen 
hinauslaufen; die öffentliche tätigkeit müsste 
geradezu stillgelegt werden. Aber eine Re-
generation der privatwirtschaft wäre damit 
keineswegs garantiert, weil die Summe der 
Entlastung eher in die Sparstrümpfe fließen 
würde. Umgekehrt haben die Unionspartei-
en eine Forderung der 
SpD abgeschmettert, 
den Spitzensteuersatz 
für zwei Jahre von 
45 auf 47,5 prozent 
zu erhöhen, um die 
Mehrbelastung finan-
zieren zu können. Wie 
man es auch dreht und 
wendet: Die konjunk-
turpakete sind zu klein 
und trotzdem schon 
zu teuer. Die Steuern 
müssten gleichzeitig 
erhöht und gesenkt 
werden, was selbst ausgefuchsten Bilanz-
jongleuren der Staatsfinanzen schwer fallen 
dürfte. 

Das Gezerre um die Steuerpolitik leidet un-
ter Realitätsverlust. Ein Drehen an der Steu-
erschraube, egal in welche Richtung, geht un-
ter den neuen krisenbedingungen ins leere. 
Selbst die schwache Dosis der konjunktur-
spritze ist nicht mehr »seriös« zu finanzieren. 
Dabei hat das Feilschen um Abwrackprämien 
für Altautos oder eine vorübergehende Sen-
kung der krankenkassenbeiträge fast schon 
die Rettungspakete für das Bankensystem in 

Steinbrücks Zielsetzung dem Vorschlag, die 
Handbremse zu ziehen, wenn der Wagen in 
die luft fliegt. Und eine Explosion der Staats-
schulden ist zu erwarten, weil eine Weltwirt-
schaftskrise im Unterschied zu gewöhnlichen 
Rezessionen ein langzeitproblem mit offe-

nem Ausgang darstellt. Bislang hat der Staat 
den universellen Retter in Absichtserklärun-
gen nur gemimt. in dem Maße, wie er seine 
monumentalen Eingriffe wirklich finanzieren 
muss, wird sich die derzeitige konzepthube-
rei als Gespensterdebatte erweisen. Alle ha-

ben recht; aber nur mit ihrer Warnung, dass 
die Argumente der Gegenseite nichts taugen. 
Dieser Sachverhalt ist ein indiz dafür, dass 
wir es mit einer ausgewachsenen Systemkrise 
zu tun haben. Schlechte Zeiten für sparsame 
Hausväter des kapitalismus.  n

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Prof. Dr. rer. med. Klaus Priester 

30.12.1952 – 21.12.2008 

Wir trauern um einen kompetenten Wissenschaftler, engagierten Gewerkschafter 
und herzlichen Kollegen. Klaus Priester studierte und promovierte an der 
Universität Frankfurt am Main, wo er bis 1989 als Soziologe am Zentrum der 
Psychosozialen Grundlagen der Medizin tätig war. Anschließend arbeitete er als 
Redakteur der „Arbeit & Ökologie-Briefe“ und als freiberuflicher Forscher und 
wissenschaftlicher Angestellter sowie als Berater im Gesundheitswesen. 1996 
wurde er zum Professor für Sozialmedizin und Gesundheitswissenschaften an 
der Evangelischen Fachhochschule Ludwigshafen berufen. In seinen zahlreichen 
wissenschaftlichen Beiträgen hat er sich für eine menschengerechte Gestaltung 
des Gesundheitswesens und der Arbeitswelt eingesetzt. So war er  bis zu seinem 
Tod Mitglied des Redaktionsbeirats der Zeitschrift „Gute Arbeit“. Wir werden Ihn 
und sein Engagement, dass als Vertrauensdozenten der Hans-Böckler-Stiftung 
auch einer demokratischen und sozialen Hochschule galt, vermissen. 

Der Sprecherausschuss der Vertrauensdozentinnen 
und -dozenten der Hans-Böckler-Stiftung 
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Test für die SPD
Die SPD hat bereits im Dezember ihre Wahl-
liste beschlossen, Spitzenkandidat ist Martin 
Schulz. Der Vorsitzende der Sozialdemokrati-
schen Fraktion im Straßburger Parlament will 
die EU »nach links schieben«. Der 53-Jährige 
soll zudem als Nachfolger des deutschen EU-
Kommissars Günter Verheugen durchgesetzt 
werden. Dem müssten indes CDU und CSU 
zustimmen, die dieses Amt schon längere 
Zeit nicht mehr besetzen konnten und eige-
ne Ansprüche anmelden. Die Europawahl gilt 
als erster echter Test für das neu-alte SPD-
Spitzenduo Frank-Walter Steinmeier und Franz 
Müntefering. Eine Steigerung des Ergebnisses 
von vor fünf Jahren liegt im Bereich des Mögli-
chen: Seinerzeit waren die Sozialdemokraten 
auf 21,5 Prozent abgestürzt und mit nur 23 
Abgeordneten eingezogen, von denen nun 16 
wieder auf der Kandidatenliste stehen.

Selbstbewusste CDU
Die CDU tritt zur Europawahl mit Landeslis-
ten an, wird also nicht von einem bundes-
weiten Spitzenkandidaten vertreten. Europa-
politisch strotzen die Christdemokraten vor 
Selbstbewusstsein, weshalb sich Kanzlerin 
Angela Merkel von der Wahl Rückenwind für 
die bundespolitische Entscheidung im Herbst 
verspricht. Auf der Homepage der Partei heißt 
es sogar, »bei allen Europawahlen seit 1979 
war die CDU immer die Nummer 1«. Eine un-
ziemliche Übertreibung: Bei den bisher sechs 
Urnengängen lag die CDU drei mal vor der 
SPD und drei mal hinter den Sozialdemokra-
ten. Zum Gesamtsieg der Union verhalf in 
diesen Fällen jeweils erst die CSU. 2004 kam 
die CDU auf 36,5 Prozent, zusammen erreich-
ten die Unionsparteien 49 von 99 deutschen 
Mandaten und wurden so stärkste nationale 
Delegation im EU-Parlament.

CSU mit Sorgen
Ob die Christsozialen im Juni die bundeswei-
te Fünfprozenthürde überspringen, gilt nach 
den Verlusten bei der Landtagswahl in Bayern 
keinesfalls mehr als völlig sicher. Unter Horst 
Seehofer betont die Partei deshalb gern ihre 
Eigenständigkeit, um so in Bayern wieder 
mehr Zustimmung zu erlangen. Zur Europa-
wahl soll es aber einen gemeinsamen Wahl-
aufruf mit der CDU geben. Innerparteilich 
rief Seehofer Kritik hervor, als er die Strauß-
Tochter Monika Hohlmeier für einen vorderen 
Listenplatz ins Spiel brachte. Die CSU wird 
von dem Europaabgeordneten Markus Ferber 
in den Wahlkampf geführt und will sich unter 
anderem mit der Forderung nach Volksab-
stimmungen über EU-Themen profilieren. Bei 
den vergangenen Wahlen 2004 erreichten 
die Christsozialen acht Prozent, das war das 
zweitschlechteste Ergebnis seit 1979.

FDP-Marke Koch-Mehrin
Für die Liberalen soll die Europawahl vor al-
lem ein Schritt auf dem Weg zur bundespoli-
tischen Macht im Herbst werden. Program-
matische Schärfe ist dabei weniger gefragt 
als Flexibilität gegenüber konkurrierenden 
Bündniskandidaten. Spitzenkandidatin ist 
abermals Silvana Koch-Mehrin, die die Partei 
2004 nach zehnjähriger Abstinenz zurück ins 
Straßburger Parlament führte. Seither fand 
die 38-Jährige vor allem mit der Vermarktung 
ihrer Person Beachtung in den Medien, das 
Wort der »Klatschspalten-Abgeordneten« 
machte die Runde. Ziel der derzeit mit sieben 
Abgeordneten im Europaparlament vertrete-
nen FDP ist es, 2009 »das beste Ergebnis 
unserer Geschichte zu erreichen«, so ein Prä-
sidiumsmitglied. Vor fünf Jahren erreichten 
die Liberalen 6,1 Prozent, jetzt wird der Partei 
ein zweistelliges Ergebnis prophezeit.

Michael Jäger

Hände in Unschuld
Grüne europapolitik  n  Der Programmentwurf der Parteiführung ist ein durch 
und durch laues Papier

in wieder anderem kontext völlig isoliert 
erörtert. Man legt »ein Bekenntnis zur Be-
deutung des öffentlichen Raums« ab, spricht 
sich gegen die konkurrenz der Regionen um 
die niedrigsten Unternehmenssteuern aus 
und dergleichen mehr – vom problem der 
Verkehrsdichte kein Wort.

Die Grünen wissen auch, dass viele Agra-
rinvestitionen heute weltweit zur Erzeugung 
von treibstoffen verwendet werden und dass 
dies zur Ernährungskrise in ländern des Sü-
dens führt. kommen sie deshalb auf die idee, 
zur Einschränkung des motorisierten indi-
vidualverkehrs aufzurufen? im Gegenteil: 
Ein hinreichend scharfer Co2-Grenzwert 
soll »einen innovationsschub im Autobau« 
ermöglichen. Warum sollen wir noch auf die 
»international anerkannte Folgenabschät-
zung für den Energiepflanzenanbau im Hin-
blick auf die globale Ernährungssicherung« 
warten? Das erinnert schon fast an die taktik 
der antiökologischen lobby, mehr Unter-
suchungen zur Erderwärmung zu fordern, 
weil man noch zu wenig wisse, um handeln 
zu können.

Agrarinvestitionen – was man von einem 
Europaprogramm vor allem erwartet, ist ein 
Wort zu den Subventionen in diesem Be-
reich, mit denen Europa das von ihm selbst 

hoch gehaltene prinzip 
des freien Welthandels 
ständig verletzt und 
den ärmeren ländern 
Handelschancen be-
schneidet. Es ist kaum 
zu glauben: Dazu fin-
det sich in diesem Ent-
wurf kein Wort. Wir 
lesen nur, dass es »klar 
sein« müsse, »wer aus 
den EU-Agrar- oder 
Strukturfondstöpfen 
Gelder erhält«. Er-
freulich zwar, dass 
noch ein weiterer Fak-

tor der Welternährungskrise benannt wird: 
die »wachsende Nachfrage nach Fleisch und 
Milchprodukten«. »So werden auf rund ei-
nem Drittel der genutzten Agrarflächen Fut-
termittel für die Massentierhaltung angebaut. 
Verantwortung tragen vor allem Europa und 
die USA.« Aber auch hier werden keiner-
lei konsequenzen gezogen. Jeremy Rifkin 
schrieb zu dieser Frage schon 1992, hier zeige 
sich »eine neue Seite des Bösen, das in dieser 
Form vielleicht schwerwiegendere und lang-
fristigere Folgen haben wird als alle Gewalt, 
die in der Vergangenheit von Menschen ge-
gen Menschen ausgeübt worden ist«.

Von problemen, die sich in Europa anders 
als in Deutschland stellen, spricht der Ent-
wurf eher am Rande. immerhin wird das eu-
ropäische Versteckspiel analysiert: Wo der 
Ministerrat der EU nur einstimmig entschei-
den kann, tut die deutsche Regierung so, als 
ob sie nicht einverstanden sei, die Entschei-
dung aber ausführen müsse; wo Mehrheits-
entscheidungen vorgeschrieben sind, setzt sie 
in Brüssel die politik durch, die in Deutsch-
land auf der Strecke geblieben wäre. Dagegen 
mehr transparenz und europäische Öffent-
lichkeit, Volksentscheide und überhaupt eine 
»bürgernahe EU« zu fordern, ist sicher die 
richtige Antwort. Es gibt auch allerlei punk-
tuelle ideen zu einer Verfassungsänderung, 
zum Beispiel die europäische Wirtschafts-
regierung, die Stärkung des EU-parlaments 
und die Mehrheitsentscheidung in der Ge-
meinsamen Sicherheits- und Außenpolitik. 
Um einen systematischen Entwurf hat man 
sich aber nicht bemüht. Stattdessen ruft man 
zur Ratifizierung des Vertrags von lissabon 
auf.

Es ist ein durch und durch laues papier. Das 
zeigt sich auch in der außenpolitischen Hal-
tung. Der EU-Beitritt der türkei wird zwar 
weiter unterstützt. Aber sonst waschen sie 
ihre Hände in Unschuld. Das ist fast schon 
kabarettreif: Der russische Militäreinsatz in 
Georgien »ist nicht akzeptabel, genauso we-
nig wie der Versuch Georgiens, gewaltsam 
abtrünnige landesteile zurückzuerobern«. 
Und ein land namens Afghanistan, so muss 
man aus diesem papier schließen, kommt auf 
der Erde gar nicht vor. n

Ein Europaprogramm der Grünen 
könnte der ort sein, wo man das 
Blaue vom Himmel herunter ver-
spricht, denn verwirklicht kann es 

ohnehin nicht werden. Es lässt höchstens 
den Gehalt künftiger Reden im Europapar-
lament erahnen. Regierungskoalitionen wer-
den dort auch nicht gebildet, wir werden also 
Worte und taten nicht miteinander verglei-
chen können. Ein Freibrief für klare Worte? 
Nein, darauf sind die Grünen nicht aus. Das 
50-seitige Fleißpapier der parteiführung ist 
noch harmloser, als man es selbst dieser par-
tei zugetraut hätte, die nicht gerade im Ruf 
der Unbesonnenheit steht.

Gewiss quellen alle grünen programme und 
so auch dieses von nützlichen Bastelbaustei-
ne über. Findige Referenten haben wieder 
erfolgreich recherchiert. Aus Japan zum Bei-
spiel übernehmen sie das »top-Runner-prin-
zip«, wollen es in der EU durchsetzen: »Die 
jeweils energieeffizientesten Geräte einer 
produktklasse geben den Maßstab vor, den 
alle vergleichbaren produkte innerhalb eines 
festgelegten Zeitraums erreichen müssen.« 
Sie informieren über den Ansatz der »Green-
house Development Rights«: Die »Reichen 
aller länder« zahlen für notwendige ökolo-
gische Anpassungsmaßnahmen in Entwick-

lungsländern. Auf diese Weise könnte Eu-
ropa seiner historischen Verantwortung für 
die früheren kolonialländer gerecht werden. 
Natürlich wird das nicht geschehen – deshalb 
kann es auch keinen parteiführer geben, dem 
solche Forderungen zu radikal wären.

Wenn man sehen will, wie wenig aggressiv 
sie sind, muss man lesen, was sie zum der-
zeitigen Ausbau von kohlekraftwerken zu 
sagen haben. Ein Mo-
ratorium, »solange die 
technologie der Co2-
Abscheidung und 
-Speicherung nicht 
erprobt, langfristig si-
cher und ökonomisch 
einsetzbar sind«, ist 
alles, was sie fordern. 
Dabei haben sie jetzt 
schon Argumente, die 
auf eindeutige Ableh-
nung solcher kraft-
werke hinauslaufen 
müssten: Die Abschei-
dungstechnik, wenn sie denn überhaupt zur 
Reife gelangt, kann frühestens 2020 wirt-
schaftlich einsetzbar sein, dann aber »werden 
erneuerbare Energien viel günstiger als heute 
zur Verfügung stehen«. Der preisvergleich 

wird deutlich für letztere sprechen. Warum 
also die nur halbe Ablehnung der kohle? 
Man kann es sich nicht anders erklären, als 
dass eine parteiführung, die »realpolitisch« 
an mögliche koalitionen in Deutschland 
denkt, zugleich ihren ökologisch engagierten 
Aktivisten einen laufstall einräumt.

Ähnlich ist es mit dem Autoverkehr. Von 
einer »neuen kultur der Mobilität« ist die 
Rede, von »Verkehrsvermeidung, Ver-
kehrsverlagerung« und »nachhaltiger Mo-
bilitätsgestaltung«. Aber dann werden nur 
die verschiedenen Verkehrsträger abgehakt, 
und das Äußerste, was man sich zu fordern 
erlaubt, ist die europaweite lkW-Maut. 
in einem anderen kontext des programms 
wird der wichtige Hinweis gegeben, das 
internet trage »mit einem enormen Strom-
verbrauch zum klimawandel bei«. keinerlei 
Schlussfolgerungen werden daraus gezogen. 
Wahrscheinlich ist es fatal, wenn zum Au-
toverkehr der internet-Stromverbrauch sich 
einfach noch hinzuaddiert, statt dass man 
überlegt, bis zu welchem Grad die kom-
munikation übers Netz den Autoverkehr 
ersetzen könnte. Aber wo sind diese Über-
legungen? Ebenso müsste es welche zur 
Abhängigkeit der Verkehrsdichte von der 
Siedlungsstruktur geben. Diese wird aber 

30 Jahre nach der Premiere von 1979 finden im 

Juni zum siebten Mal Europawahlen statt. Das 

Rennen um die 99 deutschen Sitze des 

Europaparlaments hat längst begonnen. Am 

Wochenende wählen die Grünen in Dortmund ihre 

Europaliste, die Linkspartei zieht als letzte unter 

den großen Parteien Ende Februar in Essen nach.

Tom Strohschneider

Wechsel
pro und anti  n  Linke nicht 
nur über Kandidaten uneins

Die Europawahlen im Juni, sagt 
lothar Bisky, eröffneten die 
»Chance für einen politikwech-
sel«. in der linkspartei versteht 

man darunter offenbar auch die weit-
gehende Auswechselung der Straßbur-
ger Abgeordneten: Außer der früheren 
pDS-Vorsitzenden Gabriele Zimmer 
wird die nächste linkspartei-Delegati-
on voraussichtlich nur neue Gesichter 
kennen. So will es eine Vorschlagsliste 
des Bundesausschusses, über die Ende 
Februar, Anfang März allerdings noch 
auf einem Europaparteitag in Essen ab-
gestimmt werden muss.

Dass parteichef Bisky auf dem Spit-
zenplatz nach Straßburg gehen würde, 
galt als sicher. Die Europaabgeordne-
te Sahra Wagenknecht zieht es in die 
Bundespolitik, ihr Fraktionskollege 
Helmuth Markov hatte sich nicht mehr 
beworben. Dennoch sorgt das perso-
naltableau für Diskussionen.

Schon der Wunschzettel des Vor-
standes stieß auf kritik. Die partei-
linke grollte unter anderem über die 
Nichtberücksichtigung des Europa-
abgeordneten tobias pflüger, der der 
Antikapitalistischen Strömung zuge-
rechnet wird. pflüger hatte zunächst 
nicht wieder kandidieren wollen, diese 
Entscheidung aber nach Drängen aus 
der Friedensbewegung revidiert. Diese 
hofft nun ebenso wie teile der partei, 
dass die Mehrheitsverhältnisse auf dem 
Europaparteitag pflüger doch noch auf 
die liste hieven: der sei »eine Anti-
kriegsstimme«, auf die die partei nicht 
verzichten dürfe.

Die Art der Unterstützung für pflüger 
wiederum erboste die Abgeordnete Syl-
via-Yvonne kaufmann. Es gehe »nun 
wirklich zu weit«, befand die derzeitige 
Vizepräsidentin des EU-parlaments, 
wenn »allen Ernstes Einzelne zur ein-
zig klaren Antikriegsstimme« erhoben 
würden. Eine »friedenspolitische Spal-
tung aus den eigenen Reihen« dürfe 
nicht zugelassen werden.

kaufmann hatte sich ebenso wie der 
Afghanistan-Berichterstatter des Euro-
paparlaments, André Brie, erneut um 
eine kandidatur beworben – beide tau-
chen auf der Vorschlagsliste des Bundes-
ausschusses jedoch nicht auf. kaufmann 
dürfte ihre zustimmende Haltung zum 
EU-Verfassungsprozess in die Quere 
gekommen sein. Außenpolitiker Brie 
erklärt sich die Nichtberücksichtigung 
mit seiner »pro-europäische Haltung, 
die von einflussreichen teilen der partei 
abgelehnt wird«. 

pro oder Anti Europa – auf diese lo-
gik wird in der Regel auch die Debatte 
über das EU-Wahlprogramm gebracht. 
Der Entwurf passierte den Vorstand 
erst nach einer Überarbeitung, weil die 
erste Vorlage von einer Mehrheit als 
zu europafreundlich angesehen wur-
de. Es folgten Diskussionspapiere und 
Änderungsanträge. Während die eine 
Seite davor warnt, »an anti-europäische 
Ressentiments in der Bevölkerung an-
zuknüpfen«, hält die andere jegliches 
Bekenntnis zur EU für einen teil der 
»Folklore des Neoliberalismus«. Fach-
politiker aus den ländern monierten, 
dem programmentwurf fehle eine Ana-
lyse der bisherigen Arbeit der als zer-
stritten geltenden  EU-Fraktion. Auch 
finden einige kritiker im programment-
wurf keine Antwort auf eine zentrale 
Frage, warum nämlich die Bürger »ihre 
Stimme der linken geben sollen«.

Europa ist für viele Menschen immer 
noch weiter weg als die Entfernung von 
ihrem Heimatort nach Brüssel oder 
Straßburg misst. Die Distanz könnte 
weiter wachsen, wenn das Bundesver-
fassungsgericht den klagen gegen den 
lissabon-Vertrag stattgibt – womöglich 
noch vor der Europawahl. Verhandelt 
wird in karlsruhe unter anderem eine 
klage der linksfraktion. n

Warum nur  
die halbe 

Ablehnung der 
Kohle? Die 

Grünen denken 
offenbar an 

Koalitionen in 
Deutschland

Ein Land  
namens 
Afghanistan, so 
muss man aus 
dem Papier 
schließen,  
kommt auf der 
Erde gar nicht  
vor
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FREITAG: Frau Käßmann, Sie haben promoviert 
zum Thema »Die eucharistische Vision. Armut 
und Reichtum als Anfrage an die Kirche in der 
Diskussion des ökumenischen Rates«. Wie wäre 

die Anfrage aktuell zu beantworten? Werden die Kir-
chen der Weltarmut gerecht?

MARGOT KÄSSMANN: Die Zahl der Hungern-
den auf der Welt ist 2008 auf 963 Millionen gestiegen. 
Das finde ich erschreckend. Wir fördern viele Entwick-
lungsprojekte, auch über den Weltkirchenrat in Genf. 
In Deutschland denke ich besonders an die Aktion Brot 
für die Welt – 18 Milliarden Euro wurden in 50 Jahren 
gespendet und direkt in Projekte vor Ort investiert. Aber 
trotz alledem werden wir der Weltarmut nicht gerecht.

Was läuft da verkehrt?
Uns geht es um Globalisierung im positiven Sinn, 

indem wir einen Ausgleich schaffen zwischen unse-
ren Partnerkirchen in den Ländern des Südens und 
uns. Aber wir leben als Kirchen in einem System, das 
von Ungerechtigkeit geprägt ist, das ist mir bewusst. 
Weltarmut ist eine Herausforderung, deren soziale, 
ökonomische und politische Komponente von vielen 
gemeinsam angenommen werden muss.

Die Kirche versucht, im Rahmen ihrer Mittel mate-
rielle Hilfe zu leisten. Aber sie hat ja auch ein pro-
phetisches Amt. Wird sie dem gerecht angesichts der 
Ungerechtigkeit?

Wir versuchen das, aber auch der Appell des Welt-
kirchenrates zur »Welternährungsunordnung« ist eher 
verhallt. Und in Deutschland sind wir seit 1989 viel stär-
ker auf binnendeutsche oder binneneuropäische The-
men konzentriert; die Frage der Entwicklung der Län-
der des Südens ist ein ganzes Stück in den Hintergrund 
geraten. Ich beobachte auch, dass es vielen Menschen 
schwer fällt angesichts ihrer eigenen Sorgen, auch noch 
global zu denken und die weltweite Dimension in den 
Blick zu nehmen. Zum Beispiel haben katholische und 
evangelische Kirche vor zwei Jahren einen wirklich bri-
santen Bericht veröffentlicht: dass Deutschland gerade 
jetzt die Rüstungsexporte dramatisch steigert, nicht zu-
letzt gegenüber Ländern, denen wir Entwicklungshilfe 
leisten. Auch das verhallte in der Öffentlichkeit.

Was war mit dem Titel Ihrer Doktorarbeit gemeint: 
»Die eucharistische Vision«?

Die These ist: Wenn wir Brot und Wein am Abend-
mahlstisch miteinander teilen, verpflichtet uns das, auch 
in der weltweiten Gemeinschaft Lebensmittel zu teilen, 
und: Unsere Kirche ist stärker durch die Differenz von 
Armut und Reichtum getrennt als durch dogmatische 
Differenzen. Denn das ist deutlich: Aufgrund der exis-
tenziellen Situation sind sich ein deutscher Katholik und 
eine deutsche Lutheranerin wesentlich näher, als beide 
einer Katholikin oder einem Lutheraner im Kongo nahe 
sind, und für diese gilt umgekehrt dasselbe.

Zur Zeit des Paulus soll es üblich gewesen sein, dass das 
Abendmahl immer mit einem realen Mahl verbunden 
war. Das wäre doch etwas, wenn in den Ländern des 
Südens das Abendmahl immer mit einer realen Sätti-
gung verbunden wäre und die Kirchen des Nordens es 

ermöglichen würden. Das fällt mir zum Titel »Die eu-
charistishe Vision« ein.

Das ist schon zu Jesu Zeiten so gewesen, es heißt ja: 
»nahm er den Kelch nach dem Abendmahl«, also nach-
dem sie miteinander gegessen haben. Das miteinander 
Essen und Trinken war für die Jesusbewegung gera-
dezu Kennzeichen. Heute besteht das Symbol darin, 
dass wir ein Stück Brot oder eine Oblate und den Kelch 
teilen. Aber der Anspruch, real 
das Brot zu teilen, bleibt beste-
hen. »Unser täglich Brot gib uns 
heute« wird das Thema der Voll-
versammlung des Lutherischen 
Weltbunds 2010 in Stuttgart sein 
– weil der Hunger in der Welt für 
die Kirche eine Herausforderung 
sein muss.

Wenn man von der Ökumene 
her denkt, wird da nicht ein Wi-
derspruch zur Haltung der EKD 
unübersehbar? Der jüngst ver-
öffentlichten Unternehmer-Denkschrift zufolge leben 
wir immer noch in einer Sozialen Marktwirtschaft, sie 
sagt, man müsse deren Prinzipien in der Welt verbrei-
ten – während die ökumenischen Dokumente davon 
ausgehen, dass eine katastrophische neoliberale Ord-
nung besteht, die man bekämpfen muss.

Die Denkschrift versucht deutlich zu machen, 
dass es den evangelischen Unternehmer gibt, der aus 
gut protestantischer Haltung heraus in der Sozialen 
Marktwirtschaft verantwortlich handelt. Das vertei-
dige ich auch, denn ich kenne in Niedersachsen viele 
Handwerksbetriebe mit Unternehmern, die vielleicht 
zehn, zwölf Angestellte haben und sich bemühen, diese 
Arbeitsplätze zu sichern. Sie arbeiten mit kleinen Bank- 
und Sparkassenfilialen zusammen, die solide beraten. 
Dabei kommt auch Gewinn heraus, aber keine Rendite 
von 25 Prozent. Ich unterscheide zwischen dem orts-
gebundenen verantwortlichen Unternehmer und den 
Großkonzernen, bei denen Sie oft gar nicht wissen, wer 
sie regiert – Manager kommen und gehen und werden 
mit exorbitanten Auszahlungen honoriert, wenn der 
Börsengang erfolgreich war und 1.000 Arbeitsplätze 
wegfallen. Die verantwortlichen Unternehmer brau-
chen wir, das ist mir wichtig. Wir können nicht so tun, 
als sei Unternehmertum an sich negativ.

Sicher ist das keine Denkschrift über das Wirtschafts-
system, es ist eine über die Menschen, die Unterneh-
mer.

Sehr richtig. Und es ist zudem eine Denkschrift in 
einer Reihe, in der wir auch Schriften zur Arbeitneh-
mervertretung und über die sozial Schwachen im Land 
verfasst haben; die Unternehmer-Denkschrift sollte 
nicht isoliert betrachtet werden.

Trotzdem wird auch eine Analyse der bestehenden 
Ordnung angedeutet. Und diese Ordnung als solche 
scheint in Ordnung zu sein, nur dass es Unternehmer-
Individuen in ihr gibt, die unverantwortlich handeln. 
Deshalb frage ich in der 
Perspektive der ökume-
nischen Dokumente: Ist 
der Neoliberalismus eine 
katastrophische Ordnung 
oder ein Fehlverhalten 
einzelner Unternehmer?

Ich denke, wir müssen 
den Neoliberalismus als 
eine Welt-Unordnung 
bezeichnen. Dazu gibt 
es deutliche Äußerungen 
des Ökumenischen Rats 
der Kirchen: Nicht das 
Wohl der Menschen steht 
im Vordergrund, son-
dern allein der Profit. In 
einer Globalisierung, die 
ich befürworten könn-
te, wäre es das Ziel, alle 
Menschen sozial abzusi-
chern mit Nahrung, Ob-
dach, Zugang zur Bildung 
und Gesundheitsversor-
gung. Aber im Moment 
bestimmt der von sozia-
len Kriterien entfesselte 
Markt die Globalisierung. 
Wobei dieses Denken 
jetzt in der Finanzkrise 
doch einen deutlichen 
Dämpfer bekommen hat. 
Das kann sich zum Guten 
wenden. Aber ich bin kei-
ne Ökonomin und keine 
Politikerin, die Lösungen 
hat, wie die Ungerechtig-
keit zu ändern wäre. Die 
sehe ich, wenn ich unsere 
Partnerkirchen in Südindien oder Äthiopien besuche: 
wie sie um ein Minimum an Gerechtigkeit ringen, wäh-
rend wir hierzulande auch noch in der Krise im Über-
fluss leben.

Aber kann man sich in einer solchen Situation darauf 
beschränken, an die Unternehmer nur ethisch zu appel-
lieren, wie es die Denkschrift tut? Muss man nicht auch 
politische Initiativen ergreifen? Die Unternehmer ma-
chen doch immer schon Politik: Sie bilden Verbände, 
die nicht besonders verantwortungsvoll agieren. Also 
könnte man ihnen zumuten, sich zu anderen Verbänden 
zusammenzuschließen, die nicht neoliberal sind.

Das gibt es ja schon: den Arbeitskreis Evangelischer 
Unternehmer etwa oder auch den Kongress christlicher 
Führungskräfte. Wir können nicht so einfach sagen, 
»die« Unternehmer sind schuld oder »die« Banken, die 
Suche nach Sündenböcken macht es sich oft leicht. In 
Deutschland ist es ganz schwer, die Frage des Lebens-
stils zu thematisieren, weil die Menschen keine Abstri-
che machen wollen. Was haben sich die Kirchen für Pro-

dukte aus »fairem Handel« engagiert! Dann kostet der 
Kaffee etwas mehr – aber es ist ungeheuer schwierig, das 
Marktsegment auf zwei Prozent zu bringen, was eine 
gewisse Relevanz hätte. Also es ist auch eine Frage an 
das Verhalten der Konsumenten. Einen politischen Wil-
len können Sie nur wirtschaftlich umsetzen, wenn die 
Zivilgesellschaft hinter einer solchen Bewegung steht. 
Und ich merke einfach, wie schwer es im Moment ist, 
mit der weltweiten Gerechtigkeit zu argumentieren.

In der Denkschrift fällt der Ausdruck »Selbstverwer-
tung des Kapitals«. Das fand ich gut. Das ist die Be-
schreibung eines Elements der Ordnung, und man 
kann sich kritisch zu ihm verhalten: dazu, dass es eine 
Kapitallogik gibt, die auf unendliches Wachstum hin-
ausläuft, rücksichtsloses Profitstreben.

Wir haben im Osten Europas gesehen, dass eine 
staatlich gelenkte Wirtschaft auch nicht die Lösung 
sein kann. Insofern gilt es zwischen der neoliberalen 
Entfesselung der Egomanie und der Staatswirtschaft, 
die jeden individuellen, unternehmerischen Impuls un-
terdrücken will, einen nachhaltigen Mittelweg zu su-
chen, und das ist für mich die Soziale Marktwirtschaft. 
Aber die braucht ein politisches und auch ein zivilge-
sellschaftliches Korrektiv, eine lebendige Demokratie. 
Gier wirkt zerstörerisch. Es muss eine Ethik des Genug 
geben. Aber in einer Gesellschaft, die ständig Grenzen 
überschreitet, von Grenzen zu reden, ist eben ganz 
schwer. In einer Spaßgesellschaft bist du dann die Buh-
Frau, die den schönen Schein vermiesen will! Das erlebe 
ich immer wieder: Wenn von Maß und Ausgleich und 
Teilen gesprochen wird, entspricht das nicht der Le-
benshaltung derer, die in ihrem Verhalten eine gewisse 
Maßlosigkeit an den Tag legen. Und das sind nicht nur 
die bösen Wirtschafts-Unternehmer ...

... sondern auch die Konsumenten, ganz klar.
Ich war gerade in einem Geschäft in Hannover, das 

zum Monatsende schließt, und habe die Schnäppchen-
jäger gesehen. Die armen Verkäuferinnen wissen, ihr 
Arbeitsplatz ist am Monatsende weg, aber die Leute 
raffen ohne Ende, weil sie den eigenen Vorteil suchen. 
Sozial ist das nicht gedacht.

Wird in diesen evangelischen Unternehmerverbänden 
eine »Ethik der Grenze« propagiert?

Dass es eine Verbandsstrategie wäre, kann ich nicht 
sagen, aber die Unternehmer, mit denen ich zu tun habe, 
sind sich der Frage sehr bewusst. Viele Mittelstands-
Unternehmer sehen doch auch nur mit Kopfschütteln, 
was auf dem entfesseltem Markt geschieht. Ich habe 
immer gesagt, Geld arbeitet nun einmal nicht. Auch 
viele Unternehmer finden dieses ständige Mehren von 
Kapital doch absurd. Was die Rolle der Kirche angeht, 
so ist sie in ihrem Äußerungen immer kapitalkritisch 
gewesen. Andererseits haben wir allein als Landeskirche 
selber einen Haushalt von über 500 Millionen Euro. Da 
gibt es natürlich auch Rücklagen, die angelegt werden. 
Das geschieht zwar nach ethischen Kriterien. Wir haben 
klare Richtlinien, wo Geld angelegt wird – nie spekula-

tiv, nie in Rüstungsunter-
nehmen und so weiter –, 
aber jedenfalls gehen auch 
wir mit Geld um. Wir sind 
zudem Arbeitgeber. Ich 
finde, das alles veranlasst 
zu einer gewissen Demut: 
nicht so zu tun, als hätte 
die Kirche immer die bes-
sere Lösung.

Sie könnte ein Vorbild 
unternehmerischen Ver-
haltens sein.

Darum bemühen wir 
uns in kleinen Schritten. 
Zum Beispiel, wenn es 
in unseren niedersäch-
sischen Einrichtungen, 
Kirche und Diakonie, 
nur noch fair gehandel-
ten Kaffee gibt. Oder 
wenn wir da, wo wir 
Arbeitsplätze abbauen 
müssen, es bis auf ganz 
wenige Ausnahmen ohne 
betriebsbedingte Kündi-
gungen tun. Oder wenn 
wir unsere ethischen 
Kriterien zur Geldanlage 
offen legen. Jeder kann 
unsere Bücher einsehen, 
kann ganz genau sehen, 
wo welches Geld liegt. 
Als Non-Profit-Orga-
nisation investieren wir 
zudem alle Einnahmen 
zu 82 Prozent in Perso-
nalkosten. Auch das ist 

eine Unternehmensstrategie, damit setzen wir ein Zei-
chen. Und dabei weiß ich, wie sehr einige diakonische 
Einrichtungen darum kämpfen, dass sie die Gehälter 
zahlen können. Die Arbeitnehmervertretung hat eine 
Gehaltserhöhung durchgesetzt, und jetzt gehen einige 
diakonische Einrichtungen in die Knie. Diese Brisanz 
kennen wir auch.

Wie propagiert man die Ethik der Grenze angesichts 
der Weltarmut? Es gibt eine Stelle in der Johannes-
Offenbarung, die mir eingefallen ist, weil sie unter den 
in der Unternehmer-Denkschrift zitierten Bibelstellen 
nicht vorkommt. Der Autor beschreibt das zeitgenös-
sische Rom: »Und deine Händler waren die Großen 
der Erde, denn von deinen Zauberkünsten wurden alle 
Völker in Irrwahn geführt. Und in ihr«, nämlich in 
Rom, »ward gefunden Blut von Propheten und Heili-
gen, und von allen auf der Erde Geschlachteten.« Also, 
manch einer könnte auf die Idee kommen, das sei zur 
Beschreibung auch unserer Welt recht gut geeignet, wo 
es täglich 26.000 Hungertote gibt – sollten die Gemein-

den mit solchen Zitaten an die Öffentlichkeit gehen, 
oder ginge das zu weit?

Unsere Gemeinden sind ganz vorn engagiert in der 
weltweiten Solidarität und Bekämpfung des Hungers. 
Auf Brot für die Welt habe ich schon verwiesen. Es gibt 
da Regionen wie den Kongo, in denen unsere eigenen 
Helfer verzweifeln – nicht an der Globalisierung, son-
dern an den Strukturen vor Ort. In Simbabwe wissen 
sie nicht mehr, wie sie noch agieren sollen. Es gibt den 
Evangelischen Entwicklungsdienst, der engagiert ist, 
Perspektiven zur Selbsthilfe zu schaffen. Gut finde ich 
auch das Programm weltwärts, das vom Entwicklungs-
hilfeministerium initiiert wurde: Viele der Projekte, in 
die Jugendliche so kommen, sind kirchlich getragen. 
Also: Wir sind als Kirchen stark engagiert. Aber die 
Zahl der Hungernden wächst trotzdem. Ich verzweifle 
manchmal daran. Wirklichen Frieden und wahre Ge-
rechtigkeit wird es offensichtlich wirklich erst in Got-
tes Zukunft geben. Aber das hindert nicht daran, jetzt 
zu tun, was wir können.

Was mich an dieser Stelle aus der Johannes-Offenbarung 
so beeindruckt, ist, dass es eine Anklage ist. Das sind ja 
zwei verschiedene Dinge: zu helfen und anzuklagen. En-
gagement heißt auch Letzteres, damit würde man etwas 
bewegen.

Ja, prophetische Rede und Anklage muss sein. Aber 
es ist allzu leicht, auf andere zu zeigen. Wen klagen Sie 
an? Die Wirtschaft? 

Die Politik, würde ich meinen.
Auch das ist mir zu pauschal. Was ist denn mit der 

Verantwortung des Einzelnen? Da müssten die  Wähler 
auch bereit sein, Initiativen in der Entwicklungshilfe zu 
honorieren. Nehmen Sie das mal als Wahlkampfthema!

Die Unternehmer-Denkschrift beruft sich auf die Bar-
mer Erklärung der Bekennenden Kirche unter dem 
Naziregime, wo unterschieden wird: Jesus ist Herr und 
es gibt andere Herren, und man muss sich entscheiden. 
Das »Mammon« ist der Bibel zufolge ein solcher an-
derer Herr.

Wir können mit Martin Luther sagen, woran der 
Mensch sein Herz hängt, das ist sein Gott. Wenn das 
Herz allein am Gewinn oder am Geld hängt, dann wird 
in der Tat der Götze Mammon angebetet. Wir befinden 
uns in der Wirtschaftskrise und müssen unterscheiden: 
Was zählt? Geld, Gewinn und Lottozahlen? Oder 
Glaube, Liebe, Hoffnung? Ich gebe Ihnen recht: Das 
Herz dieser Gesellschaft hängt am Mammon.

Wäre es nicht gut, wenn die Kirche die Gesellschaft 
auffordern würde, nach einer etwas anderen Ordnung 
zu suchen?

Wenn Sie die Berichte über die Weihnachtspredigten 
lesen, ist erkennbar, dass alle Leitenden Geistlichen – 
katholisch wie evangelisch – diese Form des Kapital-
markt-Wirtschaftens verurteilt haben. Unisono! Inso-
fern denke ich, die prophetische und mahnende Stimme 
der Kirche ist schon hörbar, nur – ob das wirklich zur 
Metanoia führt, zur Umkehr, das ist die große Frage.

Können Sie sich vorstellen, dass es gerade die Funktion von 
Frauen sein könnte, derartige etwas radikalere Fragen zur 
Sprache zu bringen?

Frauen haben Fragen, die oft näher am Leben sind, 
weil sie selbst einkaufen, die Wäsche waschen, Kin-
der erziehen und Alte pflegen; auch Frauen in leiten-
den Positionen tun das in der Regel. Daher denke ich 
manchmal, dass die Realitätsnähe von Frauen, auch in 
leitenden Ämtern, größer ist.

Gerade in Unternehmensanalysen wurde festgestellt: Es 
gibt viel weniger weibliche Führungskräfte als männli-
che, aber sie führen eindeutig besser ...

... wenn das zutrifft, dann sicher weil sie weniger hie-
rarchisch führen, denke ich, auch in der Kirche. Frauen 
sehen sich oft eher als Mitarbeiterinnen einer gemein-
samen Sache, mit viel Kontakt quer zur Hierarchie, auf 
die Männer meist wesentlich mehr Wert legen.

Deswegen denke ich eben: Wenn Frauen, auch in 
kirchlich leitenden Funktionen, sagen würden, Leute, 
diese Ordnung ist nicht in Ordnung.

Also gut, ich rede mal mit ein paar Frauen! 

Das Gespräch führte Michael Jäger

        THEMA DER WOcHE  KIRcHE UND KRISE
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Banken  
der  
Kirche
Krise  n  Geld in Gottes Namen

Zum Jahreswechsel haben christliche 
Würdenträger die Finanzkrise als Be-
weis für die Nichtigkeit des irdischen 
Strebens nach Reichtum gebrand-

markt. Aber auch die Kirchen in Deutschland 
existieren nicht im wirtschaftsfreien Raum: 
Einige ihrer Gliederungen sind ebenso vom 
Platzen der Spekulationsblase betroffen wie 
die Kirchenbanken von der Lage an den Fi-
nanzmärkten. Darüber hinaus wird erwartet, 
dass sich die Rezession in sinkenden Einnah-
men bemerkbar machen.

Angesichts zurückgehender Mitglieder-
zahlen fahren die Kirchen seit Jahren einen 
Sparkurs. Zwar stiegen die Einnahmen aus 
der Kirchensteuer zuletzt wegen der guten 
konjunkturellen Lage teilweise wieder an. 
2007 summierten sie sich auf rund neun Milli-
arden Euro für beide Kirchen, deutlich mehr 
als 2005, als mit rund 7,6 Milliarden Euro die 
niedrigsten Einnahmen seit der Jahrtausend-
wende verzeichnet wurden.

Die Finanzlage hat einige Verantwortli-
che in den Kirchen offenbar dennoch dazu 
verleitet, auf riskante Modelle der Geldver-
mehrung zu setzen. Im Spätherbst des ver-
gangenen Jahres machte das Bistum Aachen 
Schlagzeilen: 40 Millionen Euro waren beim 
Pleitebankhaus Lehmann Brothers angelegt 
worden. Auch die Oldenburger Landeskir-
che verspekulierte sich: Anlagen bei Leh-
mann und Goldman Sachs führten nach Me-
dienberichten zu Verlusten von insgesamt 
rund 4,5 Millionen Euro. Die Kölner Pax-
Bank hatte ebenfalls auf Lehman-Zertifikate 
gesetzt, unter den Kunden waren nicht nur 
einzelne Sparer, sondern zum Beispiel auch 
die Düsseldorfer St. Matthäus-Gemeinde.

Auswirkungen der Finanzkrise bekom-
men die Kirchen auch an anderer Stelle zu 
spüren. Der Präsident des Päpstlichen Ra-
tes cor Unum, Kardinal Paul c. corders, 
zeigte sich besorgt – der Rat, der kirchliche 
Hilfsaktionen organisiert, müsse »jetzt mehr 
nachdenken, wie wir Geld auftreiben kön-
nen«. Außerdem rechne man angesichts der 
Wirtschaftskrise mit zurückgehenden Spen-
deneinnahmen. Der Finanzchef der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (EKD), Tho-
mas Begrich, beruhigte zwar: »Wir müssen 
nicht wegen der Finanzkrise hingehen und 
Kindergärten schließen.« Allerdings werde 
man Auswirkungen durch die Zins- und 
Kursentwicklungen »wie alle anderen hin-
nehmen müssen«.

Das trifft auch auf die deutschen Kirchen-
banken zu, die in der Öffentlichkeit kaum 
bekannt sind. Die neun Institute firmieren 
als eingetragene Genossenschaft und haben 
Ende 2007 eine Bilanzsumme von insgesamt 
rund 28 Milliarden Euro ausgewiesen (siehe 
Tabelle). Sie gehören dem Bundesverband 
der Deutschen Volksbanken und Raiffei-
senbanken an, der die Sicherung der Einla-
gen zu 100 Prozent organisiert. 

Die meisten Kirchenbanken haben aller-
dings trotz der Krise für das vergangene 
Jahr gute Geschäftszahlen angegeben. Der 
Vorstandssprecher der katholischen Darle-
henskasse Münster verweist auf eine insge-
samt »konservative Anlagestrategie«. Man 
habe nicht in Produkte investiert, die mit 
dem amerikanischen Hypothekenmarkt in 
Verbindung stehen, heißt es immer wieder. 
Allerdings wies die Wertentwicklung von 
Investmentfonds der Kirchenbanken wie 
etwa der Fonds »LIGA-Pax-Aktien-Union« 
im vergangenen Jahr teilweise deutlich nach 
unten. 

Vincent Körner

Kreuz 
des  
Südens
Passion n  Lateinamerikas 
Kirchen verurteilen den »Geld
imperialismus«  

Brasilianische Priester aus Hunderten 
von Basisgemeinden erklärten im Juni 
2008 unumwunden, wer den Klima-
wandel aufhalten wolle, dürfe in Län-

dern wie ihrem keine Biotreibstoffe fördern, 
die sich aus Mais, Soja und Palmöl produ-
zieren ließen. Biomasse bleibe unverzichtbar 
für die Armen der Amazonasregion. Woraus 
sonst sollten sie ihre Brennstoffe gewinnen? 

Es war dies auch ein Appell gegen eine neue 
Verarmung, die vorangetrieben wird, weil die 
Folgen des Klimawandels  denen aufgebürdet 
werden, die sich dagegen am wenigsten weh-
ren können. Sich so direkt existenzieller Nöte 
der Menschen anzunehmen, gehört in Brasili-
en spätestens seit dem Aufkommen der Theo-
logie der Befreiung eines Hélder camara und 
Leonardo Boff zur Tradition des niederen und 
mittleren Klerus. Doch auch das Episkopat 
hat seit dem II. Vatikanischen Konzil (1962 - 
1965) nie mehr darauf verzichten wollen,  so-
ziale Verantwortung zu reklamieren und »mit 
den Geringsten« zu sein, wo das Evangelium 
dazu verpflichtete. Bis heute unvergessen 
ist die Ermutigung, die für Lateinamerikas 
christen mit dem Abschlussdokument der 
II. Generalversammlung der Lateinamerika-
nischen Bischofskonferenz (cELAM) vom 
September 1968 in Medellin verbunden war. 
Die Präsenz der Kirche, weniger der Kirchen-
hierarchie, ist seither mit dem Wandel des 
Kontinents verwachsen – vorrangig in Län-
dern wie Brasilien, Kolumbien und Mexiko, 
wo die Zahl der Pfarreien jeweils bei mehr als 
6.000 liegt. Von besonderer Eindringlichkeit 
in der Botschaft aus Medellin war der Satz: 
»Das Kreuz des Südens ruft im Angesicht der 
Versklavung und Verfolgung des Volkes nach 
Gerechtigkeit.« 

Nicht zufällig entstanden zu jener Zeit Ka-
tholische Universitäten in Asunción, cara-
cas, San Salvador  und Managua. Dort war die 
theologische Begründung der Sozialenzykli-
ka Populorum Progressio von 1967, die sich 
dem Geist von Medellin verschrieben hatte, 
keine Frage der Opportunität, sondern An-
lass zu einer Formel gegen die Armut, die 
bis heute gilt: »›Es kann nicht darum gehen, 
etwas wegen seines Bestehens zu erhalten, 
sondern vielmehr um die Schaffung von Be-
dingungen, die möglichst nahe an das ›Reich 
der Gerechtigkeit‹ Gottes heranführen.«

Zwischen 2003 und 2008 sind die Ökonomi-
en Lateinamerikas pro Jahr  im Schnitt um fünf 
Prozent gewachsen und damit so stark wie 
nie zuvor in einem vergleichbaren Zeitraum 
des 20. Jahrhunderts. Doch wäre es naiv zu 
glauben, damit sei der Pfad eines anhaltenden 
Aufschwungs  auf Dauer gelegt. Im Oktober 
erschütterte die Finanzkrise die Börse von Sao 
Paulo und damit Brasiliens Bankenwelt. Zuvor 
schon hatte die UN-Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika und die Karibik (cEPAL) 
wissen lassen, 71 Millionen Menschen des Sub-
kontinents lebten weiter in Armut, 52 Millio-
nen davon unter dem Existenzminimum. Um 
so mehr verlangen katholische Gemeinden in 
Brasilien und Paraguay, die schon immer mit 
den Bewegungen der Landlosen sympathisier-
ten, eine neue agrarwirtschaftliche Agenda – 
nur eine Landereform könne den Bedürftigen 
helfen, sich selbst zu helfen. 

Anders als zu Zeiten der Befreiungstheolo-
gen in den späten sechziger Jahren fühlen sich 
Regierungen davon heute nicht mehr heraus-
gefordert, sondern bestätigt. Nimmt man das 
Agrarprogramm des brasilianischen Präsi-
denten Lula da Silva oder die sehr viel radika-
lere Agrarreform, wie sie einem Evo Morales 
in Bolivien vorschwebt, so wird deutlich, dass 
viele Priester inzwischen nicht mehr allein als 
Anwalt der Entrechteten, sondern ebenso als  
Mentor wirtschaftlicher Rationalität und so-
zialer Harmonie gefragt sind. Dies als Indiz 
für die fortschreitende Politisierung einer 
»Kirche von unten« zu halten, wie sie einst 
mit der Iglesia Popular während der sandi-
nistischen Revolution in Nicaragua zu beob-
achten war, scheint übertrieben. Doch wurde 
das credo Justitia et Pax von der Ökumene 
Lateinamerikas in einem Maße angenommen, 
dass viele Gemeinden wie legitime Volksver-
tretungen erscheinen, die im Widerstand ste-
hen gegen eine »Diktatur des Geldimperialis-
mus«. Von der war schon in der Erklärung 
von Medellin – mehr als vier Jahrzehnte ist 
es her – als einer der schlimmsten Plagen der 
Menschheit die Rede.            

 Lutz Herden

Unternehmerisches Handeln  
in evangelischer Perspektive
Die Denkschrift des Rates der EKD, deren Mitglied 
Landesbischöfin Käßmann ist, wurde im Juli 2008 als 
Buch und im Internet veröffentlicht (Gütersloher Ver-
lagshaus; www.ekd.de/download/ekd_unternehmer.
pdf). In neun Kapiteln handelt sie die Stellung des 
Unternehmertums zur Sozialen Marktwirtschaft, zu 
Arbeitnehmern, Konsumenten und Kapitalmarkt ab, 
außerdem die »Verantwortung in Zeiten der Globali-
sierung« und das »wirtschaftliche Handeln von Kirche 
und Diakonie«. 
Die Denkschrift will »einen neuen Dialog von Kirche 
und Wirtschaft fördern« und versucht, ein Leitbild zu 
formulieren: »Richtig verstanden – und durch einen 
klugen staatlichen Rahmen unterstützt – ist unterneh-
merisches Handeln auf nachhaltige Wertschöpfung 
ausgerichtet.« Güter sollen zwar »zum Nutzen aller ge-
mehrt werden«, doch zur »bloßen Orientierung an der 
Nutzenmaximierung« dürfe es nicht kommen. Als die 
Denkschrift erschien, berichtete die Wirtschaftswoche 
unter der Überschrift Frieden mit dem Kapital. 
Bald folgte ein Memorandum kirchlicher Kritiker, die 
sich dagegen verwahrten, dass die Denkschrift »von 
der Summe der einzelnen ›ehrbaren Kaufleute‹ einen 
verbesserten Kapitalismus« erwarte, und zu dem Er-
gebnis kamen, dass es eine »Täuschung« sei, »mit ei-
nem individualethischen Begriff von der Verantwortung 
des Unternehmers zu argumentieren« (im Internet: 
www.publik-forum.de; auszugsweise dokumentiert in 
Freitag 46/2007; mit Begleittexten als Buch der Pub-
lik-Forum Edition unter dem Titel erschienen: Frieden 
mit dem Kapital? Wider die Anpassung der evangeli-
schen Kirche an die Macht der Wirtschaft).

Geld, 
Gewinn,  

Lottozahlen 
oder Glaube, 

Liebe,  
Hoffnung?

im GesPräch  n  Margot Käßmann, 
Landesbischöfin in Hannover , über die 

Kirchen und die Finanzkrise, die Weltarmut 
und die Weltunordnung 

Es gab kaum eine Neujahrsansprache, in der geistliche Würdenträger 
hierzulande nicht die Spekulationsgier und Verantwortungslosigkeit der 

Finanzwirtschaft attackiert hätten. In Zeiten der Krise sparen die Kirchen 
in Deutschland nicht mit systematischer Kritik, meiden aber 

Systemkritik, wie sie anderswo seit Jahrzehnten üblich ist.  
Ich denke,  

wir müssen  
den 

Neoliberalismus 
als eine Welt-

Unordnung 
bezeichnen

margot Käßmann (50) ist lutherische Theologin. Von 
1994 bis 1999 war sie Generalsekretärin des Deut-
schen Evangelischen Kirchentages. 1999 erfolgte ihre 
Wahl zur Bischöfin der Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Hannover, sie ist die erste Frau in diesem 
Amt.

Kirchenbanken 
Bilanzsumme Ende 2007 in Milliarden Euro

Evangelische  
Darlehensgenossenschaft 4,385

Evangelische  
Kreditgenossenschaft 4,231

LIGA Bank  4,126

KD-Bank für Kirche und Diakonie 3,831

Bank im Bistum Essen 3,312

DKM Darlehenskasse Münster 3,177

Bank für Kirche und Caritas 2,969

Pax Bank Köln 1,792

Landeskirchliche Kredit-Genos- 
senschaft Sachsen 0,455

Quelle: BVR
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Protestplakat aus den sechziger Jahren

Aus der Erklärung von 
»Global Zero«
»Wir, die Unterzeichner, glauben, dass 
wir alle Nuklearwaffen weltweit ab-
schaffen müssen, um unsere Kinder, 
unsere Enkel und unsere Zivilisation 
von der Bedrohung einer nuklearen Ka-
tastrophe zu schützen. Wir verpflichten 
uns daher dazu, für die Abschaffung von 
Nuklearwaffen zu einem bestimmten 
Zeitpunkt auf ein rechtlich bindendes, 
nachprüfbares Abkommen hinzuarbei-
ten, das alle Nationen einschließt.«                                                                                                       

 
Erstunterzeichner von »Global Zero«: 

Ehemalige Staatschefs: 
Gro Harlem Brundtland (Norwegen), 
Fernando Cardoso (Brasilien), Jimmy 
Carter (USA), Michail Gorbatschow 
(UdSSR), Fidel Ramos (Philippinen), 
Mary Robinson (Irland)

Ehemalige Außenminister: 
Lloyd Axworthy (Kanada), Margarett Be-
ckett (Großbritannien), Lakhdar Brahi-
mi (Algerien), Hans-Dietrich Genscher 
(Deutschland), Gareth Evans (Australi-
en), Yoriko Kawaguchi (Japan) und Jas-
want Singh (Indien), dazu bekannte Per-
sönlichkeiten wie Zbigniew Brzezinski, 
Jewgenij Welikow, Erzbischof Desmond 
Tutu und Nobelpreisträger Muhammad 
Yunus.

Die »Vier Apokalyptischen Reiter«
George Shultz 
Außenminister 1982 - 1989

William Perry, 
Verteidigungsminister 1994 - 1997 

Henry Kissinger, 
Außenminister 1973 - 1977

Sam Nunn, 
Ex-Vorsitzender des Verteidigungsaus-
schusses im US-Senat

Sie werden unterstützt von Madeleine 
Albright, Richard V. Allen, James A. Ba-
ker III, Samuel R. Berger, Frank Carluc-
ci, Warren Christopher, William Cohen, 
Lawrence Eagleburger, Melvin Laird, An-
thony Lake, Robert McFarlane, Robert 
McNamara und Colin Powell.

Britische Politiker für Global Zero 
Malcom Rifkind, 
Außenminister 1995 - 1997  

Douglas Hurd, 
Außenminister 1989 - 1995 

David Owen, 
Außenminister 1977 - 1979

George Robertson, 
NATO-Generalsekretär 1999 - 2003

Italienische Politiker für Global Zero
Massimo D’Alema, 
Premierminister 1998 - 2000
Außenminister  2006 - 2008

Gianfranco Fini,  
Außenminister 2004 - 2006
später Präsident der Abgeordneten 
kammer

Giorgio La Malfa, 
Europaminister  2005 - 2006

Arturo Parisi,
Verteidigungsminister 2006 - 2008

Francesco Calogero,
Friedensnobelpreisträger 1995
Generalsekretär der Pugwash-Konfe-
renz  1989 - 1997

Jens Renner

Aufbrauch und Abgesang 
ItalIens lInke  n  »Rifondazione Comunista« war eine vitale, pluralistische und flexible Partei. Jetzt 
steht sie vor der Spaltung 

Wolfgang Kötter

Die Stunde der Phantasten
Globale nulllösunG  n  Immer mehr Politiker fordern eine atomwaffenfreie Welt. Darunter sind 
viele graue Eminenzen. Aktive Militärs lassen sich bisher davon wenig beeindrucken 

Zum Jahreswechsel starteten 100 
namhafte Persönlichkeiten aus Politik, 
Militär und Gesellschaft in Paris die 
länderübergreifende Kampagne »Global 
Zero«, um sich für eine Welt ohne 
Kernwaffen einzusetzen. In Deutschland 
haben sich Helmut Schmidt, Richard 
von Weizsäcker, Egon Bahr und Hans-
Dietrich Genscher dem angeschlossen.

In Russland sind es 69 prozent der Bevöl-
kerung, in den USA 77, in Großbritan-
nien 81, in China 83 und in Frankreich 
sogar 86 prozent der Bevölkerung, die 

in einer Welt ohne kernwaffen leben wollen, 
besagen Umfragen vom Jahresanfang. Woher 
kommt plötzlich dieser vehemente Ruf nach 
nuklearer Abrüstung? 

»Utopische phantasterei! Realitätsfernes 
Wunschdenken, bestenfalls!« So verun-
glimpften die politischen Eliten lange Zeit 
jeden, der verlangte, man müsse sämtliche 
Nuklearwaffen vernichten. Die atomwaf-
fenfreie Welt blieb lange Zeit eine Vision der 
Friedensbewegung, unterstützt bestenfalls 
von  nuklearen Habenichtsen, denen die ul-
timative Waffe zu gefährlich, technisch zu 
aufwändig oder einfach zu teuer schien. 

Wissenschaftler warnten bereits in den 
fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts vor 
gesundheitsschädigenden Nuklearests, Hun-
derttausende ostermarschierer wehrten sich 
wenig später gegen eine hemmungslose Ak-
kumulation von Massenvernichtungswaffen, 
in Scharen gingen die Rüstungsgegner in den 
achtziger Jahren gegen die so genannte Nach-
rüstung auf die Straße. Nicht die klimaerosi-
on, sondern der nukleare Winter hatte damals 
priorität. Doch die proteste verpufften, und 
der Berg menschlicher Selbstvernichtungska-
pazität wuchs auf über 60.000 Atomspreng-
köpfe. Nach dem Ende des ost-West-kon-
flikts verschwand das thema gründlich aus 
dem öffentlichen Bewusstsein, obwohl das 
nukleare Wettrüsten wieder in Fahrt kam. 
kernwaffen galten den Architekten der nuk-
learen Abschreckung als unverzichtbar für die 
eigene Sicherheit. 

Wie ein Paukenschlag

Am 17. Januar 2007 konstatierten die Autoren 
des Bulletin of the Atomic Scientists, wir seien 
zwei Minuten näher an das Ende der Welt 
herangerückt. Sie stellten die »Doomsday 
Clock«, die anzeigt, wie nahe die Mensch-
heit  ihrer Selbstvernichtung gekommen ist, 
auf fünf Minuten vor zwölf. Und sie hatten 
eine plausible Begründung: leider versage 
die Gemeinschaft der Staaten, wenn es gel-
te, etwas gegen die gefährlichsten globalen 
Bedrohungen zu tun – die Atomwaffen und 
den klimawandel.

Aber langsam begann der Wind sich zu 
drehen. Zunächst gelangten nur Einzelne wie 
der ehemalige Verteidigungsminister Robert 
McNamara, Ex-präsident Jimmy Carter und 
der frühere oberbefehlshaber der US-Nuk-
learstreitkräfte, General lee Butler, zu der 
Erkenntnis, dass die einzige Garantie gegen 
eine nukleare katastrophe, die Abschaffung 
der kernwaffen ist. Michail Gorbatschow 
stimmte zu: »Wenn wir die Atomwaffen 
nicht vollends abschaffen, könnten sie eines 
tages uns abschaffen.« Enormes Aufsehen 
erregte der Appell von vier ehemals führen-
den politikern der USA, der am 4. Januar 
2007 im Wall Street Journal erschien: »Mit 

dem Ende des kalten krieges wurde die sei-
nerzeit sinnvolle Doktrin der gegenseitigen 
atomaren Abschreckung obsolet«, meinten 
jetzt diejenigen, die dieser Doktrin selbst 
lange ergeben waren. »Zwar bleibt Abschre-
ckung eine wichtige Überlegung für einzelne 
Staaten, die sich von anderen Staaten bedroht 
fühlen, aber das Vertrauen in Atomwaffen 
verliert immer mehr an Überzeugungskraft 
und wird zunehmend riskanter.« Aus ihren 
eigenen lebenserfahrungen heraus warnten 
sie, »dass die Welt an der Schwelle einer neu-
en und gefährlichen atomaren Ära steht«. 
Der Artikel wirkte wie ein paukenschlag. 
Stellten doch erstmals die Verantwortlichen 
selbst das eherne Gebäude westlichen Sicher-
heitsdenkens in Frage. in der Realität tat sich 
zunächst wenig. 

Ein Jahr später legten die Vier Apokalypti-
schen Reiter* (s. Glossar) nach: »Die immer 
schnellere Verbreitung von Atomwaffen, 
nuklearem know how und Nuklearmateri-
al hat uns zu einem atomaren Wendepunkt 
geführt«, schrieben George Shultz, William 
perry, Henry kissinger und Sam Nunn  am 

15. Januar 2008 erneut im Wall Street Jour-
nal. »Wir stehen vor der sehr realen Mög-
lichkeit, dass die tödlichsten Waffen, die je-
mals erfunden wurden, in gefährliche Hände 
fallen könnten.« Die bisherige politik, um 
dieser Bedrohung zu begegnen, halten sie für 
nicht adäquat, denn: »Durch die breitere Ver-
fügbarkeit von Atomwaffen verliert die Ab-
schreckung zunehmend an Effektivität und 
wird selbst immer riskanter.« Die Menschheit 
würde in ein neues Nuklearzeitalter eintreten, 
das prekärer, psychologisch desorientierend 
und kostspieliger sein werde als während des 
kalten krieges. Der Atomwaffensperrvertrag 
von 1970, so argumentieren die vier, ziele im 
Grunde genommen auf das Ende aller Nukle-
arwaffen ab. Er lege fest, dass alle Staaten, die 
über keine Atomwaffen verfügen, deren Be-
sitz auch nicht anstreben, und er verlange von 
den Atomwaffenstaaten, dass sie sich mit der 
Zeit dieser Waffen entledigten. obwohl alle 
großen Nuklearmächte dieses Abkommen 
unterschrieben hätten, seien Nichtatomstaa-
ten voller Zweifel, ob sich die Global player 
der nuklearen Ära je daran halten würden. 

politikern der Grünen, der Sinistra Demo-
cratica  und von Rifondazione Comunista, 
aber auch von namhaften intellektuellen wie 
Alberto Asor Rosa, luciana Castellina, Salo-
mone ovadia oder Mario tronti.

in ihrem »Manifest für eine neue ökologi-
sche, solidarische und pazifistische linke« 
mit unterschiedlichen politischen traditi-
onen und gemeinsamer europäischer pers-
pektive wird das projekt Neue Linke noch 
recht abstrakt beschrieben, auch wenn die 
Ablehnung eines »identitären Rückzugs 
auf sich selbst« recht deutlich ausfällt. Am 
13. Dezember – 24 Stunden nach einem 
landesweiten Generalstreik – wurden im 
hoffnungslos überfüllten theater Ambra 
Jovinelli in Rom die neuen Spielregeln der 
Assoziation erstmals erprobt. Über die 

Auswahl der Redner entschied das los, so 
dass keiner der üblichen Funktionäre zu 
Wort kam. Nach Auskunft der organisato-
ren gibt es bereits mehr als 1.000 lokale Sek-
tionen. in »Vorwahlen der ideen« (primarie 
delle idee) soll vor ort – aber auch via in-
ternet – ein Werte- und Forderungskatalog 
beraten werden. in zwei Wochen steht er-
neut eine zentrale Versammlung bevor, die 
über den Weg der Assoziation entscheiden 
soll. Der nötige Schwung zum Durchstar-
ten scheint gegeben; viele Sympathisanten, 
die durch ihr Wahlverhalten im April (also 
durch Enthaltung oder ein Votum für das 
»kleinere Übel«) die krise der linken mit 
auslösten, sollen sich in Pentiti (Reumütige) 
verwandelt haben, die nun den Neubeginn 
unterstützen.

Für Rifondazione bringt der Zulauf zur 
Assoziation neue probleme. Die Mehrheit 
verfolgt die »konstituierende Versammlung« 
der Neuen linken mit Argwohn, während 
die Minderheit auf Dauer wohl kaum in ei-
ner Doppelstruktur agieren kann. Schon auf 
der Versammlung am 13. Dezember wur-
de in Sprechchören »partito, partito« eine 
sofortige parteigründung gefordert. Auch 
wenn Nichi Vendola und andere Wortführer 
der RC-Minderheit sich dem widersetzen, 
scheint die konfrontation nur aufgescho-
ben. Denn die Architekten der Assoziation 
wollen die Europa-Wahlen im Juni für eine 
möglichst glanzvolle Wiederauferstehung 
der linken nutzen. Derweil besteht die RC-
Mehrheit auf dem Beschluss von Chiancia-
no: kandidatur als RC, mit eigenem Symbol 

Nur 3,1 prozent hatte die liste La Si-
nistra l’Arcobaleno (Regenbogenlin-
ke) bei den Wahlen im April 2008 
erreicht und damit die Vier-prozent-

Hürde klar verfehlt. Seitdem sitzt erstmals 
seit 1945 in beiden Häusern des parlaments 
kein einziger kommunistischer Abgeordne-
ter mehr. Während es Ansätze einer neuen 
linken Sammlungsbewegung gibt, droht der 
wichtigsten linken Gruppierung, der partei 
Rifondazione Comunista (RC), die Spaltung.

Seit ihrem kongress in Chianciano Ende 
Juli stehen sich zwei etwa gleich große la-
ger gegenüber. Die Mehrheit um paolo Fer-
rero und Claudio Grassi beruft sich auf die 
dort gefassten Beschlüsse: keine bündnis-
politischen Experimente mehr, bei denen 
die Existenz der partei gefährdet wird, statt 
dessen Verteidigung ihrer Eigenständigkeit 
und ihrer Symbole – zurück zur Arbeiterbe-
wegung! Eine Minderheit um Nichi Vendola 
kritisiert dies als »identitäres projekt«; sie 
will die krise gemeinsam mit anderen linken 
überwinden und verweist auf die seit Chian-
ciano veränderte Realität – die Rezession, das 
Bankensterben und massenhafte proteste in 
italien. Seit dem 7. November nun ist auch 
organisatorisch einiges in Bewegung gera-
ten, wurde doch an diesem tag in Rom die 
Associazione per la Sinistra (Assoziation für 
die linke) gegründet, initiiert zum einen von 

und offenen listen. Formal ist die Mehrheit 
hier im Recht; würde die Minderheit die 
parteidisziplin brechen, wäre die Spaltung 
perfekt.

in dieser prekären lage war es Fausto 
Bertinotti, der sich mit seinen »15 thesen 
zur lage und den Aufgaben der linken« 
zu Wort meldete. Bertinotti, RC-Sekretär 
der erfolgreichen Jahre 1994 bis 2006, aber 
auch der Spitzenkandidat der im April 2008 
grandios gescheiterten Regenbogenlin-
ken, hatte bereits vor dem Wahltag seinen 
Rückzug aus der ersten Reihe angekündigt. 
Schon mit seiner Analyse des Debakels Le 
ragioni di una sconfitta von Juni 2008 hatte 
er wichtige Denkanstöße gegeben, persönli-
che Verantwortung eingeräumt, doch auch 
offen ausgesprochen, was der derzeitigen 
RC-Mehrheit wie Verrat klang: dass man 
seiner Ansicht nach bei einem erfolgreichen 
Ausgang des Experiments Regenbogen auch 
organisatorisch »über RC hinaus« hätte ge-
hen müssen. 

Eine vitale, pluralistische, bewegungsoffene 
und flexible kommunistische partei, die über 
einen längeren Zeitraum als positiver Bezugs-
punkt für die europäische linke galt, könnte 
vor dem Ende zu stehen. Schon der für An-
fang Februar geplante nächste kongress der 
Assoziation könnte zum endgültigen Bruch 
führen. n

Die eindringliche Warnung schien ein 
Weckruf, denn jetzt schlossen sich auch 
prominente aus anderen ländern an. in der 
Times vom 30. Juni 2008 unterstützten drei 
britische Ex-Außenminister und ein ehema-
liger NAto-Generalsekretär (s. Glossar) 
eine atomwaffenfreie Welt und riefen dazu 
auf, dieses Ziel »kollektiv und durch multila-
terale institutionen« anzustreben. »Es wird 
Zeit kosten, aber mit politischem Willen und 
Verbesserungen bei der Überwachung ist das 
Ziel erreichbar«, meinten die britischen Spit-
zenpolitiker. »Wir müssen handeln, bevor es 
zu spät ist.«

Auch in Rom meldeten sich namhafte 
Sympathisanten (s. Glossar) und taten es am 
24. Juli 2008 in der Corriere della Sera mit 
einem plädoyer für die atomare Abrüstung. 
Sie riefen italien und Europa auf, ein neues 
Denken und eine »neue gemeinsame Vision 
zu verbreiten«, damit sich ein Weg zeige, um 
die Nuklearwaffen vollständig zu beseitigen. 
Das Überleben der Menschheit hänge davon 
ab. 

Obamas verheißungsvolle Worte

inzwischen sind mehrere hochrangige Ex-
pertenkommissionen entstanden, um sich 
dem sicherheitspolitischen Mainstream zu 
widersetzen. im Januar 2010, soll ein detail-
lierter Aktionsplan für die Beseitigung aller 
kernwaffenlager binnen 25 Jahren vorge-
stellt werden. 

Doch das Gegenlager formiert sich eben-
falls. Der Einsatz von kernwaffen findet 
unter den Militärs ständig neue Anhänger, 
die ihn auch offen propagieren. So kündigte 
Russlands Generalstabschef Juri Balujewski 
einen atomaren präventivschlag unter be-
stimmten Umständen »zur Demonstration 
der Entschlossenheit der Staatsführung, die 
interessen der Nation zu verteidigen« an. 
Auch fünf Ex-NAto-Generäle empfehlen, 
dass die option für einen nuklearen Erst-
schlag ein »unverzichtbares instrument« 
bleibe, »einfach weil es keine realistische 
Aussicht für eine Welt ohne Atomwaffen 
gibt«. Eine vom US-kongress eingesetzte 
kommission unter leitung von Ex-Vertei-
digungsminister James Schlesinger betrach-
tet nukleare Abrüstung allenfalls als Fern-
ziel. Das eigene Atomwaffenarsenal würde 
vielmehr »für unbegrenzte Zeit« notwendig 
bleiben und müsste eine »den vorhandenen 
Bedrohungen adäquate« Größe haben. 

Der am 20. Januar vereidigte neue präsident 
der USA hat sich im Wahlkampf der Atom-
waffenfreiheit verschrieben. »Dies ist der Au-
genblick, eine Welt frei von Atomwaffen zu 
schaffen«, hatte Barack obama in seiner Rede 
vor der Siegessäule in Berlin verkündet. Das 
war der Wahlkämpfer. ob er als präsident 
den verheißungsvollen Worten auch taten 
folgen lässt, bleibt also abzuwarten. 
(*) Der Begriff geht auf eine Veröffentlichung im Economist 
zurück.

Auf der Homepage www.globalzero.org/de ist 
jeder eingeladen, sich mit seiner Unterschrift 
anzuschließen.
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Ein Wandgemälde erinnert an die katholischen Opfer des »Bloody Sunday« im  Januar 1972 

In Gaza schweigen die Waffen. Nur für 
wie lange? Wenn die militärische Basis 
der Hamas zerstört werden sollte, wie 
Premier Olmert am 27. Dezember 
mitteilte, dann hat die Operation 
»Gegossenes Blei« ihr Ziel verfehlt. 
Wenn es darum ging, Gaza teilweise 
einzuäschern, dann nicht. 
Israel werde nicht umhin kommen, mit 
Hamas zu verhandeln, meinte 
inzwischen der Chef der nordirischen 
Sinn Fein-Partei, Gerry Adams, und 
empfahl der Regierung in Jerusalem, 
vom Friedensprozess in Nordirland  
zu lernen.  

Rudolf Walther

Bulldozer gegen Teppichmesser 
Praxistest  n  Die israelische Armee hat in Gaza die Theorie über den »asymmetrischen Krieg« vom Kopf auf die Füße gestellt 

Vom kriegstheoretiker Carl von Clau-
sewitz (1780-1831) stammt der Satz: 
»Der krieg ist das Gebiet des Zufalls.« 
kriegführende müssen immer mit Un-

gewissheiten und Unsicherheiten rechnen. 
Für weite teile der kriegsberichterstattung 
dagegen und für das begriffliche Raster, mit 
dessen Hilfe kriege interpretiert werden, ist 
nichts zufällig, unsicher oder ungewiss. Hier 
herrschen bleierne Gewissheiten und robuste 
interessen auf allen Seiten.

Ende der Staatenkriege 

Nach den Anschlägen vom 11. September 
2001 kam die phrase vom »krieg gegen den 
terrorismus« in Mode, obwohl jeder leut-
nant auf der offiziersschule lernt, dass man 
terroristischer Gewalt mit Armeen und Sol-
daten nicht beikommen kann ohne die Ver-
letzung des kriegs- und Völkerrechts. Vom 
katheder herunter ersannen professoren da-
nach den Zwillingsbruder des »krieges gegen 
den terrorismus« – den »asymmetrischen 
krieg«.

Der politikwissenschaftler Herfried Münk-
ler verkündete das geschichtsphilosophische 
Gesetz vom Ende der Staatenkriege, wie sie 
seit 1648 völkerrechtlich normiert wurden, 
und vom Beginn »asymmetrischer kriege« 
zwischen staatlichen Armeen auf der einen, 
Gruppen von Freischärlern, terroristen, 
Warlords und partisanen auf der anderen Sei-
te. Angeblich leben wir jetzt in einer Epoche, 
in der einer Weltmacht mit »teppichmes-
sern« der krieg erklärt werden kann. Münk-
lers Buch Der Wandel des Krieges. Von der 
Symmetrie zur Asymmetrie (2006) grundiert 
seither das leitartikelwesen.

Und wie sahen die Realitäten auf dem kriegs-
schauplatz im Gazastreifen aus? Auf der einen 
Seite Flugzeuge, panzer, Bulldozer, schwere 
Artillerie, präzisionswaffen, Nachtsichtgerä-
te – kurz, das ganze Arsenal einer modernen 
Armee, die in gut drei Wochen über 1. 300 zi-
vile und bewaffnete palästinenser getötet hat. 
Auf der anderen Seite Handfeuerwaffen, alte 
automatische Sturmgewehre, Handgranaten, 
selbst gefertigte Raketen mit 40 kilometern 
Reichweite. Mit tausenden dieser Raketen 
wurden in den vergangenen drei Jahren 16 
israelische Zivilisten getötet.

Zu Beginn des krieges meinte Die Zeit am 
31. Dezember voreilig, aber in der Frage der 
Strategie korrekt: »Statt in die Falle des Stra-
ßenkrieges zu laufen, machen sich die israelis 
eine ›asymmetrische kriegsführung‹ zu eigen 
– mit präzisions- und Abstandswaffen aus 
der luft«. Mittlerweile wurde der krieg auch 
auf dem Boden geführt – und zwar so: »Die 
israelischen trupps sind meist von einigen 
Bulldozern und kampfpanzern angeführt. 
Die Bulldozer bahnen ihnen dabei einen Weg 
quer durch die Felder und Baumgärten, da-
mit sie die möglicherweise verminten Feld-
wege und Straßen vermeiden können. Ähn-
lich bewegen sich die Soldaten in bewohnten 
Gebieten von Haus zu Haus, indem sie die 
Mauern durchbrechen. Sie verlassen sich bei 
diesen nächtlichen operationen möglichst 
nur auf das licht der eigenen phosphor-
bomben und leuchtraketen. Auf diese Weise 
können sie den Vorteil ihrer Nachtsichtgerä-
te nutzen, während sie für die kämpfer nur 
schwer sichtbar sind«, vermerkte die Neue 
Zürcher Zeitung am 15. Januar.

Vom Schreibtisch sieht der krieg für den 
poeten der Asymmetrie etwas anders aus. 

Münkler sieht in den Straßen- und Häu-
serkämpfen »eine tendenzielle Symmetrie 
zwischen israelischem Militär und Hamas-
kämpfern« (Frankfurter Rundschau am 15. 
Januar). Der eben noch behauptete »asym-
metrische krieg« wird also unter der Hand 
»tendenziell symmetrisch« – was nur belegt, 
dass der Begriff funktioniert wie ein Joker 
im kartenspiel oder wie der Schlüsselstein in 
einer Doppelmühle. Mal symmetrisch, mal 
asymmetrisch – alles Jacke wie Hose.

Ödes Ping-Pong-Spiel

Seit über den krieg nachgedacht und nicht 
nur akademisch schwadroniert wird – also 
seit dem Buch des chinesischen philosophen 
Sun tsi Über die Kriegskunst (etwa 500 v. 
u. Z.) bis zu Clausewitz’ Vom Kriege (1832) 
– beruhte die kriegführung immer darauf, 
erstens Fehler und Schwächen des Gegners 
auszunutzen, und zweitens so schnell wie 
möglich die gleichen Waffen zu besitzen und 
anzuwenden wie der Gegner. Dieses prin-
zip der Reziprozität ließ sich meistens nur 
mit zeitlicher Verzögerung oder gar nicht 
realisieren. in diesem strikten Sinne waren 
und sind kriege prinzipiell so angelegt, we-
nigstens vorübergehend Asymmetrien her-
zustellen. Die Floskel taugt aber weder zur 
Unterscheidung von kriegen und kriegs-
strategien noch zur Unterscheidung von 
kriegen und terroristischen Gewaltakten 
oder Verbrechen, die man polizeilich und 
politisch bekämpfen kann, aber – nach dem 
Gebot der Verhältnismäßigkeit – nicht mi-
litärisch.

Der krieg im Gazastreifen sah zunächst 
wie ein krieg aus. Dass die Waffen zwischen 

der israelischen Armee und den Hamas-
Formationen ungleich verteilt waren, ist eine 
Binsenwahrheit, die nicht aussagekräftiger 
wird, wenn man sie als »asymmetrisch« kos-
tümiert. Die israelische kriegführung aus 
der luft wie auf dem Boden unterschied sich 
von derjenigen der Hamas einzig dadurch, 
dass sie viel effizienter war, wie die opfer-
zahlen und die materiellen Schäden belegen. 
insofern zeigt das Urteil des Schriftstellers 
Amos oz Züge von frei gewählter Blindheit: 
»Der systematische Beschuss der Zivilbe-
völkerung in israelischen Siedlungen ist ein 
kriegsverbrechen und ein Verbrechen gegen 
die Menschheit. (…) israel ist ein Staat, die 
Hamas hingegen eine Verbrecherbande.« Gi-
deon levy von der Zeitung Haaretz dagegen 
beschuldigte die israelische Armee, »kriegs-
verbrechen zu begehen.«

Das erscheint wie ein ödes ping-pong-Spiel 
mit gegenseitigen Vorwürfen nach dem Mus-
ter: »Du Verbrecher«. »Selber Verbrecher!« 
Schon Clausewitz entzog diesem sterilen 
Spiel den Boden. Er hielt es für »höchst ge-
fährlich«, dass andere als Militärs über die 
kriegsführung entscheiden. »Selten wird das 
zum tüchtigen Handeln führen. Frankreichs 
Beispiel, wo Carnot 1793, 1794 und 1795 die 
kriegsangelegenheiten von paris aus leitete, 
ist durchaus verwerflich, weil der terro-
rismus nur revolutionären Regierungen zu 
Gebote steht.« in israel herrscht Wahlkampf 
und politiker unterschiedlicher Statur steu-
ern die Militärs aus der Ferne wie einst besag-
ter lazare Carnot (1753- 1823), der Schöpfer 
der Revolutionsarmee, der während der Ja-
kobiner-Herrschaft 1793/94 in Robespierres 
Wohlfahrtsausschuss saß und für das kriegs-
wesen zuständig war. n
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Nach Jahrzehnten der Gewalt stand 
Nordirland Ende der achtziger Jahre 
vor der Alternative: Entweder fortge-
setzt in Grausamkeit und Agonie zu 

versinken oder eine Zukunft auszuhandeln, 
die davon frei war. protestanten und katho-
liken konnten sich weiter hassen und töten 
– oder versuchen, einander auszuhalten. Dass 
es dazu je kommen würde, war nach dem am 
10. April 1998 in Belfast geschlossenen kar-
freitagsabkommen keineswegs gewiss. Nur 
eines stand außer Frage, von nun an würde 
dieser konflikt nicht mehr ungezügelt von 
einer Eskalation zur nächsten driften. Alle 
konfliktparteien hatten sich verpflichtet, ge-
nau das zu verhindern.

Bei allem Verständnis für den Wunsch, ei-
nen solchen Friedensprozess als Muster für 
den Nahen osten zu empfehlen – Vorsicht ist 
geboten. Auf jedem Ausgleich zwischen is-
raelis und palästinensern lastet ein Alpdruck, 
der Generationen traumatisiert. Zehntausende 
von toten, Hunderttausende von Vertriebe-
nen, Millionen verletzter Seelen bezeugen eine 
kollektive tragödie, der sich vermutlich kein 
palästinenser entziehen kann, auch wenn er das 
wollte. insofern kann es vorerst keinen sicheren 
Frieden geben – denkbar ist nur ein halbwegs 
sicherer Waffenstillstand. Es sollte dennoch le-
gitim sein, danach zu fragen, ob prinzipien und 
prozeduren des Friedensprozesses, wie es ihn 
für Nordirland zwischen 1990 und 1998 gab, 
auf palästina übertragbar sind. 

Dass es für die katholiken von Belfast bis 
Derry in ihrer  Sehnsucht nach einer Heim-
kehr in die Republik irland überhaupt sinn-
voll schien, sich auf Verhandlungen einzu-
lassen, war einer Erklärung des britischen 
Nordirland-Ministers peter Brooke geschul-

det. Er teilte im November 1990 mit, die Re-
gierung Großbritanniens hege »kein egoisti-
sches oder strategisches oder ökonomisches 
interesse daran, die provinz zu halten«. 

Wollte sich ein israelischer premier zu ei-
nem vergleichbaren Statement wie seinerzeit 
peter Brooke durchringen, müsste dessen 
Botschaft lauten: israel hege kein strategi-

Aufsehen und auch sonst erregenden termin 
im Weißen Haus. Über Nacht war Adams 
vom Stigma des terroristen erlöst und als Ver-
handlungspartner empfohlen. Wem präsident 
Clinton die Hand schüttelte, den durfte auch 
tony Blair zum Gespräch über Nordirland 
bitten, ohne von einer pro-unionistischen Öf-
fentlichkeit zermalmt zu werden. 

Wie der Empfang von Adams im oval of-
fice war einige Monate später, im  Januar 1996, 
auch der erste Bericht der Mitchell-kommis-
sion zur Entwaffnung ein paukenschlag. Alle 
nordirischen parteien wurden zwar aufge-
fordert, ihre Waffendepots aufzulösen, dies 
jedoch nicht zur Vorbedingung von All-par-
teien-Gespräche erklärt. Viel mehr hieß es, 
die iRA wie die paramilitärs der Unionisten 
sollten zum Auftakt von Verhandlungen erste 
Bestände ausgemustert haben, um Vertrauen 
zu schaffen. Zur völligen Demilitarisierung 
der iRA kam es erst, als das karfreitags-Ab-
kommen längst unterzeichnet war. 

Was ließe sich davon übernehmen? Dass 
Barack obama demnächst Hamas-Chef Cha-
lid Maschal zum Vier-Augen-Gespräch emp-
fängt, steht kaum zu erwarten. Was nichts 
daran ändert, dass es ohne Hamas keinen 
Frieden geben wird, wie es ohne Sinn Fein 
und iRA keine Entspannung in Nordirland 
gegeben hätte. 

Und die Mitchell-Mission? Das Nahost-
Quartetts, bestehend aus den USA, Russland, 
der EU und der UNo, versagt nicht nur seit 
Jahren, es bündelt geradezu kollektives Un-
vermögen. Emissäre mit einem Mandat und 
den Freiräumen, wie sie George Mitchell einst 
ausschöpfen konnte, wären gewiss hilfreicher 
als ein erstarrtes Quartett, das sich bisher nie 
genötigt sah, israel wegen der Blockade des 
Gazastreifens unter Druck zu setzen, aber 
andererseits alles tat, Hamas zu dämonisieren 
und auszugrenzen. Wie anders war da Senator 
Mitchell mit der iRA verfahren.

Konzessionen belohnen 

Sind Verhandlungen aufgenommen, lässt sich 
die nordirische lektion in etwa so formulie-
ren: kurz vor dem Ziel ist die Gefahr des 
Scheiterns am größten. Dem lässt sich durch 
ein paradox wirkenden, aber psychologisch 
wirksames prinzip begegnen: Man muss al-
les tun, um die Gegenseite zu stärken, damit 
die ihr Gesicht wahren kann. premier Blair 
und seine Unterhändler waren, kurz bevor 
das karfreitags-Abkommen unterschrieben 
wurde, stets darauf bedacht, konzessionen 
nie unbelohnt zu lassen. Als Sinn Fein starke 
gesamtirische institutionen wollte und ein 
nordirisches parlament ablehnte (da dies die 
teilung irlands verfestigen werde), sich da-
mit aber nicht durchsetzen konnte, wurde als 
Gegenleistung für den erzielten kompromiss 
eine vorzeitige Entlassung aller iRA-Gefan-
genen zugesichert. 

Wer meint, kein israelischer Regierungschef 
würde sich jemals zu ähnlichen Zugeständnis-
sen durchringen, sollte das außergewöhnliche 
interview lesen, das Ehud olmert am 21. Sep-
tember 2008 gab, als er seinen Rücktritt anbot. 
»Wir müssen ein Abkommen mit den paläs-
tinensern erzielen, das den Rückzug aus fast 
allen, wenn nicht allen besetzten Gebieten be-
inhaltet«, sagte er der Zeitung Yediot Achro-
not. Unglaublich, dass der gleiche politiker, 
der doch verstanden zu haben schien, wie es 
Frieden geben könnte, auch der sein sollte, 
der kein halbes Jahr später einen barbarischen 
krieg führte. n

Lutz Herden

Ehrenhaftes Patt
HoFFnungsZeicHen  n  Von Nordirland lernen heißt vor allem –  
Nur mit Hamas wird es Frieden geben

sches interesse mehr an einer Besetzung der 
Westbank, es werde alle Siedlungen räumen, 
um platz für einen lebensfähigen palästinen-
ser-Staat zu schaffen. Die Existenz israels sei 
nicht länger an die Nichtexistenz eines zwei-
ten Staates in palästina gebunden. An diesen 
Axiomen werde nicht gerüttelt, wer auch im-
mer regiert in Jerusalem – in der Summe die 
Conditio sine qua none, um zu verhandeln, 
anstatt in Feindschaft zu verharren. Ebenso 
unverzichtbar wäre die Einsicht aller kon-
fliktparteien: Es kann niemals eine militäri-
sche lösung geben. 

Der Weg zum Frieden in Nordirland war 
geebnet, als Mitte der neunziger Jahre das 
Nordirland-korps der britischen Armee da-
von überzeugt war, die irisch-Republikani-
sche Armee (iRA) ließ sich weder besiegen 
noch auslöschen. Es blieb nur ein ehrenhaftes 
patt. im Gegenzug musste die iRA begreifen, 
es würde ihr auf absehbare Zeit verwehrt sein, 
die britischen Soldaten durch Attentate soweit 
zu zermürben, dass sie abziehen. Welche Ana-
logie für die israelischen Streitkräfte sowie die 
Hamas oder den islamischen Djihad besteht, 
liegt auf der Hand. Das Ziel, die palästinen-
sische Résistance mit Gewalt zu zerschlagen, 
wird auf den gleichen Effekt hinauslaufen wie 
einst die massenhafte internierung von iRA-
Angehörigen: Eine neue Generation von 
kämpfern wächst nach, kompromissloser und 
unerbittlicher als ihre Vorgänger.  

Gerry Adams im Weißen Haus 

Mit anderen Worten, bevor überhaupt Ver-
handlungen beginnen, entscheiden Wille und 
Vernunft über deren Sinn und Ziel. So war es 
in Nordirland, so kann es nur zwischen isra-
elis und palästinensern sein. Erst dann lässt 
sich darüber urteilen, was das nordirische 
Muster für den Nahen osten taugt, und bei-
spielsweise die Frage beantworten: könnte 
ein der Mitchell-kommission vergleichbares 
Gremium auch für palästina nützlich sein? 
oder ist das abwegig? 
Benannt nach dem Clinton-Vertrauten 
und US-Senator George Mitchell, war jene 
kommission ab 1995 von der britischen und 
irischen Regierung beauftragt, Wege zu fin-
den, um die nordirischen kombattanten zu 
entwaffnen. Die damaligen premierminister 
Blair in london und Ahern in Dublin gaben 
sich mit diesem Mandat nicht nur als Schirm-
herren einer konfliktlösung zu erkennen, sie 
sorgten zugleich dafür, dass eine solche Mis-
sion weder der UNo noch der damaligen 
EG übertragen, sondern personalisiert wur-
de. George Mitchell gewann den finnischen 
Ex-premier Holkeri und den kanadischen 
General Castelain als Sekundanten. Was sie 
taten, war unkonventionell. Es half, Feind-
bilder zu erschüttern und Feindschaften zu 
entkrampfen. So arrangierte Senator Mitchell 
für Gerry Adams als Führer der republika-
nischen Sinn Fein partei im März 1995 einen 
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Sie haben mich als Psychoanalytiker eingela-
den, für den die realität nicht erst beim ma-
chen, sondern bereits beim Fühlen und denken 
anfängt. heute herrscht die neigung vor, das 

Geschehen in der Innenwelt als bloße Privatsache 
einzustufen und nur ernst zu nehmen, was draußen 
passiert. dann redet man immer nur über die rege-
lung der äußeren umstände, ohne zunächst zu fra-
gen, was wir damit zu tun haben, dass die umstände 
so sind, wie sie sind und welchen Anteil wir an ihrem 
Zustandekommen haben.

Eine berechtigte Angst kam man nicht 
wegreden. Man kann nur aufrütteln, aber wie?

Seit Jahrzehnten haben wir unsere Aufmerksam-
keit vornehmlich auf äußere Bedrohungen verwandt, 
die uns halfen, über die selbst gemachten Probleme 
hinweg zu sehen. das waren die russen im kalten 
krieg, dann der terror in den Balkankriegen, die 
Attentäter vom 11. September, Irak und al-Qaida 
und inzwischen die taliban. Aber nun stehen wir 
vor Bedrohungen, die wir erkennbar verschuldet 
beziehungsweise maßgeblich mitverschuldet haben: 
das sind der voraussehbare klimaschock mit seinen 
schon spürbaren Vorboten sowie die weltfinanz- 
und wirtschaftskrise.

Im Falle der Ökologie werden wir zu der einsicht 
gezwungen, dass die natur nicht uns gehört, sondern 
dass wir zu ihr gehören. dass ihre Vergewaltigung 
nun die Lebensgrundlagen unseres Geschlechtes und 
die Vielfalt der Arten bedroht, haben wir selbst zu 
verantworten. Ich erinnere mich noch genau daran, 
wie mich der vormalige kanzler helmut Schmidt 
einmal 1981 wütend anfuhr, als ich ihm die damals 
gerade erwachte grüne Bewegung als eine sinnvolle 
spontane reaktion auf ein von der Politik bisher ver-
drängtes wichtiges Problem erklärte. »da ist nichts 
spontan!«, rief er und schlug mit beiden handflächen 
auf die Armlehnen seines Stuhls im kanzlerbunga-
low. das sei nur künstlich hochgespielt von einigen 
Leuten, von erhard eppler und einigen linken Leh-
rern in seiner eigenen Partei. das war vor 28 Jahren. 
wie viel besser ständen wir heute da, hätten wir schon 
seinerzeit mit einer energischen klima-Vorsorge be-
gonnen.

damals lag bereits Global 2000 vor, der 1.400 Seiten 
starke alarmierende Bericht über umwelt und klima 
an den Präsidenten der uSA. darin war schon alles 
aufgezeichnet, was ohne schleunige Vorbeugungs-
maßnahmen mit dem klima demnächst passieren 
würde: Gefährlicher kohlendioxid-Anstieg in der 
Atmosphäre, Abschmelzen der grönländischen und 
der antarktischen eiskappen, Anstieg des meeres-
spiegels, Überschwemmung vieler küstenregionen 
und der dortigen Städte und so weiter.

das Jahr 2009 wird nun eine Vorentscheidung brin-
gen. denn im november wird in kopenhagen die 
globale kyoto-nachfolgekonferenz tagen, auf der 
alle klima-experten der welt vereint sein werden. 
wird dort kein unmittelbares praktisches handeln 
vereinbart, dürfte der kampf um die Zukunft des 
Lebens auf der erde schon so gut wie verloren sein, 
warnen experten.

das ist eine dramatische Situation, die uns alle her-
ausfordert. 30 Jahre wurden verschlafen, in denen die 
energiewende auf breiter Front längst fällig gewesen 
wäre. warum die Verzögerung? einen entscheidenden 
Grund nennt uns der Zukunftsforscher Paul kennedy 
in seinem erhellenden werk Preparing for the Twenty 
First century. Auf 500 Seiten hat er alle notwendigen 
reformen zum Bestehen der Aufgaben des 21. Jahr-
hunderts vorgezeichnet. Aber auf zwei Seiten hat er 
seine fundamentale Skepsis begründet. nämlich mit 

dem unwillen der Völker, zumal der regierungen, 
Vorteile zugunsten langfristiger notwendigkeiten 
zurückzustellen. ungeduldiger egoistischer opportu-
nismus betäubt die Vernunft. die Ökonomie schlägt 
die Ökologie.

Seit langem müsste den Leuten klar sein: es ist fünf 
minuten vor zwölf. machen wir so weiter, werden 
wir unsere kinder und enkel zugleich mit den noch 
existierenden Arten einer lebensfeindlichen umwelt 
aussetzen. weil diese erwartung erschreckt, wird 
sie verdrängt. es entsteht ein heimliches Leiden mit 
Schuldgefühlen. wir Ärzte und Psychotherapeuten 
erfahren von diesem Leiden, weil es sich oft in psy-
chosomatischen Beschwerden bemerkbar macht. Aus 
der tiefe schimmert resignation durch hinter den 
Sorgen um Geld, Arbeitsplatz und Altersversorgung. 
können wir die dinge überhaupt noch zum Guten 
wenden? haben wir nicht schon zu viel kaputt ge-
macht? Bleibt nicht nur noch übrig, sich abzulenken? 
Besser nicht mehr hinhören und hinschauen, was 
neue Angst weckt und den Schlaf raubt?

Solche Betrachtungen gehören, so scheint es, nicht 
in eine neujahrsrede, die doch ermutigen und auf-
bauen sollte. Aber eine berechtigte Angst kam man 
nicht wegreden. man kann nur aufrütteln, aber wie?

Zum Beispiel, indem man die menschen über 
die heimliche untergangsbereitschaft erschrecken 
lässt, die den mangel an Gegenwehr erklärt. 1981, 
auf dem höhepunkt der Atomkriegsangst, erfand 
ich die folgende Geschichte: eine Gesellschaft be-
geht Selbstmord, weil sie sich außerstande sieht, 
eine fortschreitende umweltzerstörung noch zu 
stoppen. Ich packte in die Geschichte alle wissen-
schaftlich begründeten unheilserwartungen hinein. 
eine internationale Verschwörergruppe aus Ge-
heimdienstkreisen folgerte: ein ende mit Schrecken 
ist weniger grausam als ein noch über viele Gene-
rationen andauerndes schleichendes Siechtum – das 
heißt, als ein Schrecken ohne ende. Also inszenierte 

die Gruppe ein finales atomares Inferno. Allerdings 
lieferte ich noch ein nachwort, in dem ich leiden-
schaftlich zum engagement in der Friedensbewe-
gung aufrief.

wider erwarten wurde die finstere Geschichte 
zum größten internationalen erfolg unter allen mei-
nen Büchern. der Spiegel druckte sie in drei Folgen 
ab und erreichte damit, zur Freude des chefredak-
teurs, wieder eine millionenauflage. Viel wichtiger 
aber war mir der Bescheid, dass der erhoffte Auftrieb 
für die Friedensbewegung tatsächlich eingetreten 
sei. entsprechend meine ich, dass es auch im Falle 
der kli-mabedrohung sinnvoll ist, der verbreiteten 
Angst mehr Sprache und Anschaulichkeit zu geben, 
um widerstandskraft zu mobilisieren. widerstand 
nicht gegen einen äußeren Feind, sondern gegen Pas-
sivität, stille resignation und Verzagtheit.

Ein Sittenverfall, der trotz laufender 
Beteuerung unseres Wertebewusstseins 
längst grassiert

die klimakatastrophe steht erst noch bevor, aber 
das Finanzdesaster ist schon da – die wirtschaft wird 
bereits bis in die Grundfesten erschüttert. Allen ist 
klar, ähnlich wie bei der klimabedrohung können 
wir uns nicht an einem Außenfeind abreagieren. kei-
ne finstere Schurkenmacht hilft uns, die Aufarbeitung 
in einen triumph gegen das Böse zu verwandeln, es 
sei denn, wir fänden es bei uns selbst.

Ins Blickfeld sind bekanntlich schnell die waghalsi-
gen Akteure auf den mangelhaft geregelten Finanz-
märkten getreten. deren wettbewerb ist zu risi-
kospielen ausgeartet, zu deren kennzeichnung man 
das wort »casino-mentalität« als passend erfunden 
hat. nur wurde diese dadurch begünstigt, dass es 
keine verbindlichen regelungen gab. warum gab es 
die nicht? eine Panne? oder war es nicht eher das 

Prinzip, die Freiheit gegen staatliche Interventionen 
schützen zu wollen? trotz der erfahrung, dass die-
ser Liberalismus längst einer korruption den weg 
gebahnt hat, deren Ausbreitung inzwischen unüber-
sehbar geworden ist?

Jedenfalls könnte man sagen, dass die vollständi-
ge entzügelung der Finanzmärkte an sich schon ein 
peinliches hasardspiel war, das sich dann im netz-
werk der risikospekulationen konsequent fortsetzte. 
die eine Verantwortungslosigkeit bedingt die nächs-
te. es ist nun aber bezeichnend, dass man die Schuldi-
gen nicht belangen kann. Sie haben nur gemacht, was 
sie durften, was indirekt das eingeständnis bedeutet, 
dass die taten oder Versäumnisse nur einen Sitten-
verfall zurückspiegeln, der in der Gesellschaft trotz 
laufender Beteuerung unseres wertebewusstseins 
längst grassiert.

Als gesellschaftskritischer Psychoanalytiker hatte 
ich mir vor genau 20 Jahren erlaubt, die ansteigen-
de korruptionsseuche satirisch unter die Lupe zu 
nehmen. Vielleicht erinnern sich die Älteren noch an 
diese Geschichte, die damals einiges Aufsehen erregte 
und zum Bestseller wurde. Ich nannte das Buch Die 
hohe Kunst der Korruption und gab mich als Berater 
von politischen und wirtschaftlichen Führungskräf-
ten aus, denen ich beibrächte, Lug und trug mit pro-
fessioneller umsicht zu tarnen. Scheinheilig schimpf-
te ich über die Schlampigkeit in chefetagen, die zu 
unnötigen Skandalen und medienspektakeln führ-
ten. Professionelles tricksen, Vertuschen und Lügen 
seien zwar zu einer erfolgreichen herrschaftspraxis 
heutzutage absolut unentbehrlich, doch müsse den 
massen der einfachen Leute unentwegt der Glaube 
an Pflicht und moral eingehämmert werden, denn 
sonst erschwere man ihre regierbarkeit. An damali-
gen Beispielen von Parteispendenskandalen lobte ich 
manche ertappte Politiker dennoch dafür, dass sie 
rasch wieder nach oben schwammen, ohne sich von 
reue und Bußfertigkeit ankränkeln zu lassen. dar-
aus sollten die einfachen Leute wenigstens merken, 
dass dort oben nicht so kleinlich geahndet wird, wie 
es unten der Fall ist.

Aber der weckeffekt, den ich mir von der Satire 
erhoffte und kurzzeitig auch aus der resonanz ent-
nahm, verschwand abrupt, als die gleichzeitige deut-
sche wiedervereinigung dazu einlud, nunmehr allen 
Ärger von der heimischen korruption auf die ddr-
Pleite umzulenken – ein entlastungsmechanismus, 
der bis heute funktioniert und den die Linke unge-
mindert zu spüren bekommt.

Zurück zur aktuellen krise und zu ihren wurzeln 
und Folgen. In den aktuellen talkshows sind sich mi-
nister, Bankpräsidenten und wirtschaftler darin einig, 
dass zwei untugenden eine entscheidende Bedeutung 
zukomme: Gier und Egoismus. Aber sind dies nicht 
zwar unsympathische, dennoch längst stillschweigend 
akzeptierte psychische triebkräfte in der kapitalisti-
schen Praxis? Zufällig bin ich dieser tage auf eine psy-
chologische Skizze von John Steinbeck aus den siebzi-
ger Jahren gestoßen, in der er kurz und bündig erklärte: 
»menschliche eigenschaften wie Güte, Großzügigkeit, 
offenheit, ehrlichkeit, Verständnis und Gefühl sind in 
unserer Gesellschaft Symptome des Versagens. da-
gegen sind Gerissenheit, habgier, Gewinnsucht, Ge-
meinheit und egoismus merkmale des erfolges.«

das können wir heute nicht mehr als Ironie lesen, 
sondern nur noch im Zorn über den präzise diag-
nostizierten ungeist, an dem wir ansetzen müssen, 
wenn wir noch einmal heil davonkommen wollen. 
die Freiheit, hinter der sich Gier und egoismus im 
neoliberalismus verstecken, ist nicht die von der 
Französischen revolution gemeinte Freiheit, die von 
Gleichheit und Brüderlichkeit (besser Geschwister-
lichkeit) aufgefangen wird.

 Zwischentitel von der Redaktion

Horst-Eberhard Richter

Keine finstere Schurkenmacht 
wird uns helfen
Aus der Rede beim Neujahrsempfang des DGB

Horst-Eberhard Richter, der »große, alte Mann 
der Friedensbewegung« und zugleich einer der 
bedeutendsten Psychoanalytiker sowie 
Sozialphilosophen der Gegenwart, hat immer 
wieder dazu aufgefordert, soziale Krise und 
Werteverfall nicht mit Zynismus und Resignation 
zu beantworten. Vielmehr sollten Selbstachtung 
und Erneuerungswille die angemessenen 
Reaktionen sein. Er hat diesen Appell auf dem 
Neujahrsempfang des DGB am 10. Januar 
erneuert. Wir dokumentieren seine Rede in 
gekürzter Form. 
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Fanal
Verzweifelter Protest  n  

Vor 40 Jahren verbrannte 
sich Jan Palach in Prag

A n dem Begräbnis in Prag nahmen 
weit über hunderttausend Men-
schen teil. es war nicht nur ein 
Abschied vom studenten Jan Pa-

lach, der am 19. Januar 1969 an den Fol-
gen seiner selbstverbrennung gestorben 
war. es erwies sich als traurige Massen-
zeremonie, bei der auch der traum von 
einem »sozialismus mit menschlichem 
Antlitz« zu grabe getragen wurde. 

Palach hatte sich am 16. Januar 1969 
um 16 Uhr auf dem Prager Wenzelsplatz 
mit Benzin übergossen und angezündet. 
»ich bin keine selbstmörder«, sagte der 
21-Jährige bei seiner einlieferung ins 
Krankenhaus zu den Ärzten. Da nur 15 
Prozent seiner haut von den Verbren-
nungen verschont geblieben waren, hat-
te er keine Überlebenschance. er starb 
nach drei tagen. 

sein entschluss mag ein tragischer 
Fehler gewesen sein, aber er war poli-
tisch wohl durchdacht. Die Forderun-
gen, die er aufgestellt hatte, waren klar 
formuliert, konkret und schienen nicht 
unerfüllbar: Vollständige Aufhebung 
der Pressezensur und einstellung der 
zeitung Zprávy (Nachrichten), ein von 
der sowjetischen Besatzungsbehörde 
herausgegebenen Blatt.

Palach unterzeichnete seine öffentli-
che erklärung mit »Fackel Nr.1«, wei-
tere Freiwillige stünden bereit, seinem 
Beispiel zu folgen, hieß es darin. eine 
politische List, mit der er den Druck auf 
die Regierung und die Besatzer zu er-
höhen glaubte. Denn eine gruppe von 
»Freiwilligen« hat es nie gegeben. Wal-
ter Ulbricht, der sich von Anbeginn als 
unerbittlicher gegner der Prager Refor-
men hervorgetan hatte, war auch dies-
mal im Bilde. Vom skiurlaub schrieb er 
am 28. Januar 1969 an erich honecker, 
die selbstverbrennung von Palach sei 
durch »terroristischen Druck und mit 
Betrugsmethoden einer feindlichen 
gruppe« erfolgt, »die offenkundig mit 
einer westdeutschen Agentenzentrale in 
Verbindung steht«.

Was war das für eine situation, in der 
Palach seinen entschluss gefasst hatte? 
Als im November das tschechoslowa-
kische Parlament die »vorübergehen-
de« Anwesenheit der sowjetischen Be-
satzungstruppen gesetzlich festschrieb, 
war unschwer zu erahnen, dass mit 
»vorübergehend« ein »auf ewig« ge-
meint war. Die Realität des Besatzungs-
regimes begann den inneren Rhythmus 
des Landes vorzugeben und sich in den 
Köpfe der Menschen festzusetzen. 

Die Verunsicherung wurde noch 
dadurch verstärkt, dass die ursprüng-
lichen Protagonisten der Reformen, 
auch Dubček, nun unter großem Druck 
von außen, ihr eigenes Werk demon-
tierten. sie schienen das Land vor dem 
schlimmsten bewahren zu wollen und 
waren – bis zu ihrer Absetzung – doch 
nur Werkzeuge der Besatzungsmacht. 

Palach erkannte das Doppelspiel der 
hohen Politik. entscheidend für seinen 
folgenreichen entschluss dürfte der 
Novemberstreik der Prager studenten 
gewesen sein, an dem er sich aktiv be-
teiligt hatte: Der Protest war im sande 
verlaufen, ohne dass eine einzige Forde-
rung, etwa die Aufhebung der Presse-
zensur, erreicht worden war. Von dem 
Moment an schien sich Palach nur noch 
auf seine »Aktion«, wie er es nannte, zu 
konzentrieren. Mit ihm betrat ein bis-
lang unbekannter Aktivist der studen-
tenbewegung die Bühne, der sein Leben 
in die Waagschale warf, um seine Mit-
bürger vom völligen Abrutschen in die 
Lethargie abzuhalten. Vorbild waren 
ihm buddhistische Mönche im fernen 
südvietnam, die sich aus Protest gegen 
die saigoner Marionettenregierung öf-
fentlich selbst verbrannten.

Die Kunde von Palachs tat verbrei-
tete sich blitzartig im ganzen Land. Die 
Anteilnahme am schicksal des todge-
weihten war überwältigend. Kaum je-
mand ist auf den gedanken gekommen, 
die »Reinheit« von Palachs Motiven 
anzuzweifeln. ein Märtyrer, dessen tat 
das gefühl von Lähmung, das auf dem 
Land lastete, für einen Augenblick zu 
unterbrechen schien. 

Die selbstverbrennung vom Wenzels-
platz bewirkte zwar ein kurzfristiges 
Wiederaufflammen von Protesten, ein 
Fanal für einen nachhaltigen Wider-
stand wurde sie nicht.  n
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Alex J. Kay

Hungertod nach Plan
Vernichtungskrieg  n  Hunderttausende Menschen starben während der Blockade Leningrads im Zweiten Weltkrieg.  
Ein Beispiel für die systematische deutsche Hungerpolitik gegen die sowjetische Bevölkerung

Es muss für die Bevölkerung Lenin-
grads ein kaum vorstellbares gefühl 
der erleichterung gewesen sein, als 
sowjetische truppen nach 900 tagen 

den deutschen Belagerungsring um die stadt 
endlich gesprengt hatten. Vor 65 Jahren, 
am 27. Januar 1944, endete damit die wohl 
größte Katastrophe, die eine stadt im zwei-
ten Weltkrieg erleiden musste. Mindestens 
800.000 und vielleicht bis zu 1,2 Millionen 
der drei Millionen einwohner waren wäh-
rend der Belagerung verhungert. Dass der 
Wehrmacht in zweieinhalb Jahren die ein-
nahme der stadt nicht gelang, wird in der 
geschichtsschreibung häufig als scheitern 
der deutschen Angriffspläne interpretiert. 
Doch hinter dem deutschen Vorgehen stand 
kein militärisches Unvermögen: Das heutige 
st. Petersburg sollte ebenso wie andere sow-
jetische städte ausgehungert werden. hitler 
und die heeresführung wollten das Land 
nicht nur erobern, sondern die Bevölkerung 
teilweise vernichten. 

Rüstung gegen den deutschen Hunger

Der systematischen Aushungerung Lenin-
grads lag eine von der deutschen staats- und 
Militärführung ausgearbeitete umfassende 
hungerpolitik zugrunde. ernährungsfragen 
spielten dabei, wie überhaupt bei dem ent-
schluss für den Angriff auf die sowjetunion, 
eine entscheidende Rolle. schon vor dem 
Krieg benötigte Kontinentaleuropa getreide-
importe von bis zu 13 Millionen tonnen jähr-
lich; dies entspricht dem Bedarf von über 25 
Millionen Menschen. Vor dem hintergrund, 
dass großbritannien weiterhin unbesiegt und 
mit einem Kriegseintritt der UsA unmittel-
bar zu rechnen war, schien es der deutschen 
Führung im Kriegsjahr 1940 unerlässlich, die 
Rohstoff- und Lebensmittelzufuhr sicherzu-
stellen und damit Deutschland blockadefest 
zu machen. sonst wäre Deutschland nicht in 
der Lage gewesen, einen zermürbungskrieg 
gegen die angelsächsischen Mächte führen 
zu können. Nur die Reichtümer der sowje-
tischen gebiete, so das Kalkül der deutschen 
Führung, konnten Deutschland und das von 
Deutschland besetzte europa für den kom-
menden Weltkrieg ausreichend ausstatten. 
zudem war die traumatische erfahrung der 
hungerrevolte von 1917/18 noch sehr prä-
sent. Weitere senkungen der Lebensmittelra-
tionen in Deutschland, wie die Mitte Januar 
1941 beschlossene, Anfang Juni desselben 
Jahres erfolgte Verminderung der Fleisch-
rationen, sollten um jeden Preis verhindert 
werden.

zu zaristischen zeiten hatte Russland 
jährlich elf Millionen tonnen an getreide-
überschüssen erzielt. 30 Jahre später waren 
es aber nur noch bis zu zwei Millionen. Um 
die Jahreswende 1940/41 hatte der staatsse-
kretär im Reichsministerium für ernährung 
und Landwirtschaft, herbert Backe, die idee, 
sowjetische getreideüberschüsse dadurch zu 
erhöhen, indem der Konsum der Bevölke-
rung »herabgedrückt« würde. Mit anderen 

Worten: Die Menschen sollten hungern. im 
Laufe des Januar, als Backe sowohl hitler 
als auch den für die Wirtschaft zuständigen 
hermann göring durch Vorträge für sein 
Konzept gewinnen konnte, konkretisierten 
sich seine Vorstellungen. 

seit Februar waren auch die später dem mi-
litärischen Widerstand zugerechneten gene-
räle georg thomas und eduard Wagner in 
die Planungen eingeweiht. thomas war chef 
des Wehrwirtschafts- und Rüstungsamtes 
im Oberkommando der Wehrmacht und 
wurde vor dem Angriff auf die sowjetunion 
mit dem Aufbau des für die wirtschaftliche 
Ausbeutung der sowjetischen gebiete zu-
ständigen Wirtschaftsstabes Ost beauftragt. 
Wagner war als generalquartiermeister des  
heeres sowohl für die Versorgung des hee-
res als auch für das Kriegsgefangenenwesen 
im Operationsgebiet zuständig. Am 2. Mai 
1941 fand eine Besprechung statt, an der Ver-
treter der Ministerialbürokratie und Wehr-
machtstellen teilnahmen und die der Ausar-
beitung und Koordinierung einer strategie 
dienen sollte, die von der obersten Führung 
schon genehmigt worden war. 

Das ergebnis der Besprechung lautete:  
»1. Der Krieg ist nur weiter zu führen, wenn 
die gesamte Wehrmacht im 3. Kriegsjahr aus 
Rußland ernährt wird. 2. hierbei werden 
zweifellos zig Millionen Menschen verhun-
gern, wenn von uns das für uns Notwendige 
aus dem Lande herausgeholt wird.« gleich-
zeitig hieß es in vertrautem Kreis hitlers, 
dass alle großstädte dem erdboden gleich-
gemacht und Russland auf das Niveau eines 
Bauernvolkes reduziert werden sollte. Am 
23. Mai 1941, drei Wochen nach der staatsse-
kretärsbesprechung, erschienen die ausführ-
lichen wirtschaftspolitischen Richtlinien des 
Wirtschaftsstabes Ost. Darin hieß es: »Die 
Bevölkerung dieser gebiete, insbesondere die 
Bevölkerung der städte, wird größter hun-
gersnot entgegensehen müssen. … Viele 10 
Millionen von Menschen werden in diesem 
gebiet überflüssig und werden sterben oder 
nach sibirien auswandern müssen. Versuche, 
die Bevölkerung dort vor dem hungertode 
… zu retten, … können nur auf Kosten der 
Versorgung europas gehen. sie unterbinden 
die Durchhaltemöglichkeit Deutschlands im 
Kriege, sie unterbinden die Blockadefestig-
keit Deutschlands und europas.«

30 Millionen Tote erwartet

eine deutlichere sprache kann man kaum 
sprechen. Durchgeführt werden sollte die-
se strategie der Vernichtung durch hunger 
durch die Abriegelung der getreidezu-
schussgebiete (Nord- und Mittelrussland, 
zusammen mit den darin liegenden Millio-
nenstädten Moskau und Leningrad) von den 
getreideüberschussgebieten (Ukraine und 
südrussland).

Anfang Juni traf sich Backe mit dem 
Reichsführer-ss heinrich himmler, der 
wenige tage später vor seinen ss-Führern 
davon sprach, dass »der zweck des Rußland-

feldzuges die Dezimierung der slawischen 
Bevölkerung um dreißig Millionen« sei. es 
ist wohl kein zufall, dass die Bevölkerung 
der sowjetunion, und zwar ausschließlich 
die stadtbevölkerung, zwischen 1914 und 
1939 um dreißig Millionen gewachsen war. 
infolge der hungerpolitik, die »insbesonde-
re die Bevölkerung der städte« treffen wür-
de, sollte die eingetretene industrialisierung 
und Verstädterung rückgängig gemacht wer-
den. Die zahl von 30 Millionen hungertoten 
kursierte innerhalb der Ns-Führung. Auch 
die Besatzungsbehörden an Ort und stelle 
wussten Bescheid, wie mit den einheimi-
schen umzugehen war. Der generalbevoll-
mächtigte für den Arbeitseinsatz Fritz sau-
ckel berichtete 1942 rückblickend, dass bei 
einem Besuch im herbst 1941 in der Ukraine 
»alle deutschen Dienststellen auf der Über-
zeugung bestanden, daß im kommenden, 
also im vergangenen Winter, mindestens 
zehn bis zwanzig Millionen dieser Leute 
einfach verhungern würden«. Die Bewoh-
ner der Ukraine gehörten dabei nicht einmal 
zu den zur hungersnot Verurteilten in den 
zuschussgebieten.

Der Hunger als Waffe

es war nicht allein die Blockadefestigkeit 
des deutsch besetzten europas, die von der 
hungerpolitik abhing. Das deutsche Feld-
zugskonzept an sich stand und fiel mit ei-
ner radikalen Ausbeutung der sowjetischen 
Landwirtschaft. Das drei Millionen Mann 
starke Ostheer musste über Riesenentfer-
nungen mit treibstoff, Munition und Ver-
pflegung versorgt werden. gleichzeitig hing 
der erfolg der Feldzugstrategie vom tempo 
des deutschen Vormarsches ab, da der geg-
ner in großräumigen Aktionen eingeschlos-
sen und ihm ein Ausweichen in die tiefe des 
Raumes unmöglich gemacht werden sollte. 
Die Operationen konnten allerdings nur 
zwei Monate lang mit Kraftwagentreibstoff 
voll versorgt werden. 

Aus dieser situation, in der die treibstoff-
vorräte immer kleiner, die Nachschublinien 
aber immer länger und gefährdeter wurden, 
gelangte man zu der erkenntnis, dass alles 
getan werden musste, um den benötigten 
Nachschub aus Mitteleuropa zu minimieren. 
»Die truppe muß sich bewußt sein, daß jede 
Einsparung im Nachschub, besonders von 
Verpflegung, die Reichweite der Operatio-
nen vergrößert«, hieß es Mitte Mai 1941 in 
einer Anordnung der Wehrmacht. Aus deut-
scher sicht sollte dieses selbstverschuldete 
Problem durch eine drastische einschrän-
kung von Verpflegungstransporten und die 
möglichst vollständige ernährung der deut-
schen truppen »aus dem Lande« gelöst wer-
den. Daher lag die hungerpolitik – das heißt 
das Verhungern von 30 Millionen Menschen 
– im interesse der Wehrmacht.

Dass die hungerpolitik nicht in dem Aus-
maß implementiert werden konnte, wie es sich 
die ernährungsplaner vorgestellt hatten, kann 
nicht verwundern. Bald wurde offensichtlich, 

dass der Feldzug nicht planmäßig verlief. Bei 
einer sich immer weiter verschlechternden 
militärischen Lage und unzureichenden si-
cherungstruppen zeigte sich die Unmöglich-
keit, ganze gebiete abzuriegeln und die Ver-
hungerung von »zig Millionen Menschen« 
auf diese Weise »einfach« herbeizuführen. in 
der tat gingen zahlreiche einheimische auf 
hamsterfahrten jenseits der hauptstraßen, 
und der schwarzhandel blühte. 

trotzdem waren die Folgen der hunger-
politik für die einheimischen verheerend. 
Millionen von Menschen verhungerten. 
hauptopfer dieses Vorgehens waren die 
stadtbewohner und – vor allem – die sow-
jetischen Kriegsgefangenen. Die Militärfüh-
rung kannte die zahl der zu erwartenden 
gefangennahmen von Rotarmisten, traf aber 
absichtlich keine ausreichenden Vorberei-
tungen, die gefangenen unterzubringen und 
zu ernähren. Da sie interniert waren und 
Lebensmittel zugeteilt bekamen, waren die 
Kriegsgefangenen die einzige Bevölkerungs-
gruppe, bei der sich die hungerpolitik mit 
verhältnismäßiger Leichtigkeit umsetzen 
ließ. Von den rund 5,7 Millionen Rotarmis-
ten, die in die gefangenschaft und damit die 
gewalt der Wehrmacht gerieten, kamen etwa 
3,3 Millionen, fast 58 Prozent, um. Der weit-
aus größte teil verhungerte oder starb an den 
Folgen des hungers. Auch städte wie Kiew 
und charkow, die im gegensatz zu Lenin-
grad nicht belagert, sondern besetzt wurden, 
erlitten horrende Verluste an Menschenleben 
infolge dieser absichtlich herbeigeführten 
hungersnot.

in jüngster zeit ist die schon längst wider-
legte these wiederbelebt worden, dass eine 
vermeintliche »logistische Katastrophe« so-
wohl für den Massentod der Kriegsgefange-
nen als auch für das hungersterben in den 
großstädten verantwortlich gewesen sei. 
Bezeichnend für das deutsche Vorgehen ist 
dagegen vielmehr eine Äußerung des gene-
ralquartiermeisters Wagner in einem Brief an 
seine Frau vom 9. september 1941: »zunächst 
muß man ja Petersburg schmoren lassen, was 
sollen wir mit einer 3½ Mill. stadt, die sich 
nur auf unser Verpflegungsportemonnaie 
legt. sentimentalitäten gibt’s dabei nicht.« 
Diese rücksichtslose Konsequenz bewies die 
Wehrmacht auch dadurch, dass sie die Le-
bensmittellager in der stadt gezielt beschoss. 
Die hungerkatastrophe in den von Deutsch-
land besetzten sowjetischen gebieten ist 
letztendlich auf eine unmenschliche Politik 
zurückzuführen, die von der Ns- und Mi-
litärführung gemeinsam formuliert und von 
deutschen Dienststellen, einschließlich des 
heeres, umgesetzt wurde.

Alex J. kay ist britischer Historiker und lebt 
und arbeitet in Berlin. 2005 promovierte er 
in Neuerer und Neuester Geschichte an der 
Humboldt-Universität zu Berlin. Seine Disser-
tation erschien 2006 unter dem Titel Exploi-
tation, Resettlement, Mass Murder: Political 
and Economic Planning for German Occup-
ation Policy in the Soviet Union, 1940–1941.

Hungerwinter 1942: Eine Frau zieht eine Leiche über Leningrads Hauptstraße, den Newski-Prospekt
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tagebuch
Liebe Leserinnen, liebe Leser,

an dieser Stelle war in den vergangenen Wochen stets von der Redaktion die 
Rede, von Umzügen, Anzeigen, Änderungen oder neuen Mitarbeitern. Dieses 
Mal soll hier von Ihnen die Rede sein. Denn Sie sind, ebenso wie die Redaktion, 
ein wichtiger Teil des Freitag. Nicht nur, weil Sie die Zeitung kaufen und lesen. 
Sondern auch, weil die Zeitung sehr viel von der Kritik und den Anregungen 
seiner Leser profitiert. Der Freitag hat eine besonders aktive Leserschaft, die 
nicht nur die Beiträge in Blatt kritisch überprüft, sondern auch großen Anteil an 
der Zukunft der Zeitung nehmen. Die Kritik und die Anregungen sind wichtig 
für den Freitag. Denn nur so kann man eine wirklich lebendige Zeitung machen. 
Deshalb hat der Freitag auch die letzte Seite der ersten Lage den Leserbriefen 
gewidmet. Diese Seite ist einer der prominentesten Plätze in der Zeitung. 

Künftig möchte der Freitag seinen Lesern noch viel mehr Platz einräumen. 
Nicht nur, wie gewohnt, im Blatt, sondern auch im Internet. Gegenwärtig ar-
beiten wir an einem neuen Online-Auftritt. Wenn er fertig ist, können Sie zum 
Beispiel jeden Artikel direkt kommentieren, versenden oder in so genannten 

Social Networks empfehlen. Oder sie können selber Artikel schreiben, die wir  
dann auf der Freitag-Seite als Blog veröffentlichen. Aber wir möchten Sie noch 
auf eine andere Art direkt am Freitag beteiligen. Denn künftig können Freitag-
Leser auch zu Freitag-Autoren werden. Nicht nur im Netz, sondern auch in der 
gedruckten Zeitung. 

Denn wir finden, dass nicht nur Redakteure gute, meinungsstarke Texte sch-
reiben können, sondern auch Sie. Das beweist die Leserbriefausgabe in jeder 
Ausgabe aufs Neue. Es wird vom 5. Februar an in der neuen Zeitung einige 
Orte geben, an denen wir künftig Leserautoren präsentieren wollen. 

Einer dieser Plätze ist die Sachbuch-Seite.  Wir werden dort eine Rubrik ein-
richten, nur für Ihre Texte. Also: Wenn Sie möchten, schreiben Sie uns eine 
Literaturrezension oder eine Sachbuchkritik und schicken Sie sie an folgende 
E-Mail-Adresse: rezensionen@freitag.de.  Oder mailen Sie uns an die gleiche 
Adresse einen Kommentar. Und vom 5. Februar an können Sie ihre eigene Seite 
auf freitag.de einrichten. 

 Eine gute Lektüre wünscht
 Ihr Philip Grassmann

Sprachlos
Burga Kalinowski: »Über das Bestehende hinausdenken«, 
Freitag 3 vom 16. Januar 2009

Ich empfehle jedem, eine Lesung von Rolf 
Becker zu besuchen. Ihm habe ich zu dan-
ken, das Kommunistische Manifest gehört zu 
haben. Ich war sprachlos über den mehr als 
150 Jahre alten Text. 

 Willi Mittelstädt, Hamburg

Wertvoll
Das Porträt über Rolf Becker allein macht 
den Freitag wertvoll. Gut zu wissen, dass 
da »draußen« immer noch jemand gibt, der 
nicht aufgibt.

Krisen sollten zum Denken anregen und 
dann die Analyse mit dem Ziel Handeln zu 
bewirken. Nur ist die »Linke« selten solida-
risch und noch seltener kollektivfähig: Jeder 
»macht sein Ding«. Aus diesem Dilemma 
ist kein Weg erkennbar. Vielleicht muss das 
Denken noch einmal auf den Kopf gestellt 
werden.

 Gerd-Jürgen Rieckmann-Kreye, Much

Der Manager Merckle
Magnus Klaue: »Mitleid – Das Ende von Adolf Merckle«, 
Freitag 3 vom 16. 01. 2009 

Der Verfasser kritisiert die Kritiker Merck-
les, sie stellten keine sinnvolle Fragen an die 
Geschichte des Unternehmens, das von ei-
ner Familie mit Vertriebenenstatus geführt 
worden sei. Stattdessen sei der drohende 
Bankrott mit »Neidbeißerei« begleitet wor-
den. Besonders hebt er den »Leserbriefmob« 
hervor, »der qua Internet bekanntlich die 
letzten Hemmungen« verloren hätte. Klaue 
will Merckle großbürgerlichen Unternehmer 
alter Schule stilisieren.

Wie Merckle die ihm zugesprochenen ethi-
sche Überzeugung umgesetzt hat, weiß man 
beispielsweise aus den Jahren 2002 und 2003, 
als das Bundeskartellamt gegen die Zement-
industrie vorging und 600 Millionen Euro 
Strafen verhängt worden sind. Davon muss-
te Heidelberg-Cement (Merckle-Gruppe) 
mit 252 Mio. den größten Anteil zahlen. Er-
schwerend, so das Gericht, sei gewesen, dass 
Zementfirmen, die bei diesem Kartell nicht 
mitwirkten, in die Pleite getrieben worden 
seien. 

Das Manager-Magazin stellte damals fest: 
»Merckle führt Prozesse wie andere Tage-
buch.« Es kommt nicht häufig vor, dass ein 
Presse-Organ, zu dessen Zielgruppe einer 
wie Merckle gehörte, schrieb: »Rechthabe-
risch und streitsüchtig legt sich der Rechtsan-
walt mit fast jedem an, der aufmuckt.« Diese 
Persönlichkeitsmerkmale ergänzte das Blatt 
mit dem Hinweis: »Kaum eine List, kaum 
eine Trickserei, die der raffinierte Winkel-
advokat nicht schon genutzt hat, um sein 
Geld zu mehren.« Hervorgehoben wurde 
seine Fähigkeit, Steuern sparen zu können: 
»Erträge lässt er immer da anfallen, wo es für 
ihn am günstigsten ist und der Fiskus wenig 
Zugriff hat.« 

Angesichts dieses Geschäftsgebarens 
dürfte es nicht allzuschwer gefallen sein, 
sich als Mäzen zu gerieren oder wie Klaue 
es formuliert: »Wahrscheinlich hat der Pro 
testant Merckle mit seiner Vorliebe für eh-
renamtliches Engagement und Bürgersinn 
das volksdeutsche Ressentiment, das ihm am 
Ende entgegen schlug, sogar nachvollziehen 
können, entstammte es doch dem Geist, in 
dem er erzogen worden war.« Da kriegt man 
ja feuchte Augen!

 Rudi Brenzinger, Böbingen

Fehlgeschlagene Ehrenrettung
Magnus Klaue hat den unglücklichen Ver-
such einer Ehrenrettung des Verstorbenen 

unternommen. Bedient wird bedauerlicher-
weise das Klischee eines seriösen Geschäfts-
mannes, der  sich nur ein einziges Mal ver-
spekuliert hat und dessen  Ehre gegenüber 
einer  Meute von neidischen, hämischen 
Kritikern verteidigt werden muss. So etwas 
mag vielleicht als wohlmeinender Nachruf 
hingehen, dann aber bitte auch unter Rück-
griff auf die Tatsachen, welche das Ver-
hängnis eines Geschäftsmannes in dieser 
Zeit nicht nur andeutungsweise, sondern 
wirklich allseitig widerspiegelt. So war die 
Verwicklung seiner Firma Ratiofarm in die 
Machenschaften auf dem Pharmamarkt be-
kannt und hatte seinerzeit die mediale Öf-
fentlichkeit beschäftigt 

 Bernd A. Thomas,  
 Rodishain/Stadt Nordhausen

Das Beispiel Asse
»Wohin mit dem Atommüll, Herr Dettmann?« Interview 
im Freitag 3 vom 16. 01. 2009

Zur aktuellen Diskussion der Energieversor-
gung und den Rufen nach atomarer Erzeu-
gung gilt es zu bedenken, dass Energie aus 
Atomkraftwerken vom Staat hoch subventi-
oniert wird. Schäden die durch einen Unfall 
verursacht werden können, muss der Atom-
kraftwerksbetreiber nur zu einem Bruchteil 
versichern. Für Schäden haftet also die Allge-
meinheit beziehungsweise der Steuerzahler. 

Müsste der Kraftwerksbetreiber eine voll-
umfängliche Versicherung vorlegen, die alle 
denkbaren Unfallschäden abdeckt, wäre 
Atomstrom allein schon durch die hohe 

Prämie unrentabel. Weiterhin wird der Steu-
erzahler auch für die Entsorgung des Atom-
mülls herangezogen. Eine Kilowattstunde 
Atomstrom wäre unbezahlbar wenn ein 
Atomkraftwerksbetreiber Rücklagen bilden 
müsste, um die Lagerung des Atommülls für 
tausende von Jahren abzusichern. Zudem 
gibt es weltweit noch kein einziges sicheres 
Endlager für Atommüll. 

Das Beispiel Asse zeigt, dass man nicht mal 
in der Lage ist, den Atommüll über 30 Jahre 
hinweg sicher zu lagern! Auch erneuerbare 
Energien, erzeugt aus Sonne, Wind und Bio-
masse, kommen momentan nicht ohne Un-
terstützung aus. Wo sind aber Subventionen 
sinnvoller untergebracht? Um den Müll des 
100-jährigen Atomzeitalters (dann sind die 
Uranvorkommen erschöpft) tausende von 
Jahren abzusichern? Oder um eine Ener-

gieerzeugung aus erneuerbaren Energien 
auf den Weg zu bringen und damit gleich-
zeitig die heimische Wertschöpfungskette 
in Gang zu setzen? Jeder weiß dass unsere 
Energie über kurz oder lang zwangsläufig 
aus erneuerbaren Quellen kommen muss, 
da alle fossilen Energieträger endlich sind. 
Fortschrittliche Länder wie Österreich und 
Dänemark machen es uns vor, sie betreiben 
keine Atomkraftwerke und halten an dieser 
Position fest. 

 Andre Fritzsche, Göpfersdorf

Herausfordernd
Philip Grassmann: »Kunststück«, Freitag 3 vom 16. 01. 
2009 

Ich möchte nur wünschen, dass der Freitag 
die linke Wochenzeitung bleibt, frei, un-
terscheidbar und den Lesergeist herausfor-
dernd.

Von der Online-Ausgabe wünsche ich mir, 
dass das Archiv erhalten bleibt! Und wenn 
ein Weblog mit Kommentarfunktion hinzu-
käme, dann bin ich gespannt auf Umfang & 
Niveau der Rückmeldungen.

Auf gutes Gelingen!
 Reinard Schmitz, Eberdingen

Kreative Impulse
Karl-Heinz Heinemann »Ende des Mäzenatentums«, Frei-
tag 2 vom 9. 01. 2009

Der Bericht bringt es sehr gut auf den Punkt. 
Die Qualität einer Universität verbessert 
sich nicht unbedingt dadurch, dass man sie 

nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten führt. Vielmehr spielen hier einzelne 
Variablen eine entscheidende Rolle wie die 
Transparenz der Beschlüsse und die Kom-
munikation mit allen Beteiligten. Wer etwa 
einen Hochschulrat gründet, wie dies in den 
letzten Jahren an vielen öffentlichen Lehr-
einrichtungen geschehen ist, der fördert eher 
Cliquenwirtschaft anstatt kreative Impulse. 
Denn diese Gremien tagen in der Regel so 
demokratisch wie die Stadtregierung von 
Hong-Kong: hinter verschlossenen Türen!

 Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Die Redaktion behält sich vor, Leserzuschrif-
ten gekürzt zu veröffentlichen.

E leserbriefe@freitag.de

Ich abonniere / verschenke

Coupon bitte ausfüllen, ausschneiden und einsenden an:
AVZ GmbH, Aboservice Freitag, Storkower Str. 127 A, 

10407 Berlin.      Oder faxen: 030 428040-42

Zahlungsweise

Aboprämie

den Freitag für mindestens ein Jahr.
Das Abo geht an:

Name, Vorname

Strasse, Nr.

Plz, Ort

Die Rechnung geht an:

Name, Vorname

Strasse, Nr.

Plz, Ort

Datum, Unterschrift

 monatl.* 1/4j. 1/2j. 1/1j.

Normalpreis ❑ E 11,00 ❑ E 33,00 ❑ E 066,00 ❑ E 132,00

ermäßigt** ❑ E 07,70 ❑ E 23,10 ❑ E 046,20 ❑ E 092,40

Förderabo ❑ E 18,50 ❑ E 55,00 ❑ E 110,00 ❑ E 220,00

(Ausland zzgl. Versand / Jahr: Luft: E 41,- / Land: E 31,-)
  * nur bei Erteilung einer Einzugsermächtigung
** Für Schüler, Studenten, Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger und  
     Rentner gegen Beleg

❑ bequem per Bankeinzug  ❑ nach Erhalt einer Rechnung

Geldinstitut

Bankleitzahl    Kontonr.

Vertrauensgarantie: Mir ist bekannt, dass ich diese Bestellung innerhalb von 7 
Tagen (Poststempel!) schriftlich beim Verlag Freitag, Potsdamer Str. 89, 10785 
Berlin, widerrufen kann.

Datum, 2. Unterschrift

Wenn Sie in dieser Woche 
ein Jahres abo bestellen oder 
verschenken, erhalten Sie von uns 
als Geschenk die  CD »Rio« von 
Till Brönner.

ISSN 0945-2095

Hervorgegangen aus dem Sonntag, 
Berlin, gegrün det 1946 vom Kultur-
bund zur demokratischen Erneue-
rung Deutschlands, und der Volkszei-

tung, ehemals Deutsche Volkszeitung, gegründet 1953 in Düsseldorf 
von Reichskanzler a. D. Dr. Joseph Wirth, und der Tat, gegründet 
1950 in Frankfurt/M. von der VVN. Die Gründungsherausgeber des 
Freitag: Günter Gaus, Chris toph Hein, Gerburg Treusch-Dieter, 
Wolfgang Ullmann

Herausgeber: Daniela Dahn, György Dalos, Frithjof Schmidt, 
Friedrich Schorlemmer
Chefredakteur: Philip Grassmann 
Stellvertretender Chefredakteur: Jörn Kabisch
Mitglied der Chefredaktion: Jakob Augstein
Chef vom Dienst: Axel Henrici
Politik: Lutz Herden (verantw.)
Kultur: Ingo Arend (verantw.)
Redaktion: Marina Achenbach, Ulrike Baureithel, Matthias Dell, 
Michael Jäger, Steffen Kraft, Ulrich Kühne, Tom Strohschneider, 
Connie Uschtrin, Tina Veihelmann
Bild/Lay out:  Jürgen Holtfreter, Corinna Koch
Satz/Reproduktion: Michael Pickardt 

Abo-Telefon: (030) 428040-40; Fax -42, 
Mo.-Fr. 8-16 h (Bitte bei Anfragen Abo-Nummer angeben.)
aboservice@avz-berlin.de

Redaktion / Verlag: 
DER FREITAG Mediengesellschaft mbH & Co KG 
Hegelplatz 1, 10117 Berlin
Tel. (030) 25 00 87-0, Fax: 25 00 87-99
E-mail: info@freitag.de

Geschäftsführung: Jakob Augstein

Anzeigen/Marketing + Sales: Caroline Drucker 
E-Mail: caroline.drucker@freitag.de

Leserbriefe: leserbriefe@freitag.de

Jahresbezugspreis: 132,- E. Ermäßigter Bezugspreis gegen  
Bescheinigung für Schüler, Studenten, Auszubil dende, Arbeitslose, 
Sozialhilfeempfänger und Rentner: 92,40 E; jeweils inkl. Zustellung 
Inland. Im Ausland zzgl. Versandkosten: E 31,- Land- bzw. E 41,- 
Luftpost. Kündigungsfrist 6 Wochen vor Ende des Bezugs zeitrau mes.

Aboverwaltung: AVZ, Allgem. Vertriebs- und Zustell-GmbH  
Storkower Straße 127 A, 10407 Berlin
Druck: BVZ Berliner Zeitungsdruck
Am Wasserwerk 11, 10365 Berlin, www.berliner-zeitungsdruck.de

Für unverlangt eingesandte Manuskripte keine Gewähr.
Freitag-Archiv-Arbeiten, Artikelrecherchen auf Anfrage

Freitag
Die Ost-West-Wochenzeitung



13Freitag 4
23. Januar 2009 kultur

Krise
Nach den Heuschrecken

Journalismus dient erstens dem Ge-
meinwohl, und zweitens verdienen 
unternehmen Geld damit. Das war 
schon immer so. Der Bayerische  

 rundfunk hat seine erste Million 
mit reklame in den fünfziger Jahren 
gemacht. Vor 25 Jahren wurde das Pri-
vatfernsehen eingeführt und wenig 
später die werberelevante Zielgruppe 
erfunden. Vor acht Jahren gab es eine 
einschneidende rezession des Werbe-
marktes, die zur Medienkrise wurde. 
Journalisten wurden entlassen, andere 
nicht erst eingestellt, der eine oder an-
dere redakteur musste auf seinen 
Dienstwagen verzichten, kurz, es wur-
de immer schlimmer.

Insbesondere das Jahr 2002 war »eine 
Phase des signifikanten Abschwungs 
werblicher Impulse«, wie es beim Zen-
tralverband der deutschen Werbewirt-
schaft heißt. Schon die gestelzte Sprache 
deutet darauf hin: Es war ernst. Seit die-
ser krise verkaufen Medienunterneh-
men in großem Stil, je nach Perspektive 
nebenbei oder hauptsächlich, Bestseller, 
Bibeln, Brettspiele oder auch mal eine 
kiste Wein.

Man kann also nicht davon reden, 
dass sich Medien jemals außerhalb der 
Ökonomie bewegt hätten. Die Medi-
enbranche war allerdings ein halbes 
Jahrhundert nur gewachsen, viele un-
ternehmen erzielten über Jahrzehnte 
traumhafte renditen. kein Jahrzehnt 
alt ist dagegen die Erkenntnis, dass 
man darüber diskutieren muss – gerade 
weil die wirtschaftlichen komponen-
ten auch die Inhalte berühren.

Ganz frisch ist die endgültige Er-
kenntnis, dass das Investorenmodell 
der britischen Mediengruppe Mecom 
und ihres Vorstandschefs David 
Montgomery in Deutschland geschei-
tert ist – und damit das so genannte 
Heuschreckenmodell. Man kann in 
der Bibel (etwa in der »Volksbibel« 
der Bild-Zeitung, Schnäppchenpreis!) 
nachlesen, was das ist: »Sie bedeckten 
die Oberfläche des ganzen landes und 
das land war schwarz von ihnen. Sie 
fraßen allen Pflanzenwuchs des lan-
des und alle Baumfrüchte auf, die der 
Hagel verschont hatte.« und so weiter: 
Sie grasen alles ab und ziehen weiter.

Die Mecom-Gruppe hatte mit der 
unterstützung von Finanzinvestoren 
in halb Europa Medienunternehmen 
gekauft, mit dem Versprechen, sehr 
hohe renditen zu erwirtschaften. Da-
für sollten die Mecom-Medien an allen 
Ecken und Enden sparen, in Deutsch-
land waren unter anderem die Berliner 
Zeitung und die Hamburger Morgen-
post betroffen. Nun hat die Mecom, 
hoch verschuldet, ihr Deutschland-
Geschäft notgedrungen mit Verlust an 
den kölner DuMont-Verlag verkauft. 
Die eigentlichen Finanzinvestoren wa-
ren da längst wieder weg, die Mecom 
hatte später ihre Anteile übernommen.

Angesichts der tatsache, dass auch 
andere Medienunternehmen als die 
Mecom wirtschaftlich arbeiten, ist 
nun die Frage, ob das Scheitern des 
Finanzinvestorenmodells tatsächlich 
den Ausbruch paradiesischer Zustände  
in der Printmedienbranche bedeutet. 
Die Antwort ist: natürlich nicht. Die 
derzeitige Wirtschaftskrise zeigt, dass  
auch andere Medienunternehmen die 
Chance nutzen, ihr Portfolio zu berei-
nigen, Zeitschriften einzustellen, re-
daktionen zu verkleinern, »Synergien« 
zu erzielen und all das zu tun, was man 
eben so in jedem Handbuch  für kos-
tenreduktion findet. Verleger sind auch 
nur Geschäftsleute. Die einen nutzen 
brachialere Methoden, die anderen 
sanftere, aber am Ende zählt auch in 
der »Content«-Industrie die Bilanz.

trotzdem: Es ist ein unterschied, 
ob der Journalismus in die Wirtschaft 
eingebettet wird oder die Wirtschaft in 
den Journalismus. und bei der Mecom 
ist Ersteres der Fall. Was passiert wäre, 
wenn dieselben Sparmaßnahmen, die 
drei Jahre lang über die Berliner Zei-
tung und die angeschlossenen Häuser 
verhängt wurden, nicht von einer 
börsennotierten Finanzmarkt-Combo 
diktiert worden wären, sondern von 
einem so genannten anständigen Ver-
leger alten Schlags? Dann müsste man 
über eine Neubewertung nachdenken. 
Festzuhalten ist zu diesem Zeitpunkt 
allein: Es ist nicht passiert.

Klaus Raab

linksbündig

Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne: Steve Jobs mit dem Apple Macintosh am 30. Januar 1984 in New York
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Peter Glaser

Eine Maschine  
wie ein Versprechen
Revolution  n  Der Mac wird 25 – wie eine Maschine unsere Vorstellung von Veränderung verändert hat

Der unglaubliche Siegeszug des Com-
puters für Jedermann begann Mitte 
der siebziger Jahre. Er erinnert an den 
Erfolg einer anderen kuriosen Erfin-

dung dieser Zeit: Slime. Grüner Schleim in 
einer miniaturisierten Plastikmülltonne. Es 
muss damals einen Moment der kühnheit 
gegeben haben, in dem ein Mann zu einem 
anderen etwas sagte wie »lass uns ekliges 
Zeug in kleinen Plastikmülleimern verkaufen 
und damit reich werden«.

Ganz ähnlich müssen sich zwei junge Män-
ner im kalifornischen los Altos eines tages 
gesagt haben »lass uns allen Menschen klei-
ne Maschinen verkaufen, mit denen man 
feindliche Funksprüche entschlüsseln, Ge-
schossflugbahnen berechnen und Verwal-
tungsvorgänge automatisieren kann.« Viel 
anderes hatte man mit Computern damals 
noch nicht gemacht.

Steve Jobs, der eine, arbeitete bei dem 
Videospiele-Hersteller Atari. Der andere, 
Steven Wozniak, war Ingenieur bei Hewlett-
Packard, und Wozniak hatte einen erstaun-
lichen kleinen Computer gebaut. Nachdem 
weder Atari noch Hewlett-Packard von der 
Idee eines »Persönlichen Computers« zu 
überzeugen waren, verkaufte Wozniak sei-
nen taschenrechner und Jobs seinen VW 
Bulli. Mit dem Startkapital gründeten sie 
1976 die Firma Apple Computer Inc. und 
begannen in der Garage von Jobs’ Eltern mit 
der Computerfertigung.

1979 war Apple ein Milliarden-Dollar-un-
ternehmen. Im Dezember desselben Jahres 
gestattete die Firma Xerox Steve Jobs und 
einigen Apple-Ingenieuren, die gerade an ei-
nem neuen Computer namens »lisa« bastel-
ten, Einblick in ihre Entwicklungsabteilung 
im legendären Palo Alto research Center 
(PArC). Es folgte der Große Postraub des 
Informationszeitalters. Die Xerox-Forscher 
hatten einen Computer namens »Alto« ge-
baut, den die Geschäftsführung ziemlich eso-
terisch fand. Er konnte in »Fenstern« text 
oder Grafik anzeigen, und Befehle ließen sich 
mit einer »Maus« aus »Menüs« abrufen, die 
am Bildschirm erschienen. Jobs explodierte 
fast vor Überschwang. »Warum macht ihr 
da nichts daraus?«, wollte er wissen. »Das ist 
revolutionär!«

Jobs baute neben »lisa« heimlich eine ei-
gene Entwicklungsabteilung auf. Jef raskin, 
einer seiner leute, gab dem Projekt den Na-
men – er mochte die Äpfel der Sorte Macin-
tosh am liebsten. Für Jobs bestand das Ziel 
des Macintosh-Projekts darin, die technik 
eines Computers so bequem zu machen wie 
ein Wohnzimmer und so billig und funk-
tional wie ein Schweizer taschenmesser. 
Die für ihn charakteristische Mischung aus 
Charisma und aberwitzigen terminplänen 
verschaffte ihm, in Anspielung an Star trek, 
den titel Reality Distortion Field.

Das realitätsverzerrungsfeld schaffte es, 
sein team zu kollektiver Genialität anzu-
stacheln – leute wie Andy Herzfeld, der 
große teile des Mac-Betriebssystems pro-
grammierte und von dem es hieß, sein Blut 
habe die regenbogenfarben des (damaligen) 
Apple-Firmenlogos, oder Susan kare, die das 
»look And Feel« der grafischen Oberfläche 
entwarf – das Mülleimerchen, Fenster mit 
Nadelstreifen, Schieberegler in den kontroll-
feldern.

Schon in der Steinzeit muss sich jemand 
etwas dabei gedacht haben, als er Faustkeile 
nicht bloß roh behaute, sondern sie mühevoll 
glattzuschleifen begann. Eleganz war für Jobs 
ein geradezu manisches Anliegen. Die ers-
te gedruckte Macintosh-Hauptplatine – die 
grüne Plastikplatte mit leitungen und Chips 
drauf – wies er vor seinen versammelten In-
genieuren aus ästhetischen Gründen zurück: 
»Ich möchte, dass sie so schön wird wie nur 
irgend möglich. Auch wenn sie hinterher im 
Gehäuse steckt.«

Der Apple Macintosh kam 1984 nicht einfach 
auf den Markt. Er erschien. Sein Bildschirm 
leuchtete weiß. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte 
man Computer daran erkannt, dass sie grüne 
Zeichen auf schwarze Bildschirme ausgaben. 
Am 22. Januar 1984 während des Superbowl-
Endspiels zwischen den Oakland raiders 
und den Washington redskins lief das erste 
und einzige Mal der tV-Spot, der den Ma-
cintosh bekannt mach-
te – »1984«, inszeniert 
von Bladerunner-re-
gisseur ridley Scott.

Zu sehen war eine 
sprintende junge Frau 
in einem Macintosh-
t-Shirt, die mit einem 
V o r s c h l a g h a m m e r 
einen riesenbild-
schirm zerschlägt, der 
die Übermacht des 
damaligen PC-Platz-
hirschen IBM reprä-
sentierte. Mit diesem Spot begann die Ära 
von Werbung als News: Die drei größten 
uS-Fernsehsender brachten Ausschnitte des 
außergewöhnlichen Aufbegehrens in ihren 
Abendnachrichten.

Der ur-Macintosh kostete 2.495 Dollar 
und hatte einen Speicher, in den acht Seiten 
text passten. Das kopieren einer Diskette 
erforderte etwa 20 Minuten und über 50-ma-
ligen Diskettenwechsel. Die Bastler waren 

genervt, weil man an der Maschine nicht 
mehr basteln konnte (»Nur zu öffnen von 
autorisiertem Fachpersonal«). und die neu-
artige Bedienungshilfe »Maus« löste einen 
Glaubenskrieg aus. Für die einen war es die 
populärste Maus seit Micky, für die anderen 
eine fahrbare Hilfe-taste für Idioten.

Der Mac verkaufte sich anfangs bei wei-
tem nicht so toll wie Jobs prognostiziert 
hatte. Geschäftsleute hielten ihn für ein 
Spielzeug, die lötkolbenfreaks für eine Art 
Damenhandtäschchen mit Bildschirm. Die 
rettung brachten ein paar Programme, die 
ganze kulturindustrien auf den kopf stel-
len sollten. Eines davon hieß »PageMaker«. 
Programmierer Paul Brainerd nannte das 
dazugehörige Anwendungsgebiet »Desktop 
Publishing«.

Innerhalb weniger Jahre veränderte die 
Software Druckvorbereitung, typografie 
und Grafikdesign fundamental. Ein anderes 
Programm wurde 1987 als »HyperCard« 
berühmt. Damit ließen sich texte, Bilder 
und töne auf elektronischen karteikarten 
unterbringen und über sogenannte »links« 
(das Internet war noch Jahre entfernt) mitei-
nander zu ganz neuen Informationsgebilden 
vernetzen.

Die Macs waren stets von Innovationen 
gesäumt. Mit dem Macintosh gab es zum 
ersten Mal einen Computer mit grafischer 
Benutzeroberfläche, langen Dateinamen, 
einer Script-Sprache, eingebautem Audio 
und nicht zuletzt einem gefälligen Design. 
Ethernet, Firewire, AirPort-Funknetz und 
uSB-Anschlüsse kamen im lauf der Zeit 
hinzu, das erste standardmäßig eingebaute 
CD-rOM-laufwerk ebenso wie mit der 
Einführung des iMac im August 1998 ein 
Computer, der über kein Diskettenlaufwerk 
mehr verfügte. Das »i« in »iMac« stand für 
Internet, eine @-taste gab es aber kurioser-
weise nicht auf der tastatur. Nichtsdesto-
trotz gingen die hübschen, bonbonbunten 
Maschinen weg wie warme Semmeln.

Im August 2000 erschien – nach dem 
schwarzen Würfel, den seine Firma NeXt 
vor Jahren geschaffen hatte – ein weiteres 
digitales Designobjekt nach dem Willen 
von Steve Jobs: der G4 Cube, ein lüfterlos 

leises, glänzendes Objekt, das sich mangels 
Erweiterungsmöglichkeiten allerdings als 
ladenhüter erwies. Aber Jobs wäre nicht 
Jobs, hätte er nicht schon die nächsten Jo-
ker im Ärmel gehabt. Nach dem komplett 
erneuerten Betriebssystem OS X nebst ei-
ner Benutzeroberfläche mit lutschbonbon-
look (»Aqua«) landete er den größten Coup 
seit der Einführung des Macintosh: Mit dem 
iPod setzte sich Apple im Oktober 2001 an 
die Spitze der digitalen Musikrevolution.

Der »freundliche Computer« ist mit den 
Jahren komplexer, variantenreicher und 
raffinierter geworden, vor allem hat er das 
Selbstgefühl und die Ansprüche einiger 
computernutzenden Generationen geprägt. 
Der typische Mac-user hat Mitleid mit der 
Mehrheit. Er ist ein Bewohner des kleinen 
gallischen digitalen Dorfs. Sein Postfach at-
met Mails von PC-usern ein und aus, und 
es wimmelt vor Viren, aber sie können ihm 
nichts anhaben. PC-Viren laufen am Mac 
nicht – und Mac-Viren gibt es keine. Im Ap-
ril 2006 veröffentlichte Apple ein Programm 
namens Boot Camp, das es erlaubt, auch 
das Betriebssystem Windows auf den neuen 
Intel-Macs zu installieren – für konservative 
Macintosh-user eine Verletzung des rein-
heitsgebots.

Dass sein Computer chic ist, nimmt der Mac-
Mensch gern hin. Das trägt ihm gelegentlich 
den Vorwurf ein, er gehe nur nach dem Äu-
ßeren. Er aber komponiert lieder über seine 
liebe zum Mac (www.ilovemymac.ch) oder 
verfasst Oden an seinen rechner (http://
relevantblog.blogspot.com/2009/01/ode-to-
mac-by-mary.html). Die Maschine ist für 
ihn ein Werkzeug, das ein Versprechen ein-
löst: zu funktionieren. Den typischen Mac-
user erkennt man an den eingeschweißten 
Handbüchern; sein Computer ist sozusagen 
selbstverständlich. Viele Apple-Nutzer sind 
enthusiastisch, manche geradezu Zeloten. 
Aber sogar den Eiferern geht es um das, was 
sie mit der Maschine machen, nicht um die 
Maschine selbst.

PC-user, die sich vor allem für den Com-
puter oder ihr Betriebssystem interessieren, 
leiden nach Auffassung von Psychologen un-
ter einer Variante des Stockholm-Syndroms. 

Bei diesem Phänomen bauen die Opfer von 
Geiselnahmen zunehmende Sympathie für 
ihre Entführer auf. Mac-user haben was da-
für übrig, dass das System, das da vor ihnen 
auf dem tisch hockt, einfach, geradlinig und 
klar ist. Man muss nicht »Start« anklicken, 
um den rechner auszuschalten. 

Es gibt etliche Websites, auf denen gezeigt 
wird, wie man Win-
dows so verändern 
kann, dass es aussieht 
wie das Mac-Betriebs-
system OS X. Die 
leute wissen Schön-
heit und Funktionali-
tät von Software und 
Hardware zu schätzen 
– aber nur Gott weiß, 
weshalb nicht mehr 

von ihnen losgehen und sie auch kaufen.
Das Selbstbewusstsein des typischen Mac-

Nutzers wird dadurch nicht beeinträchtigt: 
»Mac-user sind die besseren Menschen«, 
schreibt einer von ihnen im Netz, »klüger, 
toleranter sowieso, sie sind besser aussehend, 
reicher, erfolgreicher, naturverbundener, se-
xier, und sie haben das Savoir-Vivre und die 
schöneren Weiber.«

»unser Marktanteil ist größer als der von 
BMW«, so Steve Jobs noch vor einem Jahr, 
»und größer als der von Mercedes in der 
Autoindustrie.« Nun aber steht die nächste 
revolution an. Der Autoindustrie geht es gar 
nicht mehr gut. Steve Jobs hat angekündigt, 
sich aus gesundheitlichen Gründen bis zum 
Sommer aus dem unternehmen zurückzu-
ziehen. Jetzt wird sich zeigen, ob die Maschi-
ne erwachsen ist.

Peter Glaser (51), als Blei-
stift in Graz geboren, wo die 
hochwertigen Schriftsteller 
für den Export hergestellt 
werden. Lebt als Schreibpro-
gramm in Berlin. Ehrenmit-
glied des Chaos Computer 
Club und Bachmann-Preis-

träger. Sein Blog »Glaserei« versammelt Be-
merkenswertes aus der digitalen Welt (http://
blog.stuttgarter-zeitung.de)
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Der eine gehört zum aktuellen Männer-
wunder des deutschen Jazz. Er ist 27 
Jahre, kommt aus dem grünen Allgäu, 

und spielt trompete. Er spielt sie mit kraft 
und Nachdruck, schmetternd und spitz, ge-
legentlich auch ruppig und dissonant, und er 
verzichtet auf das sanfte Dämpfersäuseln im 
Geiste Chet Bakers und der Modefotografie, 
mit dem man zum Darling der Frauenzeit-
schriften wird. Ein smarter knabe will Mat-
thias Schriefl nicht sein. lieber gibt er den 
bösen Buben aus Bayern, eine modernisierte 
Mischung aus Allgäuer Almrowdy und karl 
Valentin der reihenhaussiedlung.

Der andere mischte 20 Jahre früher von 
England her die Szene auf. Als tausend-
sassa, Diskursmischer und Querschläger in 
allen musikalischen kategorien riss Django 
Bates die Fenster weit auf im bisweilen etwas 
stickigen Haus des Jazz. keiner war frecher 
in der Wahl seiner Mittel, keiner abenteuerli-
cher in den Brüchen, Schnitten, Sprüngen, die 
er als Bandleader, Arrangeur und komponist 
in seine Musik montierte und als einfallsrei-
cher, auf Idee gebürsteter Pianist, keyboar-
der und tenorhornspieler bis in die kleinsten 
improvisatorischen Details mit dem richtigen 
klang versah. Bates rückte eine ganze Gene-
ration von jungen britischen Jazzmusikern 
ins rampenlicht, die nicht nur die tradition 
des Jazz aufgenommen und durchgearbeitet 
hatten, sondern sich auch von anderen Mu-
siken berühren ließen, von Pop und rock 
sowieso, von klassik und Neuer Musik und 
auch von den verschiedenen musikalischen 
kulturen, die in anderen teilen der Welt ent-
standen waren. Bahnbrechend war das – und 
für traditionalisten eine Überforderung. 

Als Django Bates kürzlich als Gast mit 
Matthias Schriefls Band Shreefpunk das Jazz-
festival in Münster eröffnete, wurde deutlich, 
dass sich die Zeiten geändert haben, dass die 
Zusammenarbeit zweier verheißungsvoller 
Musiker mit vordergründig ähnlichen Ar-
beitsweisen noch lange nichts verheißt. So 
pfiffig Schriefls Musik konstruiert sein mag, 
so ideenreich und humorvoll Bates zu im-
provisieren weiß – die Grenzen überschrei-
tende Geste blieb Geste, Funken zwischen 
den beiden wollten nicht fliegen. Schriefls 
Band spielte, mit mächtigem Groove oder 
nachdenklich, zerrissen und fragmentiert, 
manchmal innig in sich gekehrt und manch-
mal garstig oder hier und dort ziemlich zickig 
– doch der Verdacht, dass dabei vieles Effekt 
war, die Sprünge und Brüche mehr gewollt 
als zwangsläufig, wollte sich nicht übertönen 
lassen. Alles blieb schön getrennt, Shreefpunk 
hier, Django Bates dort, und als weitere Zutat 
noch die vier Streicher, die den zerklüfteten 
Shreefpunk-Sound mit etwas flach geratenen 
klangflächen kontrastieren. lauter erstklas-
sige, hocharomatische Zutaten, doch offen-
bar zu viele und zu lange gekocht. 

Matthias Schriefl kann das deutlich bes-
ser. Im trio Pretty Jazz Boys, einer locker 
zusammen gebundenen Formation, die im 
vergangenen Jahr einige konzerte gab, fin-
den die verschiedenen Ebenen ganz selbst-
verständlich zusammen: Sein virtuoses Spiel, 
das lässig von der Dur-Seligkeit der Allgäuer 
kindheit bis zur bilderstürmerischen Atona-
lität, vom tschingderassa der Polka bis zum 
tschingalingaling des modernen Jazz reicht. 
Die lust am Groove und an körperlich nach-
vollziehbaren Formen des Musizierens, die 
keineswegs auf kosten der klanglichen und 
improvisatorischen Freiheiten gehen muss. 
Der Spaß am gemeinsamen Spiel, am Hin- 
und Herwerfen von Ideen, am Mit-, Gegen-, 
umeinander von linien, klängen, Akzenten. 
Eine Vision von Musik, die dem Spiel folgt 
und sich erst darin realisiert. Wenn Schriefl 
diese Form von Freiheit mit Shreefpunk wie-
der findet, könnte ein neues Zusammentref-
fen mit Django Bates spannend werden. 

Matthias Schriefl Shreefpunk Plus Strings. 
ACT / Edel. Django Bates Human Chain, Jose-
fine Lindstrand and The Smith Quartet Spring 
Is Here (Shall We Dance) Lost Marble. Django 
Bates Human Chain & Delightful Precipice 
Summer Fruits (And Unrest) Winter & Winter 
/ Edel. Dies. Winter Truce (And Homes Blaze) 
Winter & Winter / Edel. Django Bates Autumn 
Fires (And Green Shoots) [piano solo] Winter 
& Winter / Edel

Stefan Hentz

Urfaust in Hamburg
Goethes Urfaust auf den Spielplan zu 

setzen ist eher kampfansage denn Frie-
densangebot. Zwar ist er ein legitimer 

Vorfahre der deutschesten aller Bühnenfi-
guren, zugleich aber auch dessen Gegenent-
wurf: Dem Gelehrtendrama des Geheimrats 
steht das unfertige, unkultivierte, der rohe 
Entwurf des jungen Goethe gegenüber. Für 
seine letzte Inszenierung im Hamburger 
thalia theater hat sich dessen Oberspiellei-
ter Andreas kriegenburg für den »Faust in 
seiner ursprünglichen Gestalt« entschieden. 
Im Sommer wechseln kriegenburg, der In-
tendant ulrich khuon und weitere Mitarbei-
ter ans Deutsche theater in Berlin. und wenn 
der Eindruck, den der Urfaust hinterlässt, 
nicht täuscht, dann, positiv gesagt, freut sich 
kriegenburg auf die Hauptstadt.

Der Abend besteht aus zwei teilen, die vor 
allem durchs Bühnenbild und die Musik ver-
bunden sind. Es beginnt in totaler Finster-
nis, und hell wird es auch nicht, wenn hier 
und dort ein Scheinwerfer aufflammt, dessen 
licht vom Spielraum verschluckt wird – ein 
großer dunkler kasten mit braunem torf als 
Boden. In den Wänden befinden sich zwei 
umlaufende Schlitze als Ablage für Bücher 
und anderes Zubehör. Doch genauer besehen 
sieht die Manege aus wie eine Miniatur des 
Zuschauerraums aus Balkonen und Parkett.

»Nacht« ist die Szene überschrieben, und 
die Nacht droht die gealterten Faust (katha-
rina Matz) und Wagner (Markwart Müller-
Elmau) in ihren erdfarbenen kostümen 
(Andrea Schraad) zu verschlucken. Den 
hinlänglich bekannten Monolog lässt Faust 
sich auf Papptafeln reichen, und der Erdgeist 
erscheint als Fotoserie von (Noch-)Ange-
stellten des theaters: Alle Zeichen stehen 
hier auf Abschied. Dazu passt das barocke 
Madrigal, zu dessen klängen Mephisto (Na-
tali Seelig) aus dem Staub steigt, vom Scheitel 
bis zur Sohle weiß gewandet. Dem Studen-
ten (Harald Baumgartner) tritt er jedoch im 
bürgerlichen Gewand des schwarzen Anzugs 
gegenüber.

Analog verläuft die Verjüngung Fausts: 
Hans löw schält sich nackt aus einem kokon 
und übernimmt vom alten Faust das schwar-
ze Gewand. Der Pakt mit Mephisto dauert 
viele Minuten und findet wortlos statt. So ist, 
wenn sich der Eiserne Vorhang unvermittelt 
senkt, zwar weit über eine Stunde, aber erst 
eine Szene um. Doch dass zum tragenden 
Gesang nun moderner Jazz erklingt, ist ein 
Indiz dafür, dass mit dem rollen- auch ein 
Zeitenwechsel verbunden ist.

Die Bestätigung folgt nach der Pause, wenn 
derselbe raum ein anderer geworden ist: So 
hell wie das licht sind die kostüme, in de-
nen Gretchen (lisa Hagmeister) und Marthe 
(Sandra Flurbacher) den Männern begegnen. 
Fausts »Anmache« Gretchens geht jedoch 
ein rap voraus, der nicht erst die Gretchen-
frage betulich wirken lässt. Die Boxen, aus 
denen er ertönt, haben altmodische relikte 
wie Bücher aus den Wandregalen verdrängt. 
Für »moderne Zeiten« steht auch, dass Sze-
nen gestrichen, vertauscht und verwoben 
werden, die Darsteller fast durchgängig auf 
der Bühne bleiben, texte anderer Herkunft 
einbauen und das Sprechtempo mitunter bis 
zur unverständlichkeit forcieren. Das resul-
tat gerät in etwa so »höchst konfus«, wie dem 
Autor einst sein Manuskript erschien.

Was den dreistündigen Abend im Innersten 
zusammenhält sind letztlich die Anspielun-
gen auf den Abschied vom Hamburger Pub-
likum. Auf den Nenner gebracht werden sie 
am Schluss, als Mephisto das Gretchen aus 
dem kerker führt und Faust allein mit seinem 
iPod auf der Bühne zurückbleibt. Das letzte 
lied, das er anspielt, endet mit der Zeile: »I 
don’t belong here.« Nach acht Jahren wäre 
das eine ernüchternde Bilanz, doch vielleicht 
zielt die Diagnose an der Inszenierung ja vor-
bei. Überprüfen lässt es sich, wenn im März 
auf der kleinen Bühne in der Gaußstraße eine 
allerletzte Inszenierung kriegenburgs folgt. 
Vor allzu großen Hoffnungen auf einen ver-
söhnlichen Ausklang wird jedoch gewarnt: 
Das Stück stammt von Molière und heißt Der 
Menschenfeind.

Rudolf Mast

Musik Bühne Kino

Naomi klein, Autorin weltweit 
gelesener kapitalismus- und glo-
balisierungskritischer Bücher, 
hatte unlängst in einem Artikel 

im Guardian zum Boykott israelischer 
Produkte aufgerufen. Es sollte so Druck 
auf die regierung ausgeübt werden, die 
Invasion im Gaza-Streifen zu beenden. 
Die gewaltfreie taktik des Warenboy-
kotts habe im Fall Südafrika seinerzeit 
funktioniert.

In der Zeit vom 15. Januar kritisier-
te thomas Assheuer diesen Vorschlag. 
Nicht weil er ihn für wirkungslos hält, 
sondern für »empörend« und »verblen-
det«. »Zwischen den Zeilen« kommt 
für Assheuer etwas Monströses zum 
Vorschein: Er diagnostiziert bei klein 
einen »antisemitischen reflex«. Haben 
wir Deutschen nicht solche Aufrufe 
schon einmal gehört? Hieß es nicht 1933: 
»Wehrt Euch! kauft nicht bei Juden!«

Da Assheuer von diesem Fund faszi-
niert ist, ihn aber nicht weiter belegen 
kann, biegt er sich die Formulierungen 
der jüdischen Autorin zurecht: »Naomi 
klein, die Heilige Madonna der Antiglo-
balisierungsbewegung, hat im Guardian 
dazu aufgerufen, israelische Geschäfte 
zu boykottieren und den kauf jüdischer 
Exportartikel zu unterlassen.«

um die Parole, mit der die Nazis von 
Juden betriebene Geschäfte belagert ha-

ben, in dem klein-text wiederzufinden, 
muss erstens der Begriff »jüdisch »ins 
Spiel gebracht werden. Also werden 
aus »israelischen« Waren bei Assheuer 
nicht zufällig »jüdische« Exportartikel. 
Dem sprachgewandten Assheuer ist die-
se Verschiebung so wichtig, dass er sich 
über die sprachliche Merkwürdigkeit  
hinwegsetzt.

Zweitens muss in den Aufruf der Au-
torin das Geschäftsleben hineinoperiert 
werden, wie es aus Fotografien in Er-
innerung ist, auf denen Nazis mit ih-
rem Boykottaufruf agieren. Assheuer 
schreckt nicht davor zurück, den text 
von klein schlicht zu fälschen, indem er 
unterstellt, sie rufe dazu auf, »israelische 
Geschäfte zu boykottieren.« Nicht nur, 
dass davon bei klein, die allein die israe-
lische Wirtschaft im Auge hat, nicht die 
rede sein kann; die Autorin betont in 
diesem Artikel eigens: »I am boycotting 
the Israeli economy but not Israelis« – 
eine Passage, die in der Zeit verschwie-
gen wird.

In der Begeisterung über den Skan-
dal hält es den Zeit-Autoren nicht lan-
ge bei der Einzelperson Naomi klein. 
Er erkennt in ihr nicht eine Soziologin 
der Antiglobalisierungsbewegung, son-
dern deren »Heilige Madonna«. Durch 
dieses religiöse Verhältnis kann er ohne 
die Mühe weiterer Beweisführung zu 

der Feststellung gelangen, dass die Be-
wegung »antisemitische reflexe« zeige, 
»sobald sie die israelische regierung im 
Besonderen oder den kapitalismus im 
Allgemeinen ins Visier« nehme. Jovial 
und wohlwollend gesteht er den Globa-
lisierungskritikern zu, dass sie in diesem 
Punkt »von allen guten Geistern verlas-
sen« seien. Sie sähen, unbewusst natür-
lich, im Monotheismus des Geldes den 
Gott des Judentums und seien damit, wie 
schon Micha Brumlik erkannt habe, in 
ähnlicher Weise wie ein teil der linken, 
einem ihr unbewussten Judenhass an-
heimgefallen. Schon die Frühsozialisten 
seien davon durchdrungen gewesen, die 
kette ziehe sich weiter von karl Marx bis 
hin zu Naomi klein. 

Wer geneigt ist, dem Assoziator Ass-
heuer einen schlechten tag zu konze-
dieren, wird durch den Jubel irritiert, 
mit dem sein Zeit-kollege Jörg lau 
den text aufnimmt und an prominen-
ter Stelle in seinem Blog wiedergibt. 
Euphorisch hält es lau nicht bei den 
relativierungen und Spezifizierungen 
Assheuers, ihn drängt es ins Allgemeine. 
Aus Assheuers »antisemitischen refle-
xen« wird dann »der Antisemitismus«, 
aus einem »teil der linken« die linke 
schlechthin: »Gegen den Antisemitis-
mus der linken« wirft sich lau in dem 
titel, den er sich zu Assheuers »exzel-

lentem text« einfallen lässt, in kämpfe-
rische Pose.

Mit dem achselzuckenden Seufzer, dass 
gegen Dummheit kein kraut gewachsen 
ist, wäre es getan, wenn dem nicht der 
umstand im Wege stünde, dass thomas 
Assheuer und Jörg lau liberale und auf-
geklärte Journalisten sind, intelligent und 
nicht selten humorvoll. Was verführt sie 
dazu, sich in Schrulligkeiten hinein zu 
steigern, mit denen uns normalerweise 
nur Henryk M. Broder nervt? Ist der 
Antisemitismus in Deutschland nicht 
ein zu ernstes thema für solche Ausrut-
scher? Auch wer der beliebten Strategie 
»Was steckt dahinter« in Meinungsfra-
gen nicht unbedingt zuneigt, wird sich 
fragen: Nährt die gegenwärtige krise 
unseres Wirtschaftssystems die Angst, 
die linke könne in dieser Situation, wie 
ein Banker sich kürzlich bei Anne Will 
auszudrücken beliebte, »sich wieder aus 
ihren löchern wagen«?

thomas Assheuer und Jörg lau sind so 
schlicht nicht gestrickt; sie beklagen von 
Zeit zu Zeit gar die Nichtexistenz einer 
intelligenten linken im lande. Das ist 
nachvollziehbar. Fraglich bleibt, ob eine 
solche linke überhaupt zu erkennen 
wäre mit einem reflexionsniveau wie 
dem der beiden journalistischen Seismo-
graphen. 

Eckhard Siepmann

Von den Frühsozialisten über Karl Marx bis zu Naomi Klein: Wie man sich einen linken Antisemitismus bastelt

Im Wandel der Zeit

Medientagebuch

Operation Walküre von Bryan Singer
Es ist ein Fluch und zugleich ein Segen, 

dass Mel Gibson (Mad Max) die Ge-
schichte des bekanntesten Hitler-At-

tentats nicht als Vehikel für seine karriere 
erkannt hat. Der Nachteil einer Mel-Gibson-
Produktion namens Operation Walküre hät-
te zweifellos darin bestanden, dass die Person 
Stauffenbergs in Gibsons Verkörperung einen 
deutlichen Zug ins Jesusgleich-Märtyrerhafte 
bekommen hätte. (Wenn auch Gibsons unbe-
dingte religiosität kryptotheologische Seiten 
am historischen Oberst – »Es lebe das heili-
ge Deutschland« – hätte erschließen können, 
die gemeinhin unter den tisch gekehrt wer-
den.) Den einzigartigen Vorteil einer Verfil-
mung durch Gibson hätte dessen Begriff von 
Werktreue bedeutet: In seiner Passion Christi 
(2004) wurde nur latein, aramäisch und heb-
räisch gesprochen und für die dieser Sprachen 
unkundigen Zuschauer weltweit untertitelt.

Operation Walküre war und ist nun aber 
ein Projekt von tom Cruise, der die Haupt-
rolle spielt und als ausführender Produzent 
gewirkt hat. Deshalb muss dringend geraten 
werden, die deutsche Synchronfassung der 
amerikanischen Originalversion (Valkyrie) 
vorzuziehen, wo sich in der durchsynchroni-
sierten deutschen kinolandschaft diese Wahl 
überhaupt stellt. Denn zur Glaubwürdigkeit 
trägt die Vielzahl der Artikulationen des 
Englischen – kenneth Branagh als tresckow 
spricht mit britischem, Cruise mit amerika-
nischem, thomas kretschmann als remer 
deutschem Akzent – nicht bei.

Aber historische Glaubwürdigkeit ist so-
wieso eine Chimäre, der nachjagen kann, wer 
zwischen Guido knopp und der televisionä-
ren History-Mimikry des letzten Jahrzehnts 
wissen will, wie es wirklich gewesen ist. Da-
für hat sich Hollywood noch nie besonders 
interessiert, denn Hollywood ist kein Institut 
für Vergangenheitsrekonstruktion, sondern 
eine traumfabrik. und da macht sich eine 
Szene wie die, in der Stauffenberg versehrt 
nach Hause kommt, besser in der Form, wie 
sie Bryan Singer inszeniert: Die Frau (Cari-
ce von Houten) ist in still-zurückhaltender 
Verbundenheit ein Schatz, der taktvoll die 
aktuelle Schwangerschaft verschweigt, und 
die kinder erfreuen, auch wenn ihre Begeis-
terung fürs kriegsspiel zu Wagner-klängen 
dem mittlerweile zum Pazifismus neigenden 
Militär einen sorgenvollen Blick macht. Auf 
dem Höhepunkt der Musik flackert das licht 
bedeutungsvoll, ein Fliegerangriff treibt die 
Familie in den keller und am Ende dreht 
sich in einem tollen Effekt das Grammo-
phon um das Etikett auf der Platte, auf dem 
»Walküre« zu lesen ist – der Deckname für 
den Einsatzplan des Ersatzheeres, aus dem 
die Hitler-Attentäter ihren umsturzversuch 
ableiten. So produziert das kino Ideen aus 
Bildern, mit denen es die Wirklichkeit nicht 
aufnehmen kann.

Bryan Singer ist kein unbedeutender re-
gisseur. In Die üblichen Verdächtigen (1996) 
hat er vorgeführt, dass es auf die Sicht an-
kommt, mit der man verschiedene Zeichen 
zu einer Geschichte addiert, und mit den 
X-Men (2000, 2003) Comics verfilmt, in de-
nen geheime Gruppen gegen totalitaristische 
tendenzen kämpfen. Beides kombiniert er in 
Operation Walküre, wo mit Sinn für Details 
das Attentat als Wiederholung eines nicht 
gewagten Versuchs durchgespielt wird und 
die Widerstandswelt zugleich in einen leicht 
düsteren Fantasy-look getaucht ist: der ro-
mantische Wald, die dunkle Verschwörer-
villa, die zerbombte kirche, Stauffenbergs 
Piraten-Outfit.

Was den Film schwächt, ist tom Cruise. 
Zum einen ist sein Stauffenberg nicht am-
bivalent, wie Superhelden es üblicherweise 
sind, und das obwohl die historische rah-
men dazu Anlass geboten hätte: In Opera-
tion Walküre scheint es aber, als wollten die 
Widerständler friedlich die kapitulation von 
1945 vorwegnehmen. Zum anderen macht 
Cruise aus Stauffenberg eine tom-Cruise-
Figur: einen nachgeborenen Emporkömm-
ling, dessen Heldentum in karriere besteht 
und der es den zaudernden Vätern (vor allem 
Bill Nighys General Olbricht) tatendurstig 
zeigen muss.

Darüber hinaus offenbart der Film, dass die 
Ähnlichkeit zwischen Schauspielern und his-
torischen Figuren nicht größer wird, nur weil 
man in drei ländern castet.

Matthias DellFrau der Frage: Gretchen (Lisa Hagmeister)

Mann der Tat: Stauffenberg (Tom Cruise)
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Ein Markenzeichen des Theater 89: die Plakate von Volker Pfüller
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Ricarda Bethke

Die Geschichte vom Anfang 
vor dem Ende 
VOLKSTHEATER  n  Das Berliner Theater 89 setzt seit 20 Jahren auf junge Dramatiker, ins Abseits 
geratene Autoren – und auf Kämpfernaturen 

Es war das vorletzte Jahr der DDr, als 
sich das Pausendeck im zweiten Stock 
einer neugebauten Schule in Berlins 
Mitte als Fehlkonstruktion erwies. 

Die Schüler, fürchtete man, könnten über 
die offenen Brüstungen fallen. Also entstand 
die verlockende Idee, dort ein unabhängiges 
theater zu etablieren. Der Nutzungsvertrag 
mit dem Stadtbezirk kam zustande, die Initi-
atoren sollten die anfallenden Betriebskosten 
tragen und den notwendigen Ausbau selber 
leisten. Mauern wurden hochgezogen, Fens-
ter eingebaut, Elektrik installiert, die Spielflä-
che drei Meter hoch, 12 breit, und 26 tief, kei-
ne unterbühne, kein Schnürboden, ein Deck, 
65 bis 99 Sitzplätze – für leute, die eigentlich 
Schauspieler waren, eine harte Arbeit. 

Der regisseur Hans-Joachim Frank, die 
Schauspielerin Simone Frost, der Drama-
turg Jörg Mihan waren von Anfang an dabei. 
Als sie sich im Winter 88/89 fragten, wie das 
theater denn heißen solle, rief Simone Frost: 
»89!« Aber anders als der Name uneinge-
weihte heute glauben lässt, ist das Haus kein 
kind der Wende. Höchstens ein sehr frühes: 
Am 1. Mai wurde eröffnet, an den 9. Novem-
ber war noch nicht zu denken.

Eine szenische lesung von Büchners Lenz 
hatte am 30. September 1989 Premiere, im Fe-
bruar 1990 folgte Woyzeck. Bekannt geworden 
ist das theater 89 allerdings durch die Stücke 
zeitgenössischer jüngerer Autoren, besonders 
durch solche von Oliver Bukowski oder Me-
lanie Gieschen. Heute schreibt der 26-jährige 
Dirk laucke diese tradition fort. Neben der 
sozialen relevanz des Stoffes und einer ver-
dichteten »Sprache von unten« gibt es bei ihm 
auch jene poetischen, bildhaften Bruchstücke 
einer Erkenntnissuche, die man eben bei Büch-
ner finden kann. Ein Autor, das ist »tradition« 
des Hauses, der auf der Ebene seiner Figuren 
bleibt und nicht auf sie hinunter blickt. 

Hans-Joachim Frank, der leiter des thea-
ter 89 und lehrer lauckes an der universi-
tät der künste in Berlin, betont, dass es sich 
bei laucke nicht mehr um die Darstellung 
von Ostdeutschen dreht, die sich den Exis-
tenzkämpfen nach der Wende stellen und 
dabei tragisch scheitern wie einst in Oliver 
Bukowskis Stücken Londn-L.Ä.-Lübbenau 
oder Gäste. Bei dem Nachwuchsautor zeige 
sich im Scheitern seiner Helden nach kurzer 
Flucht in Illusionen oder den Versuchen, 
»etwas gebacken zu kriegen«, nur mehr das 

traurige Beharren, das Zurückkriechen in 
die Verweigerung und in die reste des Ge-
wohnten. laucke selber spricht von »kämp-
fernaturen, die in ihrem eigenen kleinscheiß 
stecken bleiben.«

Drei Premieren an drei tagen läuten dieser 
tage das Jubiläumsjahr ein: die Stücke alter 
ford escort dunkelblau und Wir sind immer 
oben, beide von Dirk laucke, und Indust-
rielandschaft mit Einzelhändlern von Egon 
Monk, eine uraufführung. Denn zum kon-
zept des theater 89 – das verbunden ist mit 
Schauspielernamen wie Johannes Achtelik, 
Bernhard Geffke sowie Ekkehard Schall und  
dessen Markenzeichen die Plakate von Vol-
ker Pfüller sind – gehört auch das Ausgraben 
und Wiederentdecken vergessener Autoren. 

So ist man im Hamburger Archiv auf den 
text des Brechtschülers Egon Monk gesto-
ßen, der 1953 die DDr und das BE verlassen 
hat. Industrielandschaft mit Einzelhändlern 
ist heute von erstaunlicher Aktualität. Ein 
Drogist, der seine Existenz durch die kon-
kurrenz großer kaufhäuser verliert, wird 
nicht als unschuldiges Opfer dargestellt; 
vielmehr kommt er zu der schmerzlichen 
Einsicht, sich den ökonomischen Prozessen 
nicht genug angepasst zu haben: »Wie, wenn 
der große unbekannte, welcher hindert, dass 
die rechnung aufgeht, ich selber bin? Wenn 
ich, peile ich umwelt und Verhältnisse auf 
der Suche nach dem Störfaktor an, ihn nie 
werde finden können, weil natürlich ich der 
Störfaktor bin?« Selber schuld ist in unserem 
kapitalistischen Bewusstsein noch jeder.

Anfangs wurde im theater 89 ohne öffent-
liche Gelder gearbeitet, seit 12 Jahren wird 
das Haus vom Berliner Senat gefördert. In 
Brandenburg hat sich das theater 89 eine 
zweite Spielstätte geschaffen, das »Haus« 
in einem einst kaputten, ehemaligen Offi-
zierskasino bei Jüterbog. In der Eröffnungs-
premiere Gäste saß dereinst regine Hilde-
brandt. und freute sich. Über ein theater, 
das anspruchsvolle künstlerische Arbeiten 
mit gesellschaftlicher relevanz macht, das 
nicht auf ein elitäres Publikum setzt und das 
»Volksstück« nicht scheut.

Die nächsten Premieren im Theater 89: alter 
ford escort dunkelblau (30. Januar, läuft bis 
Mai immer freitags). Wir sind immer oben, 
(31. Januar), samstags. Industrielandschaft 
mit Einzelhändlern (1. Februar), sonntags. 
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Liebe vor Küstenlandschaft
KopfKissen  n  Mit der Novelle »Schweigeminute« ist der schweigsame Erzähler Siegfried Lenz sich 
und seinem Publikum treu geblieben

Siegfried lenz, inzwischen 83 Jahre alt, 
hat mal wieder einen Bestseller ge-
schrieben. er heißt Die Schweigemi-
nute. Seit seinem ersten, 1968 erschie-

nenen Bestsellerroman Deutschstunde sind 
nun fast 40 Jahre vergangen. Bekanntlich in-
spirierte ihn zu diesem roman das Schicksal 
des individuums im »Dritten reich«, seine 
Mitschuld und Mitverantwortung. Mit dem 
Buch brachte lenz das zentrale thema der 
deutschen Nachkriegsliteratur inmitten der 
blühenden Wohlstandszeit auf den Punkt.

Der roman, der zwar noch einige ästheti-
sche Schwächen aufwies, hatte dennoch ei-
nen phänomenalen erfolg, was nicht zuletzt 
am politischen Klima der Bundesrepublik 
Deutschland ende der sechziger beziehungs-

Anzeige

weise anfang der siebziger Jahre lag. Mit sei-
nem Helden, Siggi Jessen, dem insassen einer 
anstalt für schwer erziehbare Jugendliche, 
traf lenz die ästhetischen erwartungen der 
Studentenbewegung und gewann eine brei-
te leserschaft. Seitdem kann sich lenz der 
treue seines Publikums sicher sein. in seinem 
jüngsten roman hat er zum ersten Mal eine 
liebesgeschichte geschrieben. Welchem sei-
ner vielen leser hat er wohl diesen Wunsch 
abgelauscht?

in Schweigeminute erzählt Siegfried lenz 
eine ungewöhnliche liebesgeschichte zwi-
schen dem 18-jährigen Schüler Christian und 
seiner 30-jährigen englischlehrerin Stella. 
Das thema ist nicht neu: eine ähnliche lie-
besgeschichte sorgte im Jahre 1970 in dem 
Film Sterben vor Liebe des französischen 
regisseurs andré Cayatt für Furore. Die 
englischlehrerin Stella in der Schweigeminute 
hat viele charakteristische Züge der lehrerin, 
die im Film von annie Girardot gespielt wur-
de. Stella muss aber, dank der barmherzigen 
Phantasie des autors, nicht ins Gefängnis: 
Christian und seine lehrerin verleugnen ihre 
liebe in der Öffentlichkeit. Sie küssen und 
umarmen sich »im Freien« vor allem un-
ter Wasser, wenn sie tauchen oder im Meer 
schwimmen.

Die liebesgeschichte, die lenz in 128 Seiten 
erzählt, spielt an der Küste in der Nähe der 
deutsch-dänischen Grenze. Die Protagonis-
ten gehen in dieser malerischen landschaft 
schwimmen, rudern, segeln und angeln. im 
Hintergrund sind immer Schlauchboote, 
lastkähne oder ausflugsdampfer unterwegs. 
ein touristenhotel, in dem Stella vorüberge-
hend wohnt, schmückt diese idyllische land-
schaft. Man hört im radio die Songs von ray 
Charles. eines tages streichelt Christian, der 
sonst sehr zurückhaltend wirkt, unerwartet 
Stellas rücken. Sie sieht ihn überrascht an. 
und es funkt sofort zwischen beiden. Ohne 
etwas zu sagen, stehen sie auf und gehen zum 
Hotel, in Stellas Zimmer. in ihrem Bett gibt es 
nur ein Kissen, auf dem beide schlafen, nach-
dem sie sich zum ersten Mal geliebt haben: »Sie 
wollte nicht, dass ihr Kopf in der Mitte des 
Kopfkissens lag, es war ein breites, geblümtes 
Kopfkissen, das Platz für zwei bot, mit einer 
beherrschten Bewegung warf sie sich auf und 
gab die Hälfte des Kopfkissen frei oder trat 
sie mir ab, ohne ein Zeichen, ohne ein Wort, 
dennoch bewies mir das Kopfkissen eine un-
übersehbare erwartung.«

Das breite Kissen verwandelt sich danach 
in Christians Phantasie in ein unverwech-
selbares liebesbild. Wenn er während des 

unterrichts plötzlich in die Sehnsucht nach 
Stella verfällt, träumt er mit offenen augen 
von diesem geblümten Kopfkissen. an seine 
eventuelle rivalen denkt er auch nach »Kopf-
kissen-Muster«: »Die Vorstellung, dass auch 
er einmal ein Kopfkissen mit Stella geteilt ha-
ben könnte, wollte mir nicht gelingen.«

Mit dem Kopfkissen beschäftigt sich Chris-
tian so intensiv, dass er fast alles im unter-
richt verpasst. es ist die Zeit, in der Schüler 
über William Faulkner debattieren, über 
George Orwells Farm der Tiere und über 
weise Statements wie Die Revolution frisst 
ihre Kinder nachdenken müssen. Mehr ver-
rät lenz über die Zeit, in der diese liebesge-
schichte aufblüht und tragisch endet, nicht.

Über die Vergangenheit des Schülers 
Christian und seine heiß geliebte lehrerin 
verrät lenz auch nichts. Höchstens erfährt 
der leser etwas über die Vergangenheit von 
Stellas Vater, der immer präsent ist. Nach-
dem sie sich einmal »in der Mulde bei den 
Kiefern« geliebt haben, erzählt sie von ihm, 
während Christians »Kopf in ihrer armbeu-
ge« liegt: »Mein Vater war Bordfunker in ei-
nem Bombenflugzeug, seine Maschine wur-
de schon beim ersten angriff abgeschossen, 
seine Kameraden starben, er überlebte, sein 
Fallschirm funktionierte.«

Vielleicht ist diese Schilderung eine der 
längsten Monologe in lenz Novelle. Seine 
Charaktere sind grundsätzlich einsilbige, 
schweigsame Menschen, zurückhaltende 
Betrachter, die den ökonomischen umgang 
mit den erzählerischen Mitteln von ihrem 
Schöpfer gelernt haben: lenz geht auch ex-
trem sparsam, fast geizig mit der Beschrei-
bung seiner Charaktere oder landschaften 
um: Mit kurzen, spärlichen Strichen zeich-
net er Menschen und Natur, sowie ihre engen 
Beziehungen und Bindungen.

Großzügig setzt lenz aber ein ästhetisches 
element ein, das er fabelhaft beherrscht: den 
Zeit- und Perspektivenwechsel. Der ich-er-
zähler, Christian, setzt das stellvertretend in 
der Novelle um. Mit der Verschiebung des 
Blickwinkels erreicht der ich-erzähler eine 
ebene, auf  die er seine Sehnsucht und seine 
liebe in gewöhnlichsten Situationen bildhaft 
darstellen kann, wie etwa: »ich beeilte mich, 
Stellas Photo an den gewünschten Platz zu 
bringen. Wieder, Stella, trug ich dein Photo 
unter dem Pullover«.

Mit diesem künstlerischen »trick« spart 
sich der autor jede Bewegung und schafft 
es, einen im Zaum gehaltenen Gefühlsaus-
bruch einzuleiten. Dass er sich dadurch die 
Möglichkeit vorenthält, in der Geschichte 
Spannung aufzubauen, ist dem erfahrenen 
Novellisten bewusst. Nachdem sich sein 
Werk in voluminösen Werkausgaben ge-
sammelt hat, will lenz seiner treuen leser-
schaft noch eine schlichte liebesgeschichte 
ohne Pathos und Spannung erzählen. Man 
hört und liest sie wirklich  gern. Nicht nur, 
weil man als lenz-Fans nicht als »treulose 
tomate« bezeichnet werden möchte.

siegfried Lenz Schweigeminute. Novelle. 
Hoffmann und Campe, Hamburg 2008, 128 
S., 15,95 E

Ingo Arend

Die Erschaffung der Welt
GefLecht  n  Daniel Kehlmanns neuer Roman »Ruhm« liest sich wie eine Gebrauchsanweisung für 
postmoderne Spieltheorie

Geld verbrennen, faule Kredite parken, 
Schulden mit Schulden begleichen. 
Was sich in der Finanzkrise für Po-
litik und Ökonomie zum albtraum 

auswächst – in der literatur ist das der Nor-
malfall. Nichts an den realitäten, die sie vor-
gaukelt, ist wirklich. Die blühendste land-
schaft, die sie zeichnet, ist eine erfindung. 
Der realistischste Plot ist ein ästhetischer 
Wechsel, durch nichts gedeckt als die Phan-
tasie. Was eben noch erdenschwere realität 
schien, löst sich im Handumdrehn in weniger 
als Schein auf.

an solche jähen Wechsel, den plötzlichen 
umschlag von realität in Fiktion, und um-
gekehrt, fühlt man sich auch in den neuen 
Geschichten von Daniel Kehlmann erinnert. 
eben noch folgt man der 70-jährigen rosa-
lie auf einer reise nach Zürich. Die alte Frau 
ist unheilbar an Bauchspeicheldrüsenkrebs 
erkrankt. Bei einer Sterbehilfeorganisation 
will sie den finalen Schlummertrunk zu sich 
nehmen. Da wird man Zeuge eines Streits mit 
ihrem autor, der die alte Frau mitten in der 
Geschichte anherrscht: »Du bist meine er-
findung«. Das traurige Schicksal einer tod-
geweihten verwandelt sich mit einem Satz in 
ein poetisches Glasperlenspiel.

Die Wirklichkeit überwinden, virtuelle 
räume eröffnen, das unwirkliche der exis-
tenz. in allen romanen des 1975 in München 
geborenen autors finden sich diese Motive. 
in dem 2001 erschienen Band Der fernste 
Ort steht der junge Versicherungsangestellte 
Julian vor dem Spiegel: »und plötzlich hat-
te er das Gefühl, daß sie die Plätze getauscht 
hatten, daß er das abbild des anderen und 
nicht dieser seines war, in einer geometrisch 
umgefalteten Welt«.

in Ruhm wiederholt sich diese allmähliche 
Verwandlung. Kehlmann lässt den Schau-
spieler ralf tanner morgens im Hotel erwa-
chen. Schon am abend zuvor hatte der sich 
beim Blick in den Spiegel »mit aller Kraft auf 
die andere Seite der glatten Fläche hinüber« 
gewünscht. Nun war ihm so, »als hätte ein 
Fremder sich in dieses Zimmer verirrt«. Zum 
Schluss nimmt ein imitator des bekannten 
Schauspielers seinen Platz ein und tanner 
steht als Fan, der dem Promi überraschend 
ähnlich sieht, vor seiner eigenen Villa und 
darf nicht herein. Der identitätswechsel 
schreitet voran: Jetzt ist ich wirklich ein an-
derer.

auch Kehlmanns neues Werk betört mit 
seinem federnd leichten erzählstil. Wieder 
ist mit Ruhm ein Werk von fast kristalliner 
Klarheit und Stringenz entstanden. Wie das 
feine lächeln der Mona lisa schwebt über 
dieser Prosa die für Kehlmann typische iro-
nie. Sie scheint uns zu sagen: es ist alles nicht 
so gemeint. unwillkürlich geht man auf Di-
stanz, noch zu den scheinbar anrührendsten 
Schicksalen.

Doch anders als in den beiden romanen 
zuvor, der Kunstbetriebssatire Ich und Ka-
minski (2003) und dem historischen roman 
Die Vermessung der Welt (2005) geht Kehl-
mann in Ruhm ganz nah an die Gegenwart 
heran. Von der Sterbehilfe über die esoterik 
bis zum Kommunikationswahn finden sich 
so ziemlich alle neuralgischen Punkte der 
modernen Massengesellschaft in den neun 
Geschichten, die sich zu einem roman run-

den sollen. Probleme bereiten eher Drama-
turgie und Personal.

Nun ist nichts einzuwenden gegen Figuren 
wie Du und ich. Doch von der moribunden 
rosalie bis zur pensionierten rundfunkre-
dakteurin Maria, die in der episode Osten 
während einer Journalistenreise in usbeki-
stan oder turkmenistan verloren geht, sind 
alle Charaktere in diesem Band so karikatur-
haft gezeichnete Figuren, dass man sie und 
ihre identitätsprobleme schon bald nicht 
mehr ernst nehmen kann.

Der unerklärliche rest, die melancholische 
unschärfe, die Kehlmanns Figuren bis dato 
stets umgeben hatte, hat sich in ruhm auf-

gelöst. Der internetsüchtige Mollwitz, an-
gestellter einer telekommunikationsfirma, 
der mit einem Monolog beweisen soll, dass 
sich sein autor im Chatjargon auskennt, ist 
so ein Fall. Pappkameraden haben eben keine 
Geheimnisse.

Natürlich ist das Banale absicht. Das 
merkt man schon daran, dass Kehlmann den 
Verzicht auf jeden reflektorischen Ballast, 
der seine Werke bis dato ausgezeichnet hat-
te, in ruhm aufgegeben hat. Hier rammt er 
so unübersehbar poetologische Marksteine 
ins Feld, dass der roman an ein Manifest 
erinnert. »ein roman ohne Hauptfigur! 
Verstehst du? Die Komposition, der Bogen, 

aber kein Protagonist, kein durchgehender 
Held«. Schon in einem der ersten Sätze wird 
der leser über die erzählabsicht informiert, 
als leo richter, »der autor vertrackter 
Kurzgeschichten voller Spiegelungen und 
unerwartbarer Volten von einer leicht steri-
len Brillanz« mit seiner Zufallsbekanntschaft 
elisabeth, einer aktivistin der »Ärzte ohne 
Grenzen«, zu einer reise aufbricht.

Diesem Motto folgt die Struktur des Bu-
ches. Die Krimiautorin Maria nimmt an der 
Journalistenreise nach Osten nur auf, weil 
leo richter die an ihn gerichtete einladung 
an sie weitergegeben hat. Mollwitz, der sei-
nem lieblingsschriftsteller richter auf einem 

Kongress begegnet, arbeitet bei dem it-un-
ternehmen, die Mobilfunknummern doppelt 
vergeben hat. Folglich hat der davon betrof-
fene elbling, der Held der ersten Geschichte 
Stimmen, das Gefühl, einem Doppelgänger 
auf der Spur zu sein. und so weiter und so 
fort.

Mit einem Wort: eine Geschichte spie-
gelt sich in der anderen: »Geschichten in 
Geschichten in Geschichten. Man weiß nie, 
wo eine endet und eine andere beginnt! in 
Wahrheit fließen alle ineinander.« Der ein-
zige Fixpunkt, der dieses rhizomatische Ge-
flecht zusammen hält, ist Miguel auristos 
Blancos, eine Schriftsteller-Figur, die dem 
brasilianischen Bestseller-autor Paul Co-
elho zum Verwechseln ähnlich sieht. alle 
Protagonisten von ruhm lesen seine Bücher, 
die titel tragen wie: Der Weg des Selbst zu 
seinem Selbst.

Das klingt nach avantgarde. ist aber keines-
wegs neu. auch nicht bei Kehlmann. Reflexi-
onen heißt in Ich und Kaminski der legendäre 
Bilderzyklus des Malers Manuel Kaminski, 
der im New Yorker Metropolitan Museum 
steht. auf ihm sind Spiegel zu sehen, die ei-
nander in unterschiedlichem Winkel gegen-
überstehen: »Grausilbrige Gänge in die un-
endlichkeit öffneten sich, leicht gekrümmt, 
erfüllt von unheimlichem, kaltem licht«. 
in Ruhm erblindet das Bild der unendlichen 
Verkettung, das Kehlmann im Kaminski-ro-
man so nachhaltig gelang. So grob wie er hier 
seine Geschichten verknüpft, handelt es sich 
weniger um ein »Spiegelkabinett«, wie der 
Verlag im Klappentext glauben machen will. 
eher denkt man an einen Makramee-teppich 
aus der Volkshochschule.

Nur mit diesem Motivbild der Postmo-
derne will es Kehlmann aber nicht bewen-
den lassen. in seinen neun Geschichten 
fächert er alle ihre essentials auf - von der 
ethik des erzählens bis zu den Gesetzen 
der Konstruktion. So liest sich Ruhm wie 
eine Gebrauchsanweisung für postmoderne 
Spieltheorie. es ist nicht ohne reiz, wie er 
rosalie und ihren autor leo richter darü-
ber streiten lässt, ob die alte Dame vielleicht 
doch überleben könnte. auch so, wie ihm 
die Geschichte mehr als einmal aus den vor-
geplanten Gleisen springt, bekräftigt das die 
gottgleiche autorität namens autor so, wie 
er sie zugleich entzaubert. und wenn der 
die leidende rosalie plötzlich anschnauzt: 
»aber du bestehst aus Wörtern. Da ist kein 
leidender, da ist niemand!« unterläuft er alle 
realistischen erwartungen an die Kunst. Sie 
ist nicht mehr als die erschaffung der Welt 
aus Sprache. Bei der ein Wort des autors 
genügt und schon geht es jeder erfindung 
wie dem Sterbehelfer. er ist »verweht zu 
Staub«. Bislang verbarg Daniel Kehlmann 
die regeln postmodernen erzählens hinter 
einer perfekt gearbeiteten Fassade täuschend 
lebensähnlicher Geschichten. in Ruhm sind 
sie nun so überdeutlich, so aufgesetzt, dass 
einem die klandestinen luftbuchungen der 
internationalen Finanzjongleure wie ein 
ausweis äußerster Kunstfertigkeit vorkom-
men.

Daniel Kehlmann Ruhm. Ein Roman in neun 
Geschichten. Rowohlt, Reinbek bei Hamburg, 
203 S., 18,90 E
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Der Erzähler  
ist immer im Bild: 
Museumsbesucher 
betrachtet  
René Magrittes 
Gemälde »La 
Reproduction«  
im Londoner  
Victoria and Albert 
Museum
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Randgänge
hörbar

Tradition und Fortschritt
Ein paar Jahre dauert der boom des 
hörbuchs nun schon an, und der Ver-
lust, den diese Karriere bedeutet, wird 
jährlich besser kenntlich. Regelgerech-
te hörspiele sind zu Liebhaberpro-
dukten geworden, deren herstellung 
den meisten Verlagen als zu aufwändig 
und zu teuer gilt. Entsprechend häu-
fig wird deren Innovationsunlust be-
klagt. Doch weniger die Zukunft als 
vielmehr die Vergangenheit haben die 
mittlerweile zahllosen »audiobook«-
Verlage aus dem auge verloren: Eben 
weil sie die Tradition ihres Mediums 
immer vehementer ignorieren, erschei-
nen ihre Produkte beständig gleichför-
miger und einfallsloser. Da muss erst 
der kleine hamburger Mairisch-Verlag 
auftreten und das Neue in Form einer 
»anthologie der freien hörspielszene« 
beschwören, um uns die Geschichte 
endlich wieder einmal ins Gedächtnis 
zu rufen. so also gibt sich der Fort-
schritt heute.

Tonbänder und Telefonate

20 stücke versammelt die zwei-
te »Pressplay«-anthologie auf einer 
MP3-cD, die erste Folge dieser – so 
steht zumindest zu hoffen – Reihe er-
schien vor gut zwei Jahren. auch dies-
mal, auf »Pressplay 2«, ist die Tradition 
so präsent wie sonst höchstens noch 
im Radio. Die stimme, das hören, die 
Räumlichkeiten – oder anders gesagt: 
das Nachdenken über das Medium – 
sind gewichtige Verhandlungsgegen-
stände dieser sammlung. Es wird mit 
Frequenzen, umfängen, Dopplungen 
und chören bis zur unverständlichkeit 
experimentiert; man erzählt von der 
Liebe zu einer haltestellen-Durchsa-
gerin (Nächster Halt), von mysteriösen 
Tonbändern, von Telefonaten, Gebeten 
in dunklen Nächten und polizeilichen 
Verhören; mit großer Lust wird sinn-
fällig gemacht, dass Erinnerung nicht 
allein eine optische angelegenheit, son-
dern auch eine akustische ist. 

Womöglich hindert das auge sogar 
die Evokation vergangener Gefühle: 
Wenn zu beginn von Der schlechteste 
Film aller Zeiten das pathetische Intro 
der Kinofilm-Produktionsfirma 20th 
century Fox ertönt, ist die Popcorn-
atmosphäre einfach da; ein betrachten 
des Logos hätte nicht annähernd den-
selben Effekt. und wenn in Den einen, 
die eine von ehemaliger Liebe die Rede 
ist, erkennt man das Geräusch im hin-
tergrund unschwer als das Zerreißen 
von Fotos – und hat selbstredend auch 
sofort eine Vorstellung von dem, was 
darauf zu sehen war. auch in A Come-
dy of Danger (bbc, 1924), das gemein-
hin als allererstes hörspiel gilt, ging es 
vor allem um die blindheit seiner Zu-
hörer, die handlung spielte im Dunkel 
eines bergwerks und wusste von sicht-
barem nur wenig zu berichten.

Erfundene Wirklichkeit

und noch eine weitere urszene des 
hörspiels erfährt auf »Pressplay 2« 
neue auslegungen. hans Flesch, künst-
lerischer Leiter der südwestdeutschen 
Rundfunkdienst aG ab april 1924, ist 
sicher nicht annähernd so bekannt wie 
Orson Welles, jedoch ging seine Ver-
wirrung von Realität und Fiktion, eine 
Montage avant la lettre namens Zauberei 
auf dem Sender, 14 Jahre vor dem Krieg 
der Welten auf sendung. Darin enterte 
eine Märchentante das studio und stör-
te den regulären ablauf. Das In- oder 
Durcheinander von Dokumentarischem 
und Inszeniertem hat bis heute offen-
sichtlich nichts von seiner Faszination 
eingebüßt, die »Pressplay«-anthologie 
präsentiert es in den verschiedensten 
Formen: als arrangement von echten 
oder erfundenen bruchstücken, die 
eine biografie ergeben (Sibylle, Junge); 
als absichtsvoll hilflose Klassifikation 
typischer bahn-szenen (Pendel, Baby!) 
oder Einholungsversuch früherer Zeiten 
(Siberstreif); als Kombination von wü-
tenden Monologen und Entspannungs-
cD-Texten (Gelöst, entspannt und lo-
cker) oder sinnvolle semantik einzelner 
Fragmenten (Der schlechteste Film aller 
Zeiten). Dass das schönste stück die-
ser cD, Die Stadt der Hundert-Meter-
Menschen, die Virtualität der Wirklich-
keit selbst zum Thema macht, indem es 
shanghai als erfundene stadt vorstellt, 
kann mithin kaum verwundern: Das ist 
hörspiel, genau!

Pressplay 2, Hg. von Claes Neuefeind. 
1 MP3-CD, ca. 380 Minuten. Mairisch 
Verlag, 15,90 Euro.

Katrin Schuster
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Ein Soldat der Volksbefreiungsarmee neben seinem Vorbild: Der Glaube versetzt Berge

Hans-Martin Schönherr-Mann

Heimat des Gewissens
ENtfrEmduNg  n  Von Marxens Marxismus ist eigentlich nicht viel mehr als die Moral geblieben. Zwei 
Einführungen zu einem überholten Ökonomen

Matthias Becker

Berge versetzen, Massen bewegen
märChEN  n  Von Maos Maoismus ist eigentlich nicht viel mehr als eine Projektionsfläche geblieben. Ein Band mit Materialien

Schon wieder Marx?« so fragt der Po-
litologe Michael berger in einer jüngst 
erschienenen Einführung zu dem deut-
schen Philosophen. Wofür soll so ein 

bändchen heute gut sein? Ist der stern des 
Mannes nach dem untergang der sowjetuni-
on nicht längst verblasst? Kehrt Marx etwa 
wieder, wenn der Kapitalismus gut 20 Jahre 
später wieder einmal sein unsoziales, unmo-
ralisches und inkompetentes antlitz zeigt?  
Oder droht erneut, was schon im Kommu-
nistischen Manifest von 1848 angekündigt 
wurde: »Ein Gespenst geht um in Europa – 
das Gespenst des Kommunismus«?

Vor einer solchen Perspektive muss man 
sich nicht gruseln. Trotz Linkspartei in 
Deutschland bleiben alt- oder Jungkom-
munisten heute weltweit marginal. Marx’ 
Geschichtsphilosophie, die dem Kapitalis-
mus den untergang und dem sozialismus 
den sieg prophezeite, scheiterte. Geschich-
te hat noch andere seiten als die berühmte 
Definition: »Die Geschichte aller bisherigen 
Gesellschaft ist die Geschichte von Klassen-
kämpfen.«

Die Geschichtswissenschaft faszinierte be-
sonders im 19. Jahrhundert. Nicht nur Marx 
glaubte, man könne aus der Geschichte Ge-
setze ableiten und vorausberechnen, wohin 
die weitere Entwicklung führen werde. Noch 
die härtesten antikommunisten starrten ge-
bannt auf den scheinbar unaufhaltsamen 
Vormarsch des sozialismus und gläubige 
Kommunisten opferten sich begeistert für 
die Weltrevolution. Doch das hat sich in je-
der hinsicht als Illusion erwiesen.

Marx gelang es nicht, die utopischen Vor-
stellungen der Frühsozialisten durch einen 
wissenschaftlich begründeten sozialismus 
zu ersetzen. Denn dieser stützt sich nicht nur 
auf die Geschichtswissenschaft, sondern auf 
Marx’ umfängliche ökonomische studien. 
sicherlich kann man darüber streiten, wel-
chen Wert diese analysen heute noch haben. 
Doch zentrale begriffe haben doch merklich 
an Relevanz verloren. 

Karl Marx‘ Theorien, dass der Profit ten-
denziell abnimmt, dass die Konkurrenz des 
großen Kapitals das kapitalistische Wirt-
schaftssystem letztlich in den bankrott 

treibt, haben sich nicht bestätigt. Gerade die 
sozialstaatlichen, ebenso wie die sozialisti-
schen bemühungen führen vor, dass man die 
Ökonomie nicht nachhaltig steuern kann. 
Insofern verwundert, dass der herausgeber 
Johannes Rohbeck fast zwei Drittel seines 
Marx-Readers mit dessen ökonomischen 
Erörterungen füllt, während er viele wich-
tige philosophische schriften nicht berück-
sichtigt.

Man kann Marx zugute halten, dass die ge-
scheiterten Versuche, den sozialismus einzu-
führen, in Entwicklungsländern stattfanden 
und damit unter ungünstigen Vorzeichen 
standen. Trotzdem bleibt von seiner histo-
rischen wie von seiner ökonomischen Pers-
pektive primär nur noch ein moralischer Ton, 
der Marx heute populär macht. Die dialekti-
sche Ironie dabei: Moral galt Marx immer als 
Moral der herrschenden. Nicht mit Moral 
würde die Welt humaner gestaltet werden, 
sondern durch den historischen Fortschritt, 
notfalls auch mit Gewalt.

Trotzdem war Marxens Motiv zutiefst 
moralisch. In seinen Frühschriften von 1844 
hängt er noch der auffassung an, dass die 
arbeit den Menschen entfremdet, wenn er 
unter inhumanen bedingungen arbeiten 
muss. Von dieser Kritik führt der Weg einer-
seits in jene hedonistische Generation von 
heute, die nicht mehr allein um des Geldes 
willen arbeiten wollte. andererseits definiert 
Marx den Menschen als arbeitendes Wesen – 
ein hochmoralischer Gedanke, der sich der 
calvinistischen Ethik verdankt und in dem 
man einen Vorläufer dessen erkennen kann, 
was heute mit dem begriff »Workaholic« 
gemeint ist.

später konzentriert Marx seinen Entfrem-
dungsbegriff darauf, dass der arbeiter ausge-
beutet wird, dass er mehr Wert schafft, als er 
als Lohn bekommt. Diesen Mehrwert eignet 
sich der unternehmer als Profit an. Das war 
aber nicht als moralische, sondern als öko-
nomische Kritik gemeint. Einen gerechten 
Lohn kann es für Marx im Kapitalismus im 
Grunde überhaupt nicht geben.

Doch hat sich diese Kritik längst in eine 
moralische verwandelt: Wenn man nicht 
allzu schlecht bezahlt wird, freut man sich 
am Job und fühlt sich keineswegs ausge-
beutet. Übrig bleiben dann die moralischen 
Forderungen nach Mindestlohn und nach 
angemessener bezahlung, also nach sozialer 
Gerechtigkeit.

Marx’ Idee einer Weltrevolution transfor-
miert sich heute in die weltweite bekämp-
fung der armut als moralischer anspruch an 
die Politik, mit der Organisationen wie attac 
regelmäßig G8-Gipfel begleiten. Lange Zeit 
besetzte Papst Johannes Paul II. die Themen 
armut und soziale Gerechtigkeit mehr als 
irgendeine Linke. Die bemächtigt sich ihrer 
nun langsam wieder, aber nicht mehr in re-
volutionärer absicht, sondern in etwa so, wie 
Marx es 1844 der Religion attestiert: »Das re-
ligiöse Elend ist in einem der ausdruck des 
wirklichen Elendes und in einem die Protes-
tation gegen das wirkliche Elend.«

so ist Marx in gewisser hinsicht wieder 
populär, aber als Moral, wo das Gewissen 
eine heimat findet, nicht mehr als revoluti-
onäre Theorie. Wenn er dabei selbst in den 
Verdacht gerät, wie die Religion nicht mehr 
als »das Opium des Volkes« zu sein, so darf 
man sich damit trösten, dass eine drogenfreie 

Gesellschaft nur für calvinisten erstrebens-
wert ist.

Man muss es einmal deutlich sagen: Mar-
xens berühmte 11. Feuerbachthese – »Die 
Philosophen haben die Welt immer nur 
verschieden interpretiert, es kömmt darauf 
an, sie zu verändern« – lässt sich nicht mehr 
halten. Will man wirklich auf eine Revoluti-
on hoffen, die notorisch in bürgerkrieg aus-
artet? auch berger gelangt am Ende seiner 
kleinen Einführung zum Problem der Moral: 
»Nüchtern hat (Marx) alle überzeitlich reli-
giösen und philosophischen begründungen 
von Normen auf den boden der Geschichte 
zurückgeholt.« Damit aber verschwindet das 
Problem von Moral und Gerechtigkeit nicht, 
sondern wird noch schwieriger. Marx, muss 
berger zugestehen, weiß auf diese heraus-
forderungen keine antwort.

so könnte man versucht sein, auch den 
anderen berühmten satz von Marx aus der 
Deutschen Ideologie umzudeuten: »Nicht 
das bewusstsein bestimmt das Leben, son-
dern das Leben bestimmt das bewusstsein.« 
Ohne bewusstseinsänderung wird sich das 
Leben nicht ändern. Machen wir aus Marx 
einen Moralisten! Dann setzt er mit seinen 
Idealen vielleicht die Werte, an denen man 
sich in einer demokratischen Gesellschaft 
orientieren sollte.

Karl marx. Philosophische und ökonomische 
Schriften. Hrsg. Von Johannes Rohbeck u. 
Peggy H. Breitenstein, Reclam Universal Bib-
liothek, Stuttgart 2008, 390 S., 9 E

michael Berger Karl Marx. UTB Profile, Stutt-
gart 2008, 98 S., 9,90 E

Der bürgerkrieg war noch nicht ent-
schieden, die Volksrepublik existierte 
noch nicht, als Mao Zedong im Jahr 
1945 dem 7. Parteitag der Kommu-

nistischen Partei chinas ein Märchen erzähl-
te. Es war das alte Gleichnis vom närrischen 
alten Yü Gung, der beschließt, die zwei 
berge vor seiner haustür abzutragen. Ein 
anderer Greis namens »Weiser alter« lacht 
ihn aus, denn das Vorhaben ist offensichtlich 
unmöglich. aber Yü Gung macht sich unver-
drossen an die arbeit. »Das rührte Gott, und 
er schickte zwei seiner boten auf die Erde, 
die beide berge auf dem Rücken davontru-
gen«, heißt es in der Geschichte, die Mao nun 
folgendermaßen auslegte: Die berge seien der 
Feudalismus und der Imperialismus, der när-
rische alte entspricht der kommunistischen 
Partei – und Gott? »unser Gott ist niemand 
anders als die Volksmassen chinas. Wenn 
sich das ganze Volk erhebt, mit uns gemein-
sam diese berge abzutragen, sollten wir sie da 
etwa nicht abtragen können?«

Der Narr ist weise und der Weise dumm – 
was mögen die versammelten Kader gedacht 
haben, als ihr frisch gewählter Parteivorsit-
zender ihnen dieses mystische (daoistische, 
nicht maoistische) Gleichnis präsentierte? 
Mit der Geschichte vom närrischen alten 
lässt sich der Maoismus recht gut charakteri-
sieren. Nicht der Glaube versetzt berge, son-
dern Opferbereitschaft und anstrengung. 
Mao und seine anhänger zeigten schon da-
mals, lange vor der Kulturrevolution, eine 
fatale Neigung zum Voluntarismus.

In dem neuen sammelband über Ideen-
geschichte und revolutionären Geist des 
Maoismus ist die schöne Geschichte von Yü 
Gung leider nicht enthalten, dafür aber viele 
andere aufschlussreiche Texte, vom Großen 
Vorsitzenden selbst und von einigen seiner 
anhänger. Der band ist klar und sinnvoll 
gegliedert und die beste Veröffentlichung 
über die chinesische Revolution seit langer 
Zeit. Deer herausgeber Felix Wemheuer ist 
zwar durchaus kritisch, aber er denunziert 
den Mann nicht. Mao Zedong erscheint hier 
weder als machtbesessener Dämon, noch als 
held. stattdessen werden seine Konzepte 
historisch eingeordnet.

als marxistischer Theoretiker war Mao si-
cher kein Genie (übrigens auch nicht als Mi-
litärstratege, wie Wemheuer en passant klar 
macht). Was also bleibt vom »Maoismus«? 
Nicht viel. Interessant ist er aus historischen 

Gründen. Die chinesischen Kommunisten 
teilten das Problem der bolschewisten – bau-
ern, nicht die Proletarier waren das entschei-
dende subjekt der Revolte. Maos Genie glich 
dem Lenins auch insofern, als dass beide mit 
den Vorstellungen von Karl Marx brachen 
und den Übergang von einer feudalistischen 
zu einer sozialistischen Gesellschaft für mög-
lich hielten – wohlgemerkt: unter der Füh-
rung einer kommunistischen Partei. 

Im Gegensatz zu Lenin war Mao aber klar, 
dass diese Modernisierung mittelfristig auch 
dem Kapitalismus den Weg bereiten könne. 
Theoretisch wie praktisch suchte er nach 
einer antwort auf die Gefahr einer »kapi-
talistischen Restauration«. Immer wieder 
mobilisierte er die »Massen« gegen die bü-
rokratisierung innerhalb seiner Partei und 

gegen die »Machthaber des kapitalistischen 
Weges«, wie es später in der Kulturrevolu-
tion hieß.

Gerade der Gedanke einer Revolution in 
Permanenz machte den Maoismus für die 
Neue Linke in Europa und Nordamerika 
attraktiv. sie interpretierte Mao anti-stalinis-
tisch, als Gewaltkur gegen das Verknöchern 
der Revolution – ein produktives Missver-
ständnis. so lobte im Jahr 1970 die italieni-
sche Zeitung Il Manifesto, die chinesischen 
Revolutionäre hätten die Vorstellung einer 
Revolution in zwei Etappen – vom sozialis-
mus zum Kommunismus – überwunden und 
setzten deshalb »auf eine parallele beschleu-
nigung der strukturellen und politischen 
Transformation«: »Die chinesische Revolu-
tion greift die Produktionsverhältnisse und 

die Produktionsweise an, betont die Frage 
der Egalität, kritisiert die hierarchie, wel-
che durch die gesellschaftliche Teilung der 
arbeit entsteht, verneint die vermeintliche 
Neutralität von Wissen und Technik.«

 Die entsprechende Parole »Die Politik 
nimmt das Kommando!« fand nach 1968 
auch im Westen zahlreiche anhänger, da-
runter erstaunlich viele Intellektuelle, die 
heute Redaktionen, Parteizentralen, hier 
und da sogar sogar unternehmensvorstände 
bevölkern. »Vielleicht ist auf dem Gebiet der 
Theorie der ›falsche‹, im Westen konstruier-
te Mao interessanter als der ›echte‹ Mao«, 
schreibt Wemheuer. In seinem buch finden 
sich Texte des französischen Ökonomen 
charles bettelheim, der italienischen Linken 
Rossana Rossanda und auch die Mitschrift 
einer Diskussion von 1971 über Volksjustiz 
durch die Gerichte oder die Massen?. Es dis-
kutierten damals benny Lévy, der damalige 
Vorsitzende der französischen maoistischen 
Partei »Gauche Prolétarienne«, und ein ge-
wisser Michel Foucault – ein in jeder hin-
sicht merkwürdiges Dokument.

Lévy und Foucault debattieren die (be-
denkenswerte) Frage, welche Rolle das 
bürgerliche Recht und die Justiz in einer 
Übergangsgesellschaft spielen können. Es 
geht mithin um revolutionäre Gewalt, und 
Lévy ist merklich unwohl dabei, diese der 
spontaneität der Massen zu überlassen. »In 
einem Land wie Frankreich« werde man 
»wahrscheinlich« nicht alle unternehmer 
hinrichten, sagt er, »mit den vielen kleinen 
und mittleren unternehmen würde das zu 
viele Leute ausmachen.« und der Philosoph, 
der große Foucault? Er widerspricht: »Die 
Massen werden eine art und Weise finden, 
mit ihren Feinden abzurechnen.« Jeder Ver-
such, die revolutionäre Gewalt in der Form 
des bürgerlichen Rechts einfangen zu wol-
len, sei falsch. auf die konkrete situation in 
china geht er wohlgemerkt nicht ein. Nach 
schätzungen wurden in der Kulturrevolution 
zwischen 750.000 und anderthalb Millionen 
Menschen umgebracht. Das Dokument zeigt 
eindrucksvoll, was die chinesische Revoluti-
on für die westlichen Intellektuellen vor al-
lem anderen war: Projektionsfläche.

felix Wemheuer (Hg.) Maoismus: Ideenge-
schichte und revolutionärer Geist. Edition 
Linke Klassiker. Promedia. Wien 2008, 176 
S., 12,90 E
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Dirk Friedrich Liesemer

Das Geheimnis des neunarmigen Drachens 
Wettlauf  n  Biologen bleibt kaum noch Zeit, die erstaunliche Artenvielfalt am Mekong-Delta zu entdecken. Die Urwälder der Flussregion sind am Verschwinden

Ihre Hautschuppen schimmern farngrün, 
ihre Augen leuchten senfgelb und sind 
mit einem haarfeinen schwarzen strich 
gezeichnet: Die schlange Trimeresurus 

gumprechti gilt als eine der wunderlichsten 
erscheinungen, die wissenschaftler zuletzt 
im Regenwald südostasiens entdeckt ha-
ben. ein Foto ihres gewaltigen Konterfeis 
schmückt nun den Titel eines aktuellen Re-
ports der Umweltorganisation wwF, der 
von einem bislang ungeahnten Artenreich-
tum in der Region Greater Mekong erzählt. 
Biologen und Taxonomen sichteten dort in 
den vergangenen zehn Jahren über tausend 
neue Tier- und Pflanzenarten, was selbst 
Öko-Pessimisten begeistert. 

wissenschaftler berichten heutzutage nur 
noch selten von überraschenden Tier- und 
Pflanzenfunden, ganz gleich, wo in der welt 
sie forschen. Meist handelt es sich um ent-
deckungen einzelner Arten. so war es eine 
Ausnahme als im Dezember eine deutsch-
britische Biologengruppe mitteilte, sie habe 
auf den south Orkney islands nahe der Ant-
arktis einen Artenreichtum gefunden, der 
größer sei, als jener auf den Galapagos-inseln 
vor südamerika. ein anderes Forscherteam 
sichtete im Jahr zuvor in den Tiefen vor Raja 
Ampat bei neuguinea eine ungewöhnliche 
Fülle an Riffbarschen und Korallenbänken. 
Die Funde in südostasien dürfen gleichwohl 
als außergewöhnlich gelten, schon weil im 
Greater Mekong noch halbwegs unberührte 
Urwälder stehen und es sich nicht um entle-
gene inseln oder Meere handelt. 

Tellergroße Spinnen und Frösche mit 
grünem Blut
Obwohl die wildnis am Greater Mekong seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts erforscht wird, 
bleibt das wissen über die naturregion be-
grenzt. Die Urwälder mit ihren zahlreichen 
Ökosystemen und Klimazonen sind so we-
nig bekannt wie die genaue Quelle des Flus-
ses, der im tibetischen Hochland entspringt 
und Chinas süden durchfließt. Als gewalti-
ger Fluss windet er sich an Laos, Burma und 
Thailand vorbei, strömt durch Kambodscha, 
bewässert dort Zuckerrohr- und Reisfelder, 
bevor er sich in Vietnam über ein neunarmi-
ges Delta ins südchinesische Meer ergießt, 
einer Legende nach  »neunarmiger Drache« 
genannt. Geschätzte 25.000 Arten sollen in 
der Region leben. so viele wie nirgendwo 
sonst in der welt auf so engem Raum. Ledig-
lich im weitaus größeren Amazonasbecken 
wimmeln noch mehr Tierarten. 

Günter Bartsch 

Wenn Gene lügen
Grüne Woche  n  Wie die Lobbyisten der Agro-Gentechnik mit dem  
Hunger in der Welt für ihre Produkte werben

Hier in europa scheinen sie bisher 
keinen großen erfolg zu haben, die 
Hersteller von genetisch veränderten 
Agrarprodukten. Auf der interna-

tionalen Grünen woche, die noch bis zum 
25. Januar in Berlin stattfindet, sucht man sie 
jedenfalls vergeblich. was nicht heißen soll, 
dass die Agrarkonzerne nicht auch hierzu-
lande mit großem einsatz für ihre interessen 
kämpfen. Doch ihre strategie ist subtiler, 
um nicht zu sagen: perfider. Am Rande der 
Messe kann man ihre Lobbyisten beobach-
ten, wie sie ihre bekannte Botschaft unter die 
Leute bringen: Um den Hunger in der welt 
zu bekämpfen bräuchte es Hightech und vor 
allem der »Grünen Gentechnik«. – Unabhän-
gige Untersuchungen, wie beispielsweise der  
weltagrarbericht, sehen das freilich nicht so. 

Gelegentlich liest man, die Agro-Gen-
technik sei ein leuchtendes Beispiel, wo es 
nichtregierungsorganisationen gelungen 
sei, sich erfolgreich gegen die Großindustrie 
durchzusetzen. in der Tat: in Deutschland 
ist der Anbau von gentechnisch verändertem 
Mais laut Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit im vergange-
nen Jahr gegenüber 2007 nur geringfügig 
von 2685 Hektar auf 3171 Hektar gestiegen. 
noch immer sind es nur 0,15 Prozent des 
gesamten Mais-Anbaus in der Bundesrepu-
blik  und nur eine einzige sorte, »Mon810« 
des Us-Herstellers Monsanto, ist in der eU 
für den kommerziellen Anbau zugelassen. so 
genannte »Freisetzung«, also die örtlich und 
zeitlich begrenzte Ausbringung gentechnisch 
veränderter Organismen zu Forschungszwe-
cken, hat sogar abgenommen: von 68 auf 36 
Hektar. Diese entwicklung ist zweifelsohne 
auch ein erfolg der Umweltverbände, die vor 
den Risiken der Agro-Gentechnik öffentlich 
gewarnt haben.

Zum Optimismus gibt es trotzdem keinen 
Anlass. Hinter den Kulissen trommeln die 
Lobbyisten so laut wie je – beispielsweise in 
den sälen des internationalen Congress Cen-
trums gleich hinter der Messe. Dorthin luden 

im Greater Mekong sichteten die wis-
senschaftler nicht nur tellergroße spinnen 
und exotische Frösche wie der Chiromantis 
samkosensis, der grünes Blut und türkisfar-
bene Knochen besitzt. sie entdeckten auch 
neue Vögel, schildkröten, Pflanzen, Fische, 
Amphibien und vor allem säugetiere – in 
nur vier Jahren erfassten sie drei bislang un-
beschriebene, größere Huftiere, insgesamt 
sogar 15 säuger. in den zuvor vergangenen 
fünf Dekaden wurde laut wwF weltweit 
lediglich eine einzige größere säugetierart 
gefunden. Für Zoologen scheint die Zeit der 
entdeckungen in südostasien gerade erst an-
gebrochen. 

Dass sich die Biodiversität am Mekong bis 
heute überhaupt so gut erhalten hat, ist nicht 
zuletzt riesigen Bergmassiven, Monsumen, 
Flutregionen, dichten Mangrovenwäldern 
und Konflikten geschuldet. Die Kriege in 
Vietnam und um Kambodscha verhinderten 
lange, dass sich Gesellschaft und wirtschaft 
entwickeln konnten. Doch nun erobern 
Tabak- und Maisplantagen den strom, für 
schiffe und Tourismus wird er eingedeicht, 
China plant zwölf staudämme, und aus dem 
Tonle-sap-see fangen kambodschanische 
Fischer jährlich sieben Millionen wasser-
schlangen für Krokodilfarmen, was bald zur 
Überfischung des sees führen dürfte. 

seit 1990 fielen jährlich fast drei Millio-
nen Hektar Dschungel neuen Kaffee- oder 
Kautschuk-Plantagen zum Opfer. Derzeit 
finanziert die Asian Development Bank drei 
Transportkorridore, über die erz- und Mi-
neralvorkommen erschlossen werden sol-
len, und sie fördert 150 staustufen zur Ge-
winnung von elektrizität und wasser zur 
Felderbewässerung.  wwF und UneP – die 
Umweltorganisation der Vereinten natio-
nen – führen schon fünf Primaten wie den 
Tiger und den Asiatischen elefanten auf der 
Roten Liste der gefährdeten Arten. 70 Pro-
zent der säugetierarten gelten als bedroht. 
Die naturregion stufen sie bereits als »emp-

findlich« ein, womit diese im Vergleich mit 
Amazonas- und Kongobecken eher noch gut 
dasteht.  

Die staaten der Region haben in den neun-
ziger Jahren erste Gesetze zum schutz der 
Umwelt erlassen. Rund zehn Prozent des 
Greater Mekongs sind naturschutzgebie-
te, und kürzlich setzte Thailand auf einer 
Konferenz durch, dass jeder kommerzielle 
Handel mit dem gefährdeten iriwadi-Delfins 
verboten ist. Doch nicht immer scheinen sich 
die Regierungen an ihre Regeln gebunden zu 
fühlen. Umweltdetektive der britischen Or-
ganisation Global Witness beschuldigen kam-
bodschanische Minister, die Plünderung der 
uralten wälder zu dulden und sogar vom ille-
galen Verkauf der edelhölzer zu profitieren, 
womit sie gegen Landesgesetze verstießen. 
Analysen der FAO – einer Unterorganisati-
on der Vereinten nationen – bestätigten den 
massiven, unerlaubten Holzeinschlag: in nur 
fünf Jahren soll Kambodscha ein unglaubli-
ches Drittel seiner Urwaldflächen gerodet 
haben. Auf manchem Brachland breiten sich 
derweil nun Ölbaumplantagen aus.

Überlegene Ökonomie der 
Naturkreisläufe
Den Regenwald können solche Plantagen 
nicht ersetzen. Gleichwohl erobern diese oft 
für den export gepflanzten Monokulturen ra-
sant die Region. wie Biologen jüngst zeigten, 
überleben in den Ölbaumhainen im schnitt 
weniger als ein sechstel aller Vögel, Fleder-
mäuse, Ameisen und anderer Tiere, die zuvor 
in den Urwäldern beheimatet waren. Vermut-
lich sind dies sogar optimistische schätzun-
gen: Denn das Arteninventar eines tropischen 
Regenwaldes sei wesentlich schwieriger zu 
erfassen als das einer Ölbaumplantage, schrei-
ben die Forscher in der Oktoberausgabe der 
Fachzeitschrift Trends in Ecology and Evolu-
tion. Für artenreicher halten sie in ihrer stu-
die selbst wälder, die forstwirtschaftlich ge-
nutzt werden, oder Plantagen, die auf Kakao, 
Gummibaum oder Kaffee setzen. nicht zu-
letzt westliche Länder aber fragen das Palmöl 
immer massiver nach: für Kosmetikprodukte, 
Lebensmittel und Biokraftstoffe.

wie kostspielig der Verlust der natur zu 
Buche schlägt, versuchen wirtschaftswissen-
schaftler weltweit seit Jahren zu berechnen. 
Um möglichst exakte Preise zu bestimmen, 
fragen sie dabei, wie ökonomisch die Pro-
duktivität einzelner Ökosysteme ist: wel-
chen finanziellen wert besitzen etwa nähr-
stoffzyklen oder wasseraustausch für eine 
Region? Der wirtschaftliche nutzen eines 
Hektar Regenwaldes in Kambodscha beträgt 
danach umgerechnet 1.300 euro jährlich. Da-
rin enthalten sind die werte der wälder für 
den Klimaschutz, als (geschätztes) Reservoir 
unentdeckter Heilpflanzen und deren Puf-
ferfunktion in den stoffströmen. einkalku-
liert wird ferner, wie wertvoll die wälder als 
nahrungs- und Brennholzquelle für lokale 
siedler sind. werden sie gerodet, erreichen 
die Gewinne aus dem Holzverkauf kaum ein 
Zehntel des ursprünglichen Betrages. 

Ähnliches gilt für die Mangrovenwälder 
Thailands. Deren wirtschaftsleistung beträgt 
auf jedem Hektar rund 2.100 euro jährlich. 
in den Berechnungen wird beispielsweise be-
achtet, dass die Mangroven einen künstlichen 
Flutschutz ersetzen, Jungfischen als Aufzucht-
raum dienen, einen maßvollen Tourismus er-
möglichen und der lokalen Fischerei sichere 
Fänge garantieren. sobald die Gezeitenwäl-
der gefällt werden, sinkt der (privatisierte) 
Gewinn dort auf kaum ein Drittel, trotz der 
erlöse aus neuen Fischfarmen. in vielen Fällen 
schlägt die Ökonomie der naturkreisläufe die 
Produktivität menschlicher wirtschaftssyste-
me – im Greater Mekong wie anderswo.

während Biologen wie edward O. wilson 
von der Harvard-Universität das Konzept 
der  »Biophilie« – einer (angeborenen) Lie-
be zur natur – durchaus erfolgreich in ih-
rer Disziplin propagieren und auf ein neues, 
romantisches naturverständnis hoffen, be-
fürchten andere, dass die Urwälder im Grea-
ter Mekong in wenigen Jahren verschwinden 
könnten. »Die Dokumentation der Biodi-
versität ist längst ein Rennen gegen die Zeit«, 
sagte Raoul Bain, spezialist für Artenvielfalt 
am new Yorker American Museum of natu-
ral History zur wwF-studie. Die Artenviel-
falt sei bislang kaum verstanden, doch schon 
einem ungeheuren Druck durch wachsende 
Bevölkerungen ausgesetzt. 

Ausgerechnet auf einem Marktplatz in 
Laos entdeckten die Biologen des wwF eine 
längst verschwunden geglaubte Art wieder. 
Zwischen ständen und Abfällen tummelten 
sich nager, die dem eichhörnchen ähnlich 
sehen: Laotische Felsenratten. sie galten seit 
elf Millionen Jahren als ausgestorben.  n

die Agrarlobbyisten das Fachpublikum zum 
Beispiel zu einer Podiumsdiskussion über das 
Thema »welternährung 2020«. Vertreter der 
industrie saßen da beisammen und sprachen 
über »innovative Lösungen bei begrenzten 
Ressourcen« – prominent besetzt unter an-
derem mit stefan Marcinowski, BAsF-Vor-
standsmitglied und Vorsitzender der Deut-
schen industrievereinigung Biotechnologie. 
seine Botschaft ist eingängig: Die weltbe-
völkerung explodiert, der Lebensstandard 
steigt, der energiebedarf wächst – also muss 
die Agrarproduktion gesteigert werden, ja, in 
den kommenden zwanzig Jahren sogar ver-
doppelt. Das Ackerland könne nicht weiter 
beliebig ausgedehnt werden, auch wasser 
sei limitiert. Daher müsse effizienter gewirt-
schaftet werden: mittels Mechanisierung, 
Düngemitteln, Züchtung und Pflanzen-
schutz – vor allem aber mit Hilfe der Grünen 
Biotechnologie. »wir brauchen eine zweite 
grüne Revolution«, fordert Marcinowski. 
»Zweite Grüne Revolution«, das ist der slo-
gan eines ganzen industriekonglomerats, zu 
dem auch die Firma Bayer gehört.

europa hinke der entwicklung hinterher, 
meint Marcinowski, und das schmerze ihn 
ganz besonders, weil die Grundlagen der 
Technologie durch hiesige Forschung ge-
schaffen worden sei. in den UsA will BAsF 
zusammen mit Monsanto jetzt die erste ge-
netisch zur Trockentoleranz modifizierte 
Maispflanze auf den Markt bringen, kündigt 
Marcinowski an. Gentechnik-Kritiker such-

te man bei der Veranstaltung vergebens, da-
für waren dort auch Vertreter des Deutschen 
Bauernverbands und der Bundesvereinigung 
der Deutschen ernährungsindustrie.

Die Kommunikations-strategie ist klar: Je-
der, der gegen die Grüne Gentechnik kämpft 
– aus »ideologischen Gründen« – versündige 
sich an den Hungernden der welt. Da die 
Politik auf dieses Argument bislang kaum 
reagiert hat, greifen die Unternehmen auch 
zu härteren Bandagen: BAsF hat im ver-
gangenen Jahr zunächst einen offenen Brief 
über Zeitungsannoncen verbreitet, um der 
eU-Kommission Druck zu machen, die 
Gen-Kartoffel Amflora zu genehmigen. 
Und anschließend drohte Marcinowski mit 
der Verlagerung der Produktionsstätten ins 
Ausland. Zuletzt klagte die BAsF auf dem 
Rechtsweg gegen die Kommission wegen an-
geblicher Verschleppung des Verfahrens.

Umweltaktivisten kritisieren diese Lobby-
ing-Methoden heftig: »Das Thema welter-
nährung ist nichts weiter als ein Deckmantel 
für industrieinteressen«, beklagte der Vor-
sitzende der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft und Grünen-europaabge-
ordnete Friedrich wilhelm Graefe zu Ba-
ringdorf im Vorfeld der Grünen woche.

Der von der weltbank angestoßene welt-
agrarbericht, erarbeitet von wissenschaft-
lern und Regierungsvertretern, gibt Graefe 
recht: Der Bericht empfiehlt, nicht die Pro-
duktionssteigerung in den Mittelpunkt der 
Hungerbekämpfung zu stellen, sondern die 

lokale ernährungssicherheit, etwa durch die 
stärkung kleinbäuerlicher strukturen. Agro-
Gentechnik beurteilt der Bericht skeptisch: 
ihr nutzen sei viel zu optimistisch einge-
schätzt, die tatsächlich nachgewiesenen er-
tragszuwächse eher bescheiden, manchmal  
10 bis 33 Prozent mit starken jährlichen  
schwankungen, in anderen Gebieten kam es 
sogar zu ertragsrückgängen.

Das Bundesamt für naturschutz hat kürz-
lich in einem Positionspapier auf die Risiken 
der Gentechnik für die biologische Vielfalt 
hingewiesen. ein nachhaltiger nutzen sei 
bisher nicht nachgewiesen. Alternative na-
turverträgliche Lösungsansätze stünden viel-
fach bereits zur Verfügung.

im »Kritischen Agrarbericht«, der jährlich 
zur Grünen woche herausgegeben wird, räu-
men die Publizistin Ute sprenger und Heike 
Moldenhauer, Leiterin des Referats Agro-
Gentechnik beim BUnD, mit den »Heilsver-
sprechen« der Agro-Gentechnik auf: nicht 
an den so oft versprochenen trockentole-
ranten nutzpflanzen mit höheren erträgen 
werde vorrangig geforscht. Vielmehr würden 
Pflanzen entwickelt, die das Kerngeschäft der 
Unternehmen absicherten: den Verkauf von 
spritzmitteln. eine von der grünen Bundes-
tagsabgeordneten Ulrike Höfken in Auftrag 
gegebene studie zeigt zudem, wie die Agrar-
industrie über Tarnkappen-Organisationen, 
wissenschaftler und Behörden versucht, ihre 
interessen durchzusetzen.

Die Umweltverbände haben erkannt, dass 
sie gegen die Lobbyarbeit der industrie wei-
terhin anarbeiten müssen. im Rahmen der 
Grünen woche haben sie einige Aktionen 
gegen die Agro-Gentechnik angestoßen: 
Beispielsweise sammelt der BUnD Unter-
schriften, um die Lebensmittelkette ede-
ka dazu zu bringen, ihre Produkte mit der 
Kennzeichnung »Ohne Gentechnik« zu ver-
sehen. Greenpeace hat eine initiative gestar-
tet, Molkereien zu motivieren, auf Milch von 
Tieren, die mit Gen-soja gefüttert wurden, 
zu verzichten. n
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Die Initiative »Pro Reli« wird von 
allen größeren Kirchen Berlins und 

parteiübergreifender Prominenz 
(unter anderem Wolfgang Thierse, 

Desiree Nick, Andrea Fischer und Tita 
von Hardenberg) unterstützt. Sie gab 

am Wochenende bekannt, inzwischen 
195.000 Unterschriften für ihr 

Vorhaben – Religion per 
Volksentscheid zum Wahlpflichtfach – 

gesammelt zu haben. 170.000 
Unterschriften waren notwendig. Der 
Volksentscheid wird vorraussichtlich 

Anfang Juni stattfinden
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Frieder Otto Wolf

Religion als Ethik?
KulturKampf  n  Die Initiative »Pro Reli« irrt. Der Staat wird nicht in der Lage sein,  
den Kirchen ihre verloren gegangene Bedeutung in der Gesellschaft wieder zu bringen

freiwilligen SchülerInnen durch ein »ordent-
liches Zwangsverhältnis« ersetzt würde.

Dass »Pro reli« das Vorhaben, alle Berliner 
SchülerInnen auf die teilnahme entweder am 
Ethikunterricht oder an einem religiös oder 
weltanschaulich verantworteten unterricht 
als »ordentliches Schulfach« zu verpflichten, 
mit der Parole »Freiheit« und »Wahlfreiheit« 
bewirbt, ist eine Paradoxie erster klasse. Die 
Initiatoren behaupten, sie würden sich mit 
dem Projekt gegen »staatliche Bevormun-
dung« wehren. Das zu verstehen, setzt den 
Nachvollzug einer erstaunlichen Auffassung 
voraus: Nämlich dass ethische Haltungen 
sich nur aus religion begründen lassen und 
der Staat daher alle ethischen Fragen den or-
ganisierten religionen zu überlassen hätte. 
Jede staatliche Wertevermittlung wird damit 
unter den Verdacht einer tendenziell totalitä-
ren Einmischung der Politik in eine religiös-
weltanschauliche »Intimsphäre« gestellt.

Diese Argumentation geht von einer syste-
matischen Prämisse aus, die alle nichtreligiö-
sen Menschen beleidigt, indem sie ihnen die 
Fähigkeit abspricht, eine »wirkliche Ethik« 
zu haben. Sachlich gibt es dafür kein Argu-
ment – außer dem theologischen Vorurteil, 
dass alle Menschen als solche »böse« seien 
(Erbsünde).

Auch historisch ist das ziemlich absurd. 
Denn gewöhnlich wurden Ethiken und Mo-
ralvorstellungen gerade dort und dann ent-
wickelt, wenn die »selbstverständliche« Ver-
bindlichkeit gemeinschaftlicher religions-
vorstellungen zu schwinden begannen oder 
wenn sich aufgrund von kulturbegegnungen 
oder religiösen Spaltungen die Aufgabe stell-
te, eine Ethik zu finden, welche über ver-
schiedene religionen und Weltanschauun-
gen hinweg als eine verbindliche Grundlage 
des Zusammenlebens funktionieren könnte.

Außerdem liegt dem ein verdrehtes Ver-
ständnis der Prozesse der Entkirchlichung 
zugrunde, wie sie sich seit der europäischen 
Aufklärung auf unterschiedlichen Pfaden 
vollzogen haben, und ein völliges unver-

ständnis für die in fast ganz Europa bis zum 
Anfang des 20. Jahrhunderts durchgesetzten 
trennung von kirche und Staat – als einer 
Bedingung von toleranz und gemeinsamer 
Verbindlichkeit ethischer Prinzipien. 

Auch wer den modernen Staat grundsätz-
lich als Herrschaftsstruktur kritisiert, selbst 
noch in seinen repräsentativ-demokrati-
schen Formen, wird daher nicht davon zu 
überzeugen sein, dass der Anspruch auf eine 
gemeinsam von allen Menschen zu erarbei-
tenden Grundlage des Zusammenlebens zu-
gunsten eines Ethikmonopols der kirchen 
(und der gleich zu behandelnden organisier-
ten Weltanschauungen) aufgegeben werden 
sollte. Der engagierte lebenskundeunter-
richt der humanistischen lehrerinnen ist 
selbstverständlich auch kein auf Allgemein-
verbindlichkeit angelegter Ethikunterricht. 
Er setzt vielmehr eine bestimmte weltliche 
lebensauffassung voraus, die ihrerseits ar-
gumentativ und tolerant vertreten wird und 
für deren staatliche Propagierung sie keines-
wegs eintreten.

Was»Proreli« will, läuft in der konse-
quenz auf das Projekt einer religiösen »Ver-
säulung« der deutschen Gesellschaft hinaus, 
dem gemäß sich jede und jeder erst einmal 
einer bestimmten religion zuordnen muss. 
Erst dann kann eine Verständigung über ge-
meinsame Grundlagen des Zusammenlebens, 
gleichsam im exklusiven Dialog der religiö-
sen, ermöglicht werden.

Ein derartiges Projekt wird heute keine In-
tegration der deutschen oder anderer euro-
päischer Gesellschaften mehr leisten können. 
Denn deren Mehrheit orientiert sich schon 
lange – trotz formell fortbestehender kirchli-
cher Zugehörigkeiten – in ihrem leben an sä-
kularen Modellen der lebensführung. So wie 
sie den Gegenstand der rationalen Auseinan-
dersetzung über ethische Fragen bilden. Was 
übrigens gut mit der Anerkennung religiöser 
und weltanschaulicher Vielfalt vereinbar ist. 
Ein staatlicher Ethikunterricht ist in diesen 
Gesellschaften daher nicht als Bevormun-

dung zu begreifen. Er kann hier vielmehr – 
nicht anders als der staatliche unterricht in 
Politik – einen wichtigen und auch in der ge-
botenen Pluralität konstruktiven Beitrag zur 
Qualifizierung der nötigen Debatten leisten.

Offenbar haben gerade maßgebliche teile 
der protestantischen 
kirchenführung ein 
Problem damit, dass 
ihre Erwartungen ent-
täuscht worden sind, 
nach dem Zusammen-
bruch der DDr unter 
der dortigen Bevölke-
rung kirchlichen Ein-
fluss zurück zu gewin-
nen. 

Aufgrund der historisch falschen Diagnose, 
der kirchliche Einflussverlust sei ein Effekt 
des »Staatsatheismus« boten sich derartige 
Erwartungen anscheinend an. Dass jetzt ein 
protestantischer kulturkampf eröffnet wird, 
um mithilfe staatlicher Verbindlichkeiten 
doch wieder den kirchlichen Einfluss aus-
zubauen (oder zumindest seinen weiteren 
rückgang einzudämmen), beruht auf dem 
mangelnden Begreifen, dass auch der bun-
desdeutsche demokratische Staat keineswegs 
dazu in der lage ist, dauerhaft die Bedeutung 
der kirchen in der Gesellschaft zu erhöhen.

Anstatt sich auf die rolle der kirchen als 
gleichberechtigten, aber nicht mehr vor-
herrschenden kulturellen Gemeinschaften 
einzulassen, wie sie die modernen europä-
ischen Gesellschaften für sie bereit halten, 
versuchen diese kirchlichen kulturkämpfer 
längst vergangene Verhältnisse wiederher-
zustellen, in denen die kirchen über die Sitt-
lichkeit konkreter Gemeinschaften gewacht 
haben. Der produktive Beitrag religiöser und 
kirchlicher Perspektiven zu einer ebenso to-
lerant wie ernsthaft um die Entwicklung der 
gemeinsamen kultur ringenden gesellschaft-
lichen Vielfalt kann auf diese Weise jedenfalls 
nicht zur Geltung kommen. Das haben nur 
die »Christen für Ethik« begriffen.  n

Das Volksbegehren der Initiative »Pro 
reli« operiert mit einer ganz ver-
trackten Dialektik: Im Namen der 
Wahlfreiheit soll religionsunterricht 

zum schulischen Pflichtfach gemacht wer-
den – wenn auch mit der Wahlmöglichkeit 
zwischen unterschiedlichen religiösen An-
geboten und dem staatlich verantworteten 
Ethikunterricht. Dennoch haben die Initia-
toren Erfolg gehabt. Sie haben die notwen-
digen Stimmen gesammelt, dass es nun in 
in der Hauptstadt zu einem Volksentscheid 
kommt. 

Die Verpflichtung am religionsunter-
richt teilzunehmen gibt es in Berlin seit dem 
Schulgesetz von 1948 nicht mehr, das dann 
vom Grundgesetz – in dessen so genannter 
»Bremer klausel« – und 1950 auch von der 
Berliner landesverfassung sanktioniert wor-
den ist: Die teilnahme am religionsunter-
richt, den die kirchen 
mit staatlicher Finan-
zierung anbieten, ist in 
Berlin freiwillig.

Zugleich wird gegen 
ein neu eingeführtes 
schulisches Pflicht-
fach, Ethik in der Se-
kundarstufe I, unter 
Berufung auf die re-
ligionsfreiheit die Ein-
führung einer Abwahlmöglichkeit gefordert. 
Es soll also eine staatliche Verpflichtung auf 
religionsunterricht geben und zugleich soll 
der Staat darauf verzichten, alle Schulkinder 
auf den von staatlichen lehrern erteilten 
Ethikunterricht zu verpflichten. 

Dieses hoch dialektische Projekt tritt un-
ter dem Motto »Pro reli« auf – unterstellt 
also den GegnerInnen‚ gegen die religion zu 
sein. Vertreter einer religiosität und kirch-
lichkeit, die in der modernen trennung von 
kirche und Staat auch eine Befreiung sehen 
und Ethik nicht als eine immer nur religiös 
zu fundierende Haltung begreifen, haben 
sich demgegenüber in einer Initiative »Chris-
ten für Ethik« zusammengeschlossen – was 
immerhin etwas genauer benennt, worum 
es faktisch geht: um die Durchsetzung des 
Status eines Wahlpflichtfaches für weltan-
schaulichen Bekenntnisunterricht, der damit 
als ordentliches Schulfach an die Stelle des 
staatlich eingeführten Ethikunterrichts tre-
ten kann.

In Berlin kommt es nun zu einem Volksent-
scheid, der für die ganze republik das Ver-
hältnis von Staat und kirche neu definieren 
wird: Im Falle einer Ablehnung dieses Vor-
habens im Sinne einer bundesweit wirkenden 
Bestätigung der Grundintention des bisheri-
gen Berliner Modells der Gleichbehandlung 
der religionen und Weltanschauungen. Im 
Falle einer Annahme im Sinne einer Bestä-
tigung und konkretisierung des neuen An-
spruchs (vor allem) der protestantischen kir-
che auf eine staatliche Sanktionierung ihrer 
gesellschaftlichen Stellung. 

Es geht also um einen umgekehrten kul-
turkampf: Nachdem sich der wilhelminische 
Staat jedenfalls grundsätzlich von kirchli-
cher Bevormundung befreit hatte, soll jetzt 
der demokratische Staat wieder ausdrücklich 
zugestehen, dass er von religiösen Vorausset-
zungen lebt, die allein die kirchen schaffen 
können. 

Die FürsprecherInnen der Initiative »Pro-
reli« verlangen nach staatlich durchgesetzter 
Verbindlichkeit in ihrem Sinne. In einer Situ-
ation, in der – auch schon vor der Einführung 
des Ethikunterrichtes – die Zahl der Schüle-
rinnen beständig abnimmt, die am protestan-
tischen religionsunterricht teilnehmen, wol-
len sie das Berliner Modell des freiwilligen 
religions– und Weltanschauungsunterricht 
abschaffen und das in der übrigen republik 
bestehende Modell des staatlicherseits ver-
bindlich gemachten religions – oder Weltan-
schauungsunterrichts auch in Berlin (wieder)
einführen.

Das hat seine rein rechnerisch begreifbare 
»unterrichtstechnische« rationalität: Weil 
mit dem Wahlpflichtfachmodell die Freiheit 
wegfiele, einfach unterrichtsfrei zu nehmen, 
würde die insgesamt teilnehmende Schüle-
rInnenzahl größer. Sicherlich auch die Zahl 
der teilnehmerInnen am protestantischen 
religionsunterricht. Außerdem würde bei 
dem Wahlpflichtfachmodell auch dem re-
ligionslehrer die volle Gewalt des lehrers 
eines »ordentlichen Schulfaches« zu Gebote 
stehen, das »versetzungsrelevant« wäre. 

Verbände wie die 
Humanistische union 
haben mit dem ersten 
teil dieser Berech-
nung kein besonderes 
Problem: Sie könnten 
sich vielmehr ausrech-
nen, dass die Anzahl 
der SchülerInnen, die 
an der von ihnen an-
gebotenen »Humanis-
tischen lebenskunde« 
teilnehmen, noch erheblich stärker steigen 
würde – wie sie das die ganzen letzten Jahre 
hindurch kontinuierlich getan hat, auch nach 
der Einführung des verbindlichen Ethikun-
terrichts. Allerdings könnten sie es nicht be-
grüßen, dass die besondere Beziehung zwi-
schen lebenskundelehrerInnen und ihren 

frieder Otto Wolf, geboren 
1943 in Kiel, lebt als Phi-
losoph in Berlin. Von 1994 
bis 1999 war er Europapar-
lamentarier der Grünen. Seit 
1993 ist er Koordinator des 
Thematischen Netzwerkes 
»Sustainability Strategy« an 

der Freien Universität Berlin. Wolf ist stell-
vertretender Landesvorsitzender de Huma-
nistischen Union, die für gut 47.000 Berliner 
Schülerinnen einen Unterricht in »Humanisti-
scher Lebenskunde« erteilt.

Verbindliches 
Wahlpflichtfach 

statt  
freiwilligem 
Unterricht? 

Kirchliche  
Glaubens- 

vermittlung  
statt  

staatlichen 
Ethikunterricht?

Staatlich 
sanktionierte 
Neubegründung 
der kirchlichen 
Autorität?



20 Freitag 4
23. Januar 2009alltag

Berliner Abende

CArtoon

Bürgerkrieg
Von Gabriele Bärtels

Um elf Uhr macht das Bürgeramt auf. 
Die erste Bürgerin kommt schon um 
zwanzig nach zehn. gleich darauf be-
tritt die zweite den linoleumglänzenden 
Flur und setzt sich zögernd neben die 
erste auf die Bank. »Wie geht das denn 
hier?«, fragt sie zögernd.

Die erste Bürgerin erklärt, dass man 
im Empfangsraum eine Wartenummer 
ausgehändigt bekomme und aufgerufen 
werde. Der Empfang ist verschlossen 
und mit Jalousien verhängt. »Wie-
so kann man die Wartenummer nicht 
schon hier draußen ziehen?« Ein dritter 
Bürger mutmaßt: »Dann würden sich 
die ersten ihre um Mitternacht holen.«

Schweigend starren die Wartenden 
vor sich hin. Um halb elf sind es schon 
zehn, minütlich werden es mehr. alle 
durchlaufen das gleiche Ritual: Flur auf 
und abschauen, Hinweise auf der Emp-
fangstür lesen, so tun, als sähe man die 
anderen Wartenden nicht. 

Weil es freie Bänke nur noch weit 
entfernt vom Empfang gibt, bleiben sie 
jetzt stehen, bilden langsam einen Kreis 
um die glastür. Die luft ist voller Span-
nung, man weicht Blicken aus, prüft sei-
ne Unterlagen zum wiederholten Mal, 
möchte die Rangfolge klarstellen, wagt 
es aber nicht, denn es unternimmt ja 
niemand einen angriff darauf.

Fünfundzwanzig Minuten vor elf sagt 
die zweite Bürgerin zur ersten: »Ich 
werde immer nervöser!«

»Wieso?«
»Jetzt sitzen wir hier schon so lang, 

aber kriegen wir wirklich die erste 
Nummer?«

Der dritte Bürger antwortet betont 
laut, damit alle es mitbekommen: »Wir 
wissen ja, dass wir die Ersten waren. 
Nur die anderen wissen es nicht.«

Die Bürgerin in Pumps, die erst als 
Zwanzigste den Flur betrat und sich di-
rekt neben den Empfang stellte, tut, als 
habe sie nichts gehört.

Die zweite Bürgerin antwortet dem 
Dritten ebenso bühnenlaut: »Es wäre 
unfair, wenn sich jemand vordrängelt.«

Die erste Bürgerin mischt sich ein, 
ihre Worte haben einen drohenden 
Unterton, sind an die zweite Bürgerin 
gerichtet, meint aber alle Wartenden: 
»Das werden wir verhindern.« Ihr lä-
cheln wirkt wie geschminkt.

Es ist zehn vor elf. Vor dem Emp-
fang drängen sich nun fünfundzwanzig 
stehende Bürger. Die auf den Bänken 
mustern sie ganz genau. Wissen sie 
überhaupt, dass hier mal eine Ordnung 
war? Der dritte Bürger löst seine Span-
nung mit einem Kichern: »Das ist eine 
sitzende Schlange. Das Ende ist irgend-
wo dahinten.« Niemand reagiert. Die 
Stehenden wirken wie festgeklebt.

Die erste Bürgerin hält es nicht mehr 
aus. Sie springt auf und schiebt sich de-
monstrativ vor die Bürgerin in Pumps, 
deren Stirn schon die Empfangstür be-
rührte. Diese weicht ohne Widerwort 
zurück, aber man kann nicht wissen, 
ob sie es freiwillig auch getan hätte, in-
sofern bleibt ein Hauch Peinlichkeit in 
der luft.

aber die zweite Bürgerin und der 
dritte haben das Signal verstanden. 
auch sie springen jetzt auf, drängen 
sich um die erste Bürgerin, ganz dicht 
an die Empfangstür. Zusammen fühlen 
sie sich stark. Bis neun Minuten später 
die Jalousie hinter der glastür ruckt, 
unterhalten sie sich angeregt und gut-
gelaunt über völlig andere Sachen. Der 
Rest der Bürger schweigt. 

Wenn sich die glastür öffnet, wird ihr 
Kampf beginnen.

Jochen Schmidt

Heute ist es ein grosses Vergnügen, Bis Dreissig zu zäHlen
Streiche machen die kindliche Welt lebenswert! Aber die Kleinen sind auch nicht mehr das, was wir waren. 
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ganz anders ist es hier beim Kindersingen. 
Die Kinder sind alle lieb zueinander, sie lä-
cheln und Neuankömmlinge werden freudig 
begrüßt. alle klatschen im takt und reichen-
sich die Hände, wenn es im lied heißt »Sag 
allen guten tag.« Wir hätten die Hand hin-
gehalten und dem anderen eine Nase gedreht, 
wenn er sie hätte schütteln wollen. Hier gibt 
es keine Hinterlist. Es sind auch einige Müt-
ter da, die mit ihren fünfjährigen Söhnen 
poussieren wie mit geliebten, man weiß gar 
nicht, wer sich mehr über die lieder freut, die 
Mütter oder ihre Söhne. Ein Kind ist adretter 
gekleidet als das andere. Wie friedlich das al-
les wirkt, wie schön, aber irgendetwas fehlt. 
Die Mädchen könnten alle Rauschgoldengel 
sein, keine schielt oder hat Segelohren, nicht 
einmal X-Beine. Wo sind denn all die Behin-
derten, die man früher auf den Straßen sah? 
»lasset uns singen, singen steckt an ...«, sin-
gen wir. Es sind lieder, die die Ex-Frau  des 
Musikonkels komponiert hat. Wenigstens 
ein Hinweis darauf, dass dies hier keine Sekte 
ist. Warum hat sie ihn verlassen? Hat er ihr 
die Zunge rausgestreckt?

Während der Musikonkel Süßigkeiten für 
die Neuen holt, sollen wir bis 30 zählen. Bei 
uns hätte, wenn die tante den Raum für eine 
Minute verlassen hätte, bei ihrer Rückkehr 

kein Stein mehr auf dem anderen gestanden. 
aber hier zählen die Kinder tatsächlich artig 
bis 30, als sei das ein großes Vergnügen, sie 
würden bestimmt auch bis 300 zählen. Es ist 
wundervoll, wie die moderne Erziehung zum 
friedlichen Miteinander gefruchtet hat, aber 
irgend etwas fehlt.

Im Flur stehen die Schuhe der Kinder, 
niemand hat heimlich die Schnürsenkel zu-
sammengebunden, auch die Jacken sind 
nicht umgekrempelt worden.  Wir ziehen 
uns gemeinsam an. Die großen helfen den 
Kleineren in die Schuhe. alle sind in der ver-
gangenen Stunde wieder ein bisschen perfek-
ter geworden, die Mütter können zufrieden 
sein, ihr Projekt traumkind ist auf einem 
guten Weg. aber etwas habe ich eben doch 
vermisst. 

Solange ich lebe, sage ich mir, ist das Böse 
auf der Welt noch nicht ausgestorben. Ich 
brauche nur einen Streich zu spielen, und 
die gemeinheit, die in mir wohnt, wird wei-
tervererbt. Vielleicht an das Kind, das sich 
hopsend an der Hand seiner Mutter in Rich-
tung gethsemane-Kirche bewegt und jetzt 
einen apfelgriepsch in der Kapuze hat. Klei-
ner Engel, trage die Botschaft weiter, damit 
die Saat aufgehe und die Welt lebenswert 
bleibt.

Abenteuerspielplatz Prenzlauer Berg. Ostberlin vor der Wende
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in den gemeinderäumen bietet die Kirche 
Kindersingen an. Musikschulen sind für uns 
zu teuer, und die Christen arbeiten wie die 
Islamisten, sie ködern unsere Kinder mit so-
zialen leistungen oder gratis-Internet und 
versuchen sie auf diese art dauerhaft zu bin-
den. 

Die Kinder bekommen auf, sich von den 
Eltern langsam Bibelgeschichten vorlesen 
zu lassen, »Maria halt durch, du trägst das 
Jesuskind«, singen sie. Die gemeinderäume 
sind frisch renoviert und ohne besonderen 
Charme, das einzige interessante Detail sind 
die Rollo-Bänder, wie sie auch meine tante 
Ines in Köpenick hatte. Wie sich die Bänder 
zu einer Schnecke aufrollten und wie die Rol-
los herunterratterten, wenn man das Band 
surren ließ, das war neben einem grünen, sa-
gogefüllten Stofffrosch die attraktion in ih-
rer Wohnung. Bis auf diese Rollo-Schnecken, 
die von früher übrig geblieben sind, sieht nun 
alles neu und lebensfroh aus. Dabei müsste 
doch Kirche ein bisschen angst machen, um 
zu funktionieren.

Unsere gemeinderäume in der Samariter-
straße, wo ich als Kind wohnte, waren ein 
geheimnisvolles Reich im Hinterhofparterre, 
es war immer dunkel und bei jedem Schritt 
machte man ein knarrendes geräusch. Durch 
eine Hintertür des Kindergartens betraten 
wir sie einmal in der Woche zur Musik-
stunde. Rotbraunes linoleum, Kerzen mit 
Messingständern, Bilder von Bibelszenen, 
die von afrikanischen Künstlern gezeichnet 
waren, weshalb Jesus seltsam flächig aussah 
und riesige Mandelaugen hatte. Frau Stein-
berg spielte den Flohwalzer, und wir tanzten 
um einen Haufen bunter Bilder, von denen 
man sich bei jeder Unterbrechung der Musik 
eins nehmen durfte.

Hier, im Prenzlauer Berg, ist es hell und 
sonnig. Die Spiele in den Regalen kenne ich 
fast alle nicht. Nur ganz unten liegt »Chance 
oder logik«, ein Spiel aus der DDR, an das 
ich mich noch erinnere, weil ich es damals 
auch besessen habe. Wie ist dieses Spiel hier 
gelandet? auf dem Klavier liegt Das Wort 
läuft, die alte Kinderbibel, auch aus der DDR. 
Ein Stapel davon lag in jeder kirchlichen 
Einrichtung, ich habe es nie aufgeschlagen, 
aber mir wird ganz warm ums Herz. »Oh, 
Sie haben ja Das Wort läuft«, sage ich zum 
Musikonkel. »Das brauche ich als Stütze für 
die Noten«, sagt er.

als ich Kind war, hatte ich hatte nie lust, 
andere Kinder kennen zu lernen, sie waren 
laut, versaut und müffelten. Sogar in der Kir-
che, obwohl wir als Christen doch eigentlich 
gute Menschen waren. aber es gab auch laute 
und müffelnde Christen, es gab sogar einen 
Jungen, dessen gesicht von einer Brandnarbe 
entstellt war, und wir durften es nicht gruslig 
finden, aus gründen der Nächstenliebe.

In der Schule waren wir alle immer mög-
lichst fies zueinander, Mädchen und Jungen 
trennte ein tiefer graben. »Ihr seid alle En-
gel«, sagten sie zu uns, »Engel mit B«. an 
Wandertagen legte man der vor einem ge-
henden Müll in die Kapuze des anoraks 
und freute sich, wenn sie es nicht merkte. 
Man schlich sich von hinten an und drückte 
einem anderen die Knie in die Kniekehlen. 
Man tippte jemanden rechts an und guckte 
von links. Es gab keinen friedlichen Moment. 
Wenn die anderen nicht angriffen, sondern 
sich seltsam ruhig verhielten, hieß das, dass 
man in gefahr schwebte, weil sie etwas be-
sonders fieses ausgeheckt hatten. Manchmal 
bildeten sie dann eine gasse, und man wurde, 
wenn man durchmusste, von beiden Seiten 
hin und hergeschubst. 

Man musste ständig auf der Hut sein, in 
keine Falle zu laufen und zum gespött der 
anderen zu werden. Man sagte »guck mal da 
oben.« Und wenn der andere guckte: »alle 
affen kieken hin.« Wenn jemand einen offe-
nen Hosenstall hatte, sagte man es ihm nicht, 
sondern fing an zu zählen: »1,2,3...« bis er es 
merkte. »17 Kühe sind rausgekommen!« Man 
machte den Mädchen einen so festen Knoten 
in den Jackenärmel, dass sie ihn nicht mehr 
aufbekamen, man streute ihnen zusammen-
gemischtes Hexengewürz auf die Stullen. 
Man zog dem Kleinsten immer wieder die 
Mütze über die augen und sagte »Berlin ist 
duster«. Es hörte nie auf, Spaß zu machen. 
Man stieß jemandem von hinten so gegen die 
Ferse, dass er über sein anderes Bein stolper-
te. Einmal habe ich grit Steinbach ein Bein 
gestellt, es war keine böse absicht, sondern 
einfach nur ein gag, der gemacht werden 
musste. Sie legte sich zwischen den Bankrei-
hen langlegte und ihre Milchtüte schleuderte 
gegen die Wand. Sie heulte, und es tat mir 
leid. Manchmal, sehr selten, kam es vor, dass 
ein Mädchen etwas Nettes zu einem sagte, 
zum Beispiel »Du bist lieb.« aber dem fügte 
sie sofort hinzu: »In Klammern ›Denkste‹.« 
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